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Tagesordnung: — Ordre du jour:

Zollinitiative.
Initiative sur le produit des douanes.

Dieses von 67,828 gültigen Unterschriften unter-
stützte Initiativbegehren lautet folgendermassen :

In die Bundesverfassung ist aufzunehmen als
Art. 30bi":

«.Der Bund hat den Kantonen vom Gesamtbe-
trag der Zölle alljährlich. 2 Franken per Kopf, nach
Massgabe der durch die jeweilige letzte eidgenössische
Volkszählung ermittelten Wohnbevölkerung, zu ver-
abfolgen.

« Diese Verfassungsbestimmung tritt zum ersten
Mal in "Wirksamkeit für das Jahr 1895. »

Cette initiative, appuyée par 67,828 signatures
valables, est formulée comme suit:

Introduire dans la constitution fédérale la dis-
position suivante, comme article 30bls:

« La Confédération doit payer aux cantons,
chaque année, sur le produit total des péages, deux
francs par tête d'habitant, en prenant pour base le
chiffre de la population de résidence ordinaire établi
par le dernier recensement fédéral.

« Cette disposition constitutionnelle entre pour la
première fois en vigueur l'année 1895. »

Anträge
der Kommission des Nationalrates.

20. Juni 1894.

Mehrheit.
(HH. Künzli, Bachmann, Fer, Gaudard, Sonder-

egger [A. Rh.], Vogelsanger, Wyss.)

Die Bundesversammlung empfiehlt dem Schweizer-
volke die Verwerfung der Zollinitiative.

Minderheit.
(HH. Erni, Théraulaz.)

Die Bundesversammlung empfiehlt dem Schweizer-
volke die Annahme der Zollinitiative.

Propositions
de la commission du conseil national.

20 juin 1894.

Majorité.
(MM. Künzli, Bachmann, Fer, Gaudard, Sonder-

egger [Rh. ext.], Vogelsanger, Wyss.)

L'assemblée fédérale recommande au peuple suisse
de - rejeter ,la demande d'initiative sur le produit
des douanes.

Minorité.
(MM. Erni, Théraulaz.)

L'assemblée fédérale recommandé au peuple suisse
d'accepter la demande d'initiative sur le produit
des douanes.
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Antrag
von Hrn. Nationalrat Sonderegger (I.-Rh.).

16. Juni 1894.

In die Bundesverfassung ist aufzunehmen als
Art. 30biB:

«Der Bund hat den Kantonen aus den Einnahmen
der Bundesverwaltung für die Jahre 1895 bis und
mit 1899 jährlich einen Franken per Kopf, nach
Massgabe der durch die jeweilige letzte eidgenössische
Volkszählung ermittelten Wohnbevölkerung, zu ver-
abfolgen.

«Im Falle die jährliche Gesamteinnahme der Zölle
nur noch eine Höhe von 28 Millionen erreicht,
reduziert sich die Beitragspflicht des Bundes an die
Kantone um die Hälfte und falls die jährlichen Zoll-
einnahmen auf 25 Millionen herabsinken, fällt genannte
Beitragspflicht ganz dahin, ebenso auch dann, und
zwar für eine von der Bundesversammlung zu be-
stimmende Zeitdauer, wenn in Folge kriegerischer
oder anderer unvorhergesehener, ausserordentlicher
Ereignisse die volle Finanzkraft des Bundes in An-
spruch genommen wird.»

Proposition
de M. le conseiller national Sonderegger (Rh. int.),

16 juin 1894.

Introduire dans la constitution fédérale la dis-
position suivante comme article 30bi":

La Confédération doit payer aux cantons chaque
année, sur les recettes de l'administration Jfédérale
pendant les années 1895 jusque et y compris 1899,
un franc par tête d'habitant, en prenant pour base
le chiffre de la population de résidence ordinaire
établi par le dernier recensement fédéral.

Si le produit total des douanes n'atteint plus
que la somme de 28 millions de francs par an, la
subvention de la Confédération aux cantons est
réduite de moitié, et si les recettes annuelles des
douanes descendent à 25 millions de francs, ladite
subvention tombe. C'en est également le cas pour une
durée à fixer par l'assemblée fédérale, lorsque, par
suites de guerre ou d'autres événements imprévus
et extraordinaires, toutes les forces financières de
la Confédération se trouveraient engagées.

Antrag von Hrn. Nationalrat Staut».
21. Juni 1894.

In die Bundesverfassung ist aufzunehmen als
Art. 30biB:

«Der Bund hat den Kantonen] vom Gesamtbetrage
der Zölle alljährlich 10°/o abzugeben und zwar nach
Massgabe der Zahl der Wohnbevölkerung, wie sie
jeweilen durch die letzte eidg. Volkszählung ermittelt
worden ist.

Diese Verfassungsbestimmung tritt zum ersten
Mal in Wirksamkeit für das Jahr 1895.»

Proposition de M. le conseiller national Staub.
21 juin 1894.

Introduire dans la constitution fédérale l'article
30bis suivant:

«La Confédération doit payer annuellement aux
cantons 10% du produit total des douanes, -en
prenant pour base le chiffre de la population de
résidence ordinaire établi par le dernier recensement
fédéral.

Cette disposition constitutionnelle entre en vigueur
pour la première fois en 1895.»

Künzli, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sionsmehrheit : Ihre Kommission, welche die Zoll-
initiative zu begutachten hat, teilt sich in Mehrheit
und Minderheit. Die Mehrheit, aus 7 Mitgliedern
bestehend, beantragt Ihnen, es sei dem Volke die
Verwerfung der Initiative zu empfehlen; dagegen
will die Minderheit, aus 2 Mitgliedern bestehend,
dem Volke die Annahme der Initiative empfehlen.

Die Zollinitiative ist von weitgehender politischer
und finanzieller Tragweite. Schon der Umstand
allein, dass nahezu 70,000 Schweizerbürger das
Initiativbegehren unterschrieben haben, beweist, dass
der eidgenössische Staatsgedanke zurückgegangen
ist. Wer hätte es noch vor wenigen Jahren für
möglich gehalten, dass aus dem Volke heraus der
Versuch gemacht würde, die Axt an den Bundes-
staat zu legen, der im Jahre 1848 geschaffen und
im Jahre 1874 weiter ausgebildet wurde? Das Ge-
schlecht, welches den Staatenbund, wie er vor 1848
bestand, in seiner ganzen Ohnmacht noch gesehen

hat, musste dahinsterben, bevor man von einer
Herrlichkeit der Kantone sprechen und bevor man
es wagen durfte, ein Werk anzutasten, für das
einst die erleuchtetsten Männer des Landes gestritten
und das vom Volke lang ersehnt und freudig be-
grüsst worden war. Oder heisst man das nicht die
Axt an die Wurzel des Bundesstaates legen, wenn
dem Bunde die Mittel zu einer gedeihlichen Fort-
entwicklung entzogen werden sollen, wenn das Fi-
nanzsystem des Bundes über den Haufen geworfen
und aufs schwerste gefährdet wird? Ich glaube,
der Bund habe es nicht um die Kantone verdient,
dass in dieser Weise gegen ihn vorgegangen wird.

Der Einheitsstaat mit centralisierter Verwaltung
zählt, wie ich glaube, zur Zeit wenige Anhänger
im Volke, und wenn man die Décentralisation der
Verwaltung will, so wird man auch die Existenz-
berechtigung der Kantone anerkennen müssen.
Wenn aber die Kantone im Organismus der Eid-
genossenschaft notwendig sind, so ist auch dafür zu
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sorgen, dass sie den Aufgaben gerecht werden
können, die an sie gestellt werden, deren Lösung
ihnen obliegt. Ich glaube, an dieser Fürsorge hat
es der Bund den Kantonen gegenüber wahrhaftig
nicht fehlen lassen. Das beweisen die hochinteres-
santen zahlreichen Tabellen, welche in der bundes-
rätlichen Botschaft enthalten sind. Gestatten Sie
mir, aus diesen Tabellen Ihnen die Hauptposten
mitzuteilen. Die Kantone haben vom Bunde seit
Annahme der neuen Bundesverfassung von 1874
folgendes erhalten:

1) Finanzielle Besserstellung der
Kantone durch die Bundes-
verfassung von 1874 Fr. 1,240,668

2) Erträgnisse des Alkoholmo-
nopols vom 1. Sept. 1887
bis 31. Dez. 1893, also in
e'/s Jahren » 33,436,096

3) Beiträge an die gewerbliche
Berufsbildung und Ausstel-
lungen im Inlande » 3,688,488

4) Hebung der Landwirtschaft » 5,692,614
6) Forstwesen, Jagd und Fi-

scherei » 1,436,930
6) Beiträge ®n Strassen und

BrückenbgBten, Flusskorrek-
tionen nid Wildbachver-
bauungen » 54,959,122

Zusammen Fr. 100,453,918
Wenn man von den Erträgnissen des Alkoholmono-

pols eine Summe abzieht, welche dem früheren Betrag
des Ohmgeldes und Octrois entspricht, so bleibt
immer noch eine Mehreinnahme von 12 Millionen,
welche in die Kasse der Kantone geflossen ist. Die
Beiträge für Hebung der Landwirtschaft und an das
Forstwesen werden in Zukunft noch viel grösser
.werden, als sie es jetzt schon sind. Erst in dieser
Session haben Sie eine Million bewilligt zur Unter-
stützung der Landesausstellung in Genf. Hier darf
auch erinnert werden, dass der Bund mit 61/a Mil-
lionen den Bau der Gotthardbahn und der Monte-
Cenere-Bahn unterstüzt hat. "Wir dürfen mit Ge-
nugthuung zurückblicken auf das, was der Bund
seit 1874 für die Kantone und für das Volk gethan
hat. Wie vieles Nützliche, wie viel Segensreiches
ist geschaffen worden, das nicht zu stände gekom-
men wäre ohne die Mitwirkung des Bundes!

Dabei darf aber nicht übersehen werden, dass
wie in der Eidgenossenschaft, so auch in den Kantonen
immer neue Bedürfnisse sich geltend machen. Es
fällt den Kantonen schwer, neue Einnahmsquellen
zu finden, die es ermöglichen würden, dass die
Einnahmen mit den steigenden Ausgaben Schritt
halten können. Daher glaube ich, die Bundesbehörden
werden gut thun, wenn sie auf den Zeitpunkt, wo
das Gleichgewicht in den Bundesfinanzen wieder
hergestellt sein wird, untersuchen, ob es möglich
sei, die Kantone noch weitergehend zu unterstützen,
ob nicht gerade auf demjenigen Gebiete, wo die
Lasten die Kantone am meisten drücken — im
Schul- und Armenwesen — eine Unterstützung des
Bundes angezeigt und durchführbar sei. Ich meine
allerdings, man solle mit aller Vorsicht vorgehen;
die Transfusion des BJutes darf nicht eine solche
sein, dass dabei der Bund schwindsüchtig wird.
Wenn die Führer der Initianten in dieser Weise
vorgegangen wären, so würden sie in diesem Saale

lebhafte Unterstützung gefunden haben. Dass sie
aber in der schwierigsten Zeit, ohne Rücksicht au£
den Stand der Bundesfinanzen, bevor das durch
ausserordentliche Ausgaben herbeigeführte Defizit
wieder ausgeglichen, bevor das Gleichgewicht wieder
hergestellt ist, den Vorschlag machen, dem Bunde
6 Millionen zu entziehen und dieselben an die Kantone
zu verteilen, beweist, dass der Initiative politische
Motive zu Grunde liegen, dass es auf eine Schwächung
des Bundes abgesehen ist. Das wird übrigens auch
im Berichte der Minderheit der Kommission oöcn
zugestanden.

Indem ich einen Augenblick bei diesem Berichte
der Minderheit verweile, mache ich Sie darauf auf-
merksam, dass die Minderheit behauptet, gestützt
auf die von ihr vorgelegten Zahlen, es seien die
Bundesbeiträge und Subventionen hauptsächlich den
gut situierten Kantonen zu teil geworden. Ich glaube,
die von der Minderheit angeführten Zahlen beweisen
gerade das Gegenteil ; sie beweisen, dass diejenigen
Kantone, deren Hülfsquellen die kleinsten sind, am
meisten Bundesbeiträge bezogen haben, und sie be-
weisen ferner, dass es unter diesen Kantonen einige
unersättliche giebt. Die Minderheit der Kommission
spricht dann viel von einem Ausgleiche der Finanzen.
Ja, ist denn das wirklich ein gerechter Ausgleich,
wenn man die Erträgnisse der Zölle auf den Kopî
der Bevölkerung in der ganzen Schweiz verteilt? Wer
bezahlt denn in der Hauptsache die Zölle? Es sind
die Grenzkantone und die industriellen Kantone, und
ich denke, diese Kantone, welche die Zölle in der
Hauptsache bezahlen, werden es vorziehen, die Er-
trägnisse der Zölle in die Bundeskasse, in die ge-
meinsame Kasse des Landes fliessen zu sehen,»statt
dieselben zu teilen mit denjenigen Mitständen,
welche nur wenig an die Zölle beitragen.

Wenn man von einem Ausgleich der Finanzen
spricht, so wird man förmlich auf einen ändern
Gedanken gedrängt; man wird daran erinnert, dass
es in der Schweiz auch eine Ungleichheit der
Rechte giebt. Ich will auf ein einziges Beispiel
hinweisen, darauf, dass im Ständerat die Stimme
des Erfinders des Beutezuges ebensoviel gilt, als die
Stimme eines Vertreters des Kantons Bern oder eines
Vertreters des Kantons Zürich

Ich glaube, die Führer der Initianten haben
nicht gut gethan, den Frieden zu stören, der bisher
zwischen dem Bund und den Kantonen bestand,
einen Streit heraufzubeschwören, von dem sie nicht
wissen, wo er enden wird. Es heisst auch hier:
.Wer Wind säet, der wird Sturm ernten, und wenn
die Initiative angenommen werden sollte, so wird
das nur der Anfang eines langen Kampfes sein, aus
dem zuletzt doch die Bundesfreunde als Sieger her-
vorgehen werden.

Wir haben noch zu untersuchen, in welche Lage
der Bund käme, wenn die Initiative eine Mehrheit
im Schweizervolke erlangen würde. Wäre es mög-
lich, durch Ersparnisse 6 Millionen aufzubringen?
Ja, wo soll man diese Ersparnisse machen? Es ist
nicht möglich, an den Beiträgen an die Kantone
wesentlich zu sparen; denn diese Beiträge beruhen
auf Gesetzen oder Bundesbeschlüssen, die nicht
einseitig abgeändert werden können. Noch auf Jahre
hinaus ist der Bund zu grossen Beiträgen an die
Flusskorrektionen, Wildbachverbauungen, Strassen-
korrektionen verpflichtet. Ersparnisse wären möglich
bei den Bauten; man könnte sich darauf beschränken,
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diejenigen Bauten von Postgebäuden auszuführen,
die schon im Bau begriffen sind und alles weitere
sistieren; dadurch könnte man allerdings vielleicht
eins Million einbringen. Dann kommt noch das
Militärwesen. Die Minderheit sagt, hier könnten ganz
bedeutende Ersparnisse gemacht werden. Sie ersehen
aus der Botschaft, dass auch der Bundesrat ganz
ernstlich darauf bedacht ist, die Ausgaben des
Militärdepartements herabzusetzen. Wir hatten ein
normales Militärbudget im Jahre 1889. Dasselbe war
noch von Bundesrat Hertenstein ausgearbeitet und
nahm Ausgaben in Aussicht im Betrage von 20,246,058
Franken. Die Ausgaben sind dann im Jahre 1893
auf den höchsten Punkt mit Fr. 36,152,149 gestiegen;
im Jahre 1895 werden sie wieder heruntersinken auf
Fr. 22,615,500, und im Jahre 1897 wird das normale
Budget mit rund 21 Millionen wieder erreicht sein.
Ich glaube, etwas höher wird das Zukunftsbudget
immer bleiben müssen, als dasjenige, von 1889, mit
Rücksicht auf den Unterhalt der Festungen und die
Bewachung derselben; allein Sie sehen, dass der
Bundesrat in seinen Berechnungen die Ersparnisse,
die im Militärwesen möglich sind, bereits berück-
fäichtigt hat. Wenn man im Ganzen im Bundeshaushalt
Ersparnisse im Betrage von 2 Millionen machen
könnte, wie ich glaube, dass es möglich sein sollte,
so wird das nicht einmal hinreichen, um das für
das Jahr 1895 vorgesehene Defizit zu decken, und
wir haben noch nichts, um einen Ausfall zu decken,
der durch die Annahme der Initiative entstehen
raüsste.

Wenn wir also Mühe haben, durch Ersparnisse
das Gleichgewicht wieder herzustellen, so könnten
wir die 6 Millionen nicht anders aufbringen, als
durch neue Einnahmen, und welche neue Einnahmen
wurden sich uns da bieten? Zunächst die Geldkon-
tingente der Kantone. Allein ich denke, zu diesem
Hülfsmittel wird man zu allerletzt greifen. Das wäre
doch etwas komisch, wenn man mit der einen Hand
den Kantonen etwas gäbe und es mit der ändern
Hand wieder zurücknähme. Es wäre das allerdings
sehr einfach ; es gäbe keine grosse Kassenbewegung ;
man könnte die Hauptsache mit der Buchung machen.
Freilich würden diejenigen Kantone nicht ganz mit
der Bezahlung der Geldkontingente einverstanden
sein, weche nach der Geldskala mehr herauszahlen
müssten, als sie erhielten. Dann die Zollerhöhung!
Auch hier haben wir nicht durchaus freie Hand;
eine ganze Reihe von Zollpositionen sind durch die
Handlesverträge gebunden, und wir können dieselben
noch 10 Jahre lang nicht erhöhen. Wir müssten die
Erhöhung suchen auf den grossen Konsumartikeln,
wo wirklich etwas zu holen wäre, auf dem Kaffee,
dem Petroleum u. s. w. Nun fragt es sich aber, ob
das wirkich dem Schweizervolk dienen könnte, wenn
wir die Gegenstände des täglichen Gebrauchs, die
der Unbemittelte so nötig hat, wie der Reiche, ver-
teuern würden. Ich glaube kaum, dass dies im
Sinne des Schweizervolkes liege.

Man mag die Sache ansehen, wie man will, so
kommt man immer zum gleichen Schluss: Die An-
nahme der Initiative durch das Volk würde in die
Bundesfinanzen Verwirrung bringen; sie würde den
Kredit des Landes schädigen und den Bund hindern,
in Zukunft grosse Fragen an die Hand zu nehmen.
Unser Land erfreute sich bis jetzt eines sehr guten
Kredites dank der stets sorgfältigen Finanzverwaltung;
allein wenn die Finanzen den Strömungen des Tages

preisgegeben werden, dann wird das Vertrauen, dann
wird der Kredit schwinden. Wir müssen also Sorge
tragen, dass wir diesen Kredit uns erhalten können;
denn wir werden ihn in der Zukunft noch sehr nötig
haben. Und wie soll der Bund die sozialen Fragen
an die Hand nehmen, wenn er keine Geldmittel
zur Verfügung hat? Die Kranken- und Unfallver-
sicherung, die Alters- und Invalidenversorgung harren
der Ausführung, und es wäre wahrhaft beschämend,
wenn die republikanische Schweiz, die mit Volks-
rechten aller Art so reichlich ausgerüstet ist, auf
dem sozialen Gebiet hinter den monarchischen
Staaten noch länger zurückbleiben würde. An der
Ausführung dieser sozialen Gesetze sind namentlich
auch die Kantone und die Gemeinden interessiert;
denn durch diese Gesetze wird sich die Armenlast
vermindern, und es wird zwischen den industriellen
Centren und den bäuerlichen Gemeinden ein billiger
Ausgleich geschaffen. Wie könnte man an .eine
Verstaatlichung der Eisenbahnen denken, wenn der
Kredit des Landes geschädigt würde, oder wie würde
es möglich sein, die Durchbohrung des Simplon an
die Hand zu nehmen oder einen östlichen Alpenpass
zu bauen ohne:eine kräftige Mitwirkung des Bundes?
Die Westschweiz wird noch lange auf die Erfüllung
ihrer dringenden Wünsche bezüglich des Simplon
harren müssen, wenn sie vom Bunde nicht eine
kräftige Unterstützung erhält, und das Gleiche ist
auch in Bezug auf die Ostschweiz der Fall.

Ich meine also, wir sollen uns hüten, den Bund
finanziell zu schwächen. Die Initianten haben mit
ihrem Vorgehen offenbar etwas auf die Missstimmung
gebaut, welche unleugbar gegenwärtig im Volke
herrscht." Und woher kommt diese Missstimmung?
Sie scheint zurückzuführen zu sein auf die wachsende
Bundesbureaukratie, auf den Bau des Parlaments-
gebäudes, auf die zahlreichen Bauten von Post-
gebäuden und auf die grossen Ausgaben im Militär-
wesen.

Was die Bureaukratie betrifft, so scheint es, dass
dieselbe von unserem gegenwärtigen Regierungs-
system unzertrennlich ist; denn wir finden diese
Bureaukratie nicht bloss in der Eidgenossenschaft,
sondern auch in den Kantonen. Es ist zu hoffen,
dass es gelingen werde, durch die Neuorganisation
der Bundesverwaltung dieses Uebel etwas einzu-
schränken. Es ist auch wahr, dass das Parlaments-
gebäude — ich will es jetzt noch so nennen — viel
Geld kostet und dass die bisherigen Räumlichkeiten
noch für einige Zeit ausgereicht hätten. Allein ein-
mal musste dieser Mittelbau zwischen den beiden
Flügeln erstellt werden, und anderseits verlangte
die bauliche Entwickelung der Bundesstadt einen
Entscheid, Ich hoffe auch, dass man sich nach und
nach im Volke mit dem Gedanken befreunden werde,
dass ein der Kraft, dem Ansehen und der Blüte des
Landes entsprechendes Rathaus am Platze sei.

Mit dem Bau von Postgebäuden ist man offenbar
etwas über das Ziel hinausgegangen. Man findet
es nicht verständlich, man begreift nicht, dass auf
einmal ein so grossartiges Bedürfnis nach neuen
Postgebäuden im Lande habe entstehen können.
Man muss zugeben, dass in den grossen Städten
durchaus nicht über das Bedürfnis hinaus gebaut
worden ist; man kann vielleicht eher sagen, es sei
nicht immer auf die kommende Entwicklung des
Verkehrs und Vermehrung der Bevölkerung Rück-
sicht genommen worden. Man kann auch gegen die
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grossen Kosten der Bauplätze in diesen Städten
nicht viel einwenden ; denn die Post gehört eben in
das Centrum des Verkehrs. Dagegen ist man aller-
dings, wie ich glaube, an kleineren Orten mit dem
Bau der Postgebäude etwas über's Ziel hinaus-
geschossen, und wir haben mit Vergnügen bereits
vernommen, dass der Bundesrat darauf dringt, dass
man sich in Zukunft bei diesen Bauten der grössten
Einfachheit befleisse, und es ist auch zu wünschen,
dass der Bundesrat schon in.seinem eigenen Schosse
einige Zurückhaltung zeige; denn wenn einmal ein
Projekt der Bundesversammlung vorgelegt ist, wenn
man einmal in gewissen Bevölkerungskreisen Hoff-
nungen erweckt hat, dann ist es schwer, in der
Bundesversammlung über diese Wünsche hinweg-
zugehen. Es kommen die grossen Ausgaben für das
Militärweseh. Sie alle wissen, dass diese Ausgaben
ausserordentlicher Natur waren; sie sind zurückzu-
führen auf die Befestigungen, auf die Erstellung des
neuen Gewehres und der neuen Munition und auf
die grossen Ausgaben für die Kriegsbereitschaft.
Man wusste zum voraus, dass es nicht ' möglich sein
werde, diese Ausgaben aus den ordentlichen Budget-
Einnahmen zu bestreiten, und deshalb hat man auch
zu wiederholten Malen Anleihen bis zum Betrage
von 30 Millionen zur Deckung dieser ausser-
'ordentlichen Ausgaben beschlossen. Ich glaube nicht,
dass die Notwendigkeit dieser ausserordentlichen
Ausgaben bestritten werden kann, mit Ausnahme
vielleicht der Befestigungen. Der Wert der Be-
festigungen wird seine Probe erst in einem Kriege
zu .bestehen haben. In diesem wird entschieden
werden, ob die Befestigungen am St. Gotthard und
in St. Maurice für unser Land und dessen Ver-
teidigung nützlich seien oder nicht. Ich für meine
Person hege die Ueberzeugung, dass die Stunde
kommen wird, wo man sich glücklich schätzt, jene
Befestigungen zu besitzen. Was im weitern das
Militärbudget anbetrifft, so wird es nicht möglich
sein, unter eine bestimmte Norm hinunterzugehen,
ohne das Militärwesen zu schädigen. Hier heisst es :
entweder — oder ! Entweder will man eine Armee,
die denjenigen Grad der Ausbildung und Schlag-
fertigkeit besitzt, der sie befähigt, das Vaterland mit
Aussicht auf Erfolg zu verteidigen. Oder man will
das nicht, und dann wirdv man auch die Konse-
quenzen zu tragen haben, und man wird sich nicht
beklagen dürfen, wenn einmal ein unglückliches,
selbstverschuldetes Missgeschick über das Land
hereinbricht.

Ich glaube, man dürfe ein ruhiges Gewissen haben,
wenn man hier für das stimmt, was die Pflicht ver-
langt Ich will viel lieber, dass man mir in Friedens-
zeiten Vorwürfe mache, ich sei in Bezug auî das
Militärwesen zu weit, gegangen, als dass man mir
einst in der Stunde der Not die Anklage ins Ge-
sicht schleudern könnte, man habe seine Pflicht
nicht erfüllt und nicht das gethan, was für die Vertei-
digung des Vaterlandes notwendig gewesen wäre.
Uebrigens täuscht man sich, wenn man meint, das
Schweizervolk sei militärfeindlich. Das ist es durch-
aus nicht. Es war allerdings mit den Festungsbauten.
nicht einverstanden, wenigstens nicht im vollen
Umfange, und es ist daher auch gut, wenn man
diesen Ansichten des Volkes einige Rechnung trägt.
Man hat es auch bereits in der Dezembersession
hier ausgesprochen, dass diese Festungsbauten nicht

•fortgeführt werden sollen, dass man den Kredit für

die Planauînahmen an der Luziensteig mit allem
Vorbehalt erteile und dass man nicht daraus den
Schluss ziehen solle, als ob die Bundesversamm-
lung einverstanden sei, an der Luziensteig auch
noch eine Befestigung zu bauen. Aber im übrigen,
was die Feldarmee anbetriSt, so habe ich noch nie
im Volke darüber klagen hören, wenn irgend etwas
für die Ausbildung derselben gethan worden ist.
Verpönt sind nur gewisse Auswüchse unseres Heer-
wesens, welche zu beseitigen wir mit aller Macht
suchen sollen.

Ich komme zum Schluss. Ein halbes Jahrhundert
besteht nun die Schweiz als festgefügter Bundes-
staat. Diese Periode wird in der Geschichte des
Landes als eine der glücklichsten verzeichnet werden.
Friede und stetige, ruhige Fortentwicklung war die
Signatur dieser Epoche. Soll das nun anders werden?
Soll auch hier sich erwahren, dass nichts so schwer
zu ertragen ist, wie eine Reihe von glücklichen
Tagen? Ich hoffe es nicht! Mögen die Herren Ini-
tianten bedemcen, dass jeder Schlag, den sie dem
Gesamtvaterland versetzen, auf sie selbst auch zurück-
fällt; denn sie, wie wir alle, bedürfen eines starken
Bundes. Getrennt sind wir nichts; nur durch Ver-
einigung der Kräfte zu einem starken Bunde können
wir zur Kraft kommen. Einigung thut not; ein
starker Bundesstaat thut uns not. Deshalb hüten wir
uns, diesen Bund zu schwächen, damit er auch
fernerhin die Aufgaben lösen könne, welche die Be-
dürfnisse der Zeit an ihn stellen, damit er auch
fernerhin blühe und gedeihe, geachtet von allen
(Beifall).

M. Gaudard, rapporteur français de la majorité
de la commission : La première manifestation offi-
cielle de la demande d'initiative que nous exami-
nons aujourd'hui est due à notre collègue, M. le
conseiller national Aeby. Cette demande surgit de
nouveau d'une manière plus intensive et dans des
circonstances particulièrement significatives.

Pour tout esprit non prévenu, pour tous
ceux qui examinent la question pour elle-même,
il y a un fait qui doit dominer tout notre débat.
Les pétitionnaires demandent que dès le 1" juin
1895 une somme de 6 millions du francs soit
répartie entre les cantons sur le produit Mal des
péages. Cette expression produit des douanes est
absolument décorative. Ainsi que le message du
conseil fédéral l'expose, il n'y a pas à distinguer,
dans la caisse fédérale, entre les diverses sources
de revenus. En outre, si nous consultons l'état actuel
de nos finances fédérales, nous constatons que
cette demande d'initiative est formulée dans les cir-
constances les plus défavorables, si l'on veut
bien se placer au point de vue des intérêts de la
Confédération. Depuis 1891, les déficits se sont
accumulés: fr. 3,970,109 en 1891, fr. 10,285,805
en 1892, fr. 8,074,912 en 1893. Et les déficits
s'annoncent' encore dans les périodes budgétaires
qui suivent. Le conseil fédéral évalue à fr. 3,575,000
le déficit de 1894, à ir. 4,085,000 celui de 1895
et à fr. 2,290,000 celui de 1896. Et si le conseil
fédéral espère rétablir l'équilibre en 1897, il n'en
est pas moins avéré qui'à ce moment il subsistera
encore un léger déficit.
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Est-ce donc le moment, indépendamment de toute
question de principe, vis-à-vis de déficits accumulés
et d'autres qui sont encore prévus, de désagréger
la fortune fédérale en attribuant chaque année aux
cantons une somme de fr. 6,000,000 qui viendrait
encore augmenter les déficits prévus. Il me semble
que c'est ce premier point de vue qui doit appeler
l'attention de la chambre. Nous disons que la
demande déposée par les initiants est prématurée,
èlle n'est pas opportune, elle se produit précisé-
ment à l'instant où la Confédération a besoin de
toutes ses ressources pour faire face à la situation
actuelle.

Si la demande des pétitionnaires était agréée,
il va de soi que les déficits prévus s'augmenteraient
de fr. 6,000,000 chaque année et qu'en 1897, il
faudrait renoncer à voir l'équilibre rétabli dans les
finances fédérales.

Les initiants se fondent sur différents motifs;
ils accentuent surtout le côté financier de l'entre-
prise, le côté politique est plus où moins dans
l'ombre, et cependant il joue ici un rôle considérable.
Nous avons dit qu'en premier lieu la demande
d'initiative douanière nous paraissait prématurée,
inopportune, et nous pouvons ajouter quant au fond
qu'au point de vue financier elle ne se justifie pas
davantage. Le conseil fédéral — et nous ne saurions
trop rendre hommage aux patientes recherches aux-
quelles le département fédéral des finances s'est
livré — nous expose dans quelles conditions la
Confédération est devenue propriétaire de la re-
cette des péages en 1874, quelles sont les sources
de revenus que les cantons lui ont abandonnées et
quelles sont en même temps les charges dont ils
ont été allégés. Les tableaux qui figurent dans le
rapport du conseil fédéral nous font voir que les
cantons ont tous gagné à cette opération, à l'excep-
tion de Baie-Ville, qui a fait une perte sensible,
et de Baie-Campagne. Cela est indiscutable.

Reste la question de l'ohmgeld. On semble faire
un grief à la Confédération de la suppression de
l'ohmgeld. Tout d'abord, nous avons à observer
que si les cantons ont été privés de l'ohmgeld, ils
ont trouvé immédiatement une compensation suf-
fisante dans la part de bénéfices qui leur a été
allouée lors de l'installation du monopole de l'al-
cool. Si les cantons d'Uri, Lucerne, Fribourg et
Soleure y ont perdu en une certaine mesure, l'expli-
cation en est facile à fournir. Et la perte n'est
pas considérable. En second lieu, ces cantons
seraient mal venus à se plaindre, car le compromis
financier de 1874 leur a apporté une large com-
pensation.

Le bénéfice annuel que le canton d'Uri a retiré
.du compromis est de fr. 5258, celui de Lucerne
fr. 122,420, celui de Fribourg fr. 81,992, celui de
Soleure fi-. 49,499. Pourquoi donc faire un grief
à la Confédération de cette suppression de l'ohm-
geld? Qui a tiré profit de cette suppression? Est-
ce que la Confédération y a gagné un centime?
Qui a retiré les bénéfices de la situation, sinon les
habitants des cantons eux-mêmes, c'est-à-dire dé
ces mêmes cantons qui viennent se plaindre au-
jourd'hui. On a accordé à cette époque la liberté
réelle d'industrie et de commerce à tous les citoyens,
de canton à canton. Les bénéficiaire? de cette
liberté ont été les citoyens et non pas la Confédé-
ration. Je répète que les griefs faits à la Confédé-

ration ne tiennent pas debout et que les cantons
ont certainement tort, quand ils veulent se placer
sur un pareil terrain.

Le plus gros grief des pétitionnaires, celui que
la minorité de la commission soutient avec le plus
d'ardeur, consiste dans l'inégalité qui existe entre
les cantons au sujet des subventions fédérales. Le
mémoire imprimé par les soins de la minorité de
la commission vous parle de la situation misérable
des cantons qui se présentent devant la Confédé-
ration en sollicitant d'eKj Jes subsides et qui cherchent
à apitoyer le législateur. Il semble que ce soit là une
mission absolument incompatible avec la notion de
l'état fédératif tel que nous la connaissons. On veut
substituer à cette demande de subventions un droit
inscrit dans la constitution. Dorénavant, les can-
tons ne se présenteraient plus en simples solliciteurs
devant la caisse fédérale, mais bien plutôt comme
des créanciers exigeant de leurs débiteurs le paie-
ment d'une annuité qui leur serait due. Pour ce
qui nous concerne, nous contestons que l'appré-
ciation, de la minorité de la commission soit juste.
Nous sommes très heureux que l'honorable rappor-
teur de la minorité nous ait fourni l'étude que vous
avez sous les yeux maintenant. Elle ne présente pas
les cantons comme des quémandeurs qui viennent
solliciter la charité de la Confédération, mais elle les
met au bénéfice d'articles constitutionnels, notam-
ment de l'art. 24 de la constitution fédérale qui
dit que la Confédération « concourra à la correction
et à l'endiguement des torrents, ainsi qu'au re-
boisement des régions où ils prennent leur source ...»
et' de l'art. 23 : « La Confédération peut ordonner à
ses frais ou encourager par des subsides les tra-
vaux publics qui intéressent la Suisse ou une par-
tie considérable du pays . . . B

Ces articles, subsisteront, alors même que la
demande d'initiative serait agréée. Seulement, les
cantons se présenteraient devant la Confédération
avec un double titre: d'abord, en créanciers, en
vertu des articles 23 et 24 de la constitution fédé-
rale, puis encore en créanciers d'une somme fixe,
déterminée, dont ils demanderaient le paiement
chaque année. Le rapport de la minorité, en disant
qu'il faut mettre un terme à ces sollicitations, se
contredit lui-même, puisqu'il dit que les principales
villes de la Suisse sont pourvues d'hôtels des postes
et que ce qui reste à faire est peu de chose mais
qu'il y a lieu d'y pourvoir au plustôt.

Ainsi, on ne renonce pas du tout aux per-
spectives de subventions futures, et si nous ne
faisons erreur, le conseil national est nanti
actuellement d'une demande de crédit pour l'achat
d'un terrain affecté à la construction d'un
hôtel des postes à Fribourg. Les pétitionnaires ne
renonceront pas aux avantages que leur assurent
les articles 23 et 24 de la constitution fédérale. Le
tableau élaboré par la minorité de la commission,
tableau qui, dans l'intention des rédacteurs du rap-
port, doit établir des inégalités flagrantes, ne ren-
ferme rien de pareil.

Supposons que l'initiative aboutisse et que do-
rénavant la Confédération ait à allouer chaque année
aux cantons un crédit de frs. 6,000,000, c'est-à-dire
frs. 2 par tête de population. -Nous donnons alors
rendez-vous dans dix ans aux rédacteurs du rap-
port de la minorité: leurs tableaux seront conçus
avec la même disproportion ; mais il y aura à faire '
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entrer dans le compte la somme de frs. 2 pour
chaque âme de population suisse, et la Confédé-
ration aura continué à jouer le rôle qui lui est
assigné par les art. 23 et 24 de la constitution
fédérale, (elle subventionnera toujours les œuvres
d'intérêt général.

Il faut remarquer que ce sont les cantons qui
reçoivent le moins qui sont peut-être le moins por-
tés à se plaindre. Toutes les subventions sont sub-
ordonnées à des dépenses cantonales considérables;
ce sont des subsides qui viennent s'ajouter à d'autres,
cantonaux et communaux. Pourquoi les cantons
qui n'ont pas de dépenses considérables à faire, de
routes coûteuses à construire, qui ne sont pas
obligés, par le fait de leur topographie de s'imposer
les sacrifices que d'autres doivent supporter, pour-
quoi viendraient-ils se plaindre quand d'autres
qui ne jouissent pas des mêmes avantages, des
mêmes privilèges, ne réclament rien?

Le tableau élaboré par la minorité de la com-
mission ne comprend pas toutes les subventions
faites par la Confédération dans un intérêt général.
Des subventions figurent aux bas des tableaux IV,
V, VI, VII des annexes du message du conseil
fédéral. Nous voyons que ces allocations faites
dans l'intérêt de tous, atteignant un chiffre con-
sidérable. Les initiants demandent que la Con-
fédération soit obligée de subventionner les cantons
dans une plus large mesure et sans s'inquiéter de
leurs besoins respectifs. La Confédération peut bien,
dans les mauvais jours, faire appel aux contingents
d'argent des cantons, mais dans les jours heureux,
elle est là pour traiter tous les confédérés de la
même manière. Le système préconisé par les initiants
constituerait certainement une inégalité de traitement.

Les initiants se trompent en second lieu quand
ils se plaignent de l'état général de délabrement
des finances cantonales, et réclament l'aide de la
Confédération. Cet argument est singulier puisqu'il
s'adresse à la Confédération quand ses déficits
s'accumulent les uns sur les autres, qu'elle est hors
d'état de boucler ses comptes par un excédent de
recettes sur les dépenses. Comme nous l'avons
déjà dit, pendant un certain nombre d'années en-
core, des déficits doivent être prévus dans ses
budgets. Comprend-on que les cantons, dont quelques-
uns bouclent avec un boni, se présentent devant
un état obéré pour un certain temps encore, et lui
réclament des subsides? Est-ce juste? Est-ce ce que
la minorité de la commission prétend être la jus-
tice distributive? Nous posons la question à la
minorité de la commission et nous lui demandons
s'il est équitable de mettre la main dans une bourse
qui est à sec et de mettre la Confédération dans
la nécessité de recourir à des moyens que nous
allons examiner tout à l'heure, et qui devraient
rétablir l'équilibre de ses finances.

Le moyen trouvé par la minorité de la com-
mission est celui-ci: diminution des dépenses. La
Confédération fait de ses finances un vrai gaspillage,
elle se livre à toutes ses fantaisies. Nous voudrions
consulter les représentants des cantons qui se trouvent
ici sur cette manière d'envisager les choses. La
critique qu'on adresse à la Confédération n'est-
elle pas adressée à tous les gouvernements can-
tonaux, par des citoyens qui prétendent que l'ad-
ministration se livre à des dépenses désordonnées?
Ne trouverait-on pas dans tous les cantons des gens

pour assurer qu'on s'est livrée à tels ou tels tra-
vaux, achats, opérations, constructions, absolument
funestes au point de vue financier, et ne fournissant
aucun avantage, aucune compensation? C'est tou-
jours le système des deux poids et deux mesures.

Nous pensons que rien n'est parfait, au can-
tonal pas plus qu'au fédéral, mais le remède n'est
pas celui préconisé par la minorité de la com-
mission qui dit qu'il faut mettre un terme aux dé-
penses. Qui le mettra ce terme ? Les cantons ? Alors
les cantons seront des protecteurs, la Confédération
sera protégée par les cantons. Désormais, les
finances fédérales auront un surveillant et ce sur-
veillant, ce sera l'agglomération des cantons.

Et si vous vous livrez à des dépenses plus
fortes, il est très probable que le peuple surviendra
avec de nouvelles demandes d'initiative; il dira:
Vous avez trop dépensé l'année dernière, ce n'est
plus 2 francs, c'est 2. 50, 3, 4, 5 francs que nous
demandons. Le tuteur de la Confédération sera là
avec son tourne-vis et dorénavant les cantons régle-
ront l'activité fédérale et décideront jusqu'à quel
point la Confédération peut subvenir aux dépenses
des cantons et travailler à leur prospérité. Nous
croyons que ce système serait funeste et déplorable.

La minorité de la commission base sa théorie sur
le droit public, mais ce droit public est un droit
tout particulier. Tout d'abord la constitution de 1848
répartissait aux cantons 60 centimes par tête de
population, mais les cantons qui désirent rétablir ce
droit veulent l'élever de 60 centimes ' à 2 francs par
tête de population.

Est ce que l'on s'en tiendra là, ne viendra-t-on
plus rien demander? Nous n'en savons rien ; ce que
nous savons c'est que c'est un principe nouveau et
que nous ne pouvons pas prévoir quelles seront les
conséquences de son application.

Là minorité de la commission s'inspire de cette
idée, que la souveraineté en Suisse réside dans les
cantons; la souveraineté fédérale n'est autre chose
que l'agglomération des pouvoirs qui ont été délé-
gués à la Confédération. La minorité a mal choisi
son argument, il est toujours dangereux de citer un
auteur de droit; les uns interprêtent d'une manière,
les autres d'une autre. La minorité de la commission
a choisi l'ouvrage sur le droit public de M. J. Dubs
pour appuyer sa théorie, mais elle se trompe, car
le passage qu'elle cite n'est pas du tout une affir-
mation de droit, c'est un exposé historique de la
constitution et des droits souverains de la Con-
fédération. Sans doute le point de départ de cette
souveraineté est bien la délégation de certains droits
appartenant aux cantons et que ceux-ci ont cédés
à la Confédération, mais aujourd'hui, nous pourrions
citer l'ouvrage de MM. Morel et Blumer, et dire
que la Confédération est un Etat souverain ayant
des droits à elle qui sont inscrits dans la constitu-
tion et qu'il n'appartient pas aux cantons de venir
réclamer maintenant. C'est sous cette forme que
l'on cherche à amoindrir la souveraineté de la Con-
fédération.

On a accusé le message du conseil fédéral d'être
trop vif, on lui reproche de faire une incursion dans
le domaine politique! Pourtant ce message est bien
doux, au point de vue politique il contient bien peu
de choses et aujourd'hui l'éminent magistrat qui
l'a rédigé doit éprouver quelque satisfaction en lisant
le rapport de la minorité de la commission, il doit
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trouver dans son for intérieur qu'il est bien difficile
de lui demander à lui plus d'objectivité qu'à la
minorité de la commission et je demanderai moi-
même à celle-ci si elle est restée sur un terrain
purement objectif en élaborant son rapport?

Pour répondre à cette question il suffit de lire
quelques passages. Tout d'abord page 8: «II ne
s'agit donc pas, comme on le voit, de décider sim-
plement si les cantons ont, selon l'expression du
conseil fédéral, tiré la courte bûche en 1874, mais
bien de constater si, oui ou non, les bases posées
à cette époque ont encore aujourd'hui leur raison
d'être et, dans le cas contraire, si le. moment n'est
pas venu de les réviser ? Telle est la portée morale
et matérielle de la demande d'initiative, portée beau-
coup plus élevée que celle indiquée par le conseil
fédéral, qui ne voit dans le présent mouvement
populaire qu'un moyen de réaction et, de la part
des promoteurs, l'intention d'ébranler dans ses bases
la constitution et les pouvoirs fédéraux, à défaut
de pouvoir prendre en mains la direction des
affaires. »

Puis page 10: « On sait que l'argent est le nerf
de la guerre, on veut, en le semant généreusement,
qu'il >rapporte une ample moisson d'avantages poli-
tiques. »

Voila'la doctrine de la minorité de la commission,
et nous disons qu'elle a bien su placer la question
sur son terrain, car c'est là son véritable terrain.
-Il ne s'agit pas seulement de savoir s'il faut puiser
dans la caisse fédérale dans un moment défavo-
rable, il ne s'agit pas de savoir si pendant une série
d'années on prépare de gros déficits, il s'agit de
sa,voir si, en coupant les vivres à la Confédération,
on n'aboutira pas indirectement à la révision de la
constitution de 1874. Le rapport de la minorité de
la commission place aussi la question sur son véri-
table terrain lorsqu'il dit page 11: «II nous sera
permis de faire remarquer en première ligne, qu'il
ne saurait, en réalité, être question ici de compromis,
par la raison bien simple que 7'/a états ayant,
comme tels, repoussé ïa révision constitutionnelle
de 1874, ces cantons n'ont évidemment pas eu voix
au chapitre et se sont vus imposer des conditions
arrêtes, sans doute, entre les diverses fractions de
la majorité. Nous n'avons donc, pour ce qui nous
concerne, nullement à tenir compte de ce fait, qui
s'est passé entièrement en dehors des éléments que
nous avons l'honneur de représenter dans cette
assemblée. »

Voilà la vraie doctrine, voilà le point de vue
auquel nous devons nous placer. Et, Messieurs, si
nous n'avions à lutter que contre les éléments dont
il vient d'être question, nous pourrions dire que le
procès du « Beutezug » est fait et que l'initiative ne
passera pas. Malheureusement la demande d'initia-
tive est entourée de l'auréole de l'argent qu'elle
promet aux cantons; la demande d'initiative est
placée sur le terrain de l'intérêt pécuniaire et c'est
à l'aide de ce facteur que l'on espère faire passer
la demande. C'est certainement là le point le plus
dangereux de la question.

Pour nous nous avions toujours cru que les
sacrifices faits de part et d'autre en 1874 étaient
loyaux et sincères. Nous avions toujours cru que
ceux qui représentent ici les opinions les plus di-
verses et opposées s'étaient rencontrés sur des points
pour lequels il n'y aurait plus à discuter, nous avions

toujours cru qu'en 1874, après avoir fixé le but que
la Confédération nouvelle devait poursuivre, on avait
voulu lui fournir les ressources nécessaires à la
réalisation de ce but. Or, on ne peut pas diminuer les
ressources de la Confédération sans lui rendre im-
possible l'accomplissement des de'voirs qui lui ont
été prescrits par le pacte qui a été conclu en 1874.

Pouvons - nous assister à ce spectacle en n'y
voyant qu'une simple question financière, le pays
peut-il s'arrêter à la pensée de l'argent qui rentrera
dans l'escarcelle cantonale, ne doit-il pas s'élever
plus haut et examiner si cette demande n'est pas
un danger, si son acceptation ne constituerait pas
un véritable pas en arrière qui empêcherait la Con-
fédération de travailler à la réalisation du but
qu'elle a poursuivi avec succès jusqu'à présent?

Jetons un coup d'œil sur la période de 20 années
qui s'est écoulée sous l'empire de la constitution de
1874, voyons ce que notre pays est devenu
quelqu'un a-t-il un regret à exprimer? Est que
le travail qui s'est accompli par la Confédéra-
tion, grâce aux droits qui lui ont été garantis par
la constitution de 1874, n'est pas un actif considé-
rable? La Suisse n'a-t-elle pas été un pays heureux
et prospère et veut-on, comme si l'on était jaloux
du succès qui a couronné ses efforts, reprendre à
la Confédération ce. qui lui a été donné en 1874?
D'autre part pouvons-nous dire que l'avenir se pré-
sente sous des couleurs tellement rosés que, dores
et déjà, nous pouvons disposer des finances fédérales?
Ne serions-nous pas les premiers à regretter ce que
nous avons fait, si des circonstances comme celles
dans lesquelles nous nous sommes trouvés précédem-
ment se représentaient.

Il vous souvient qu'il y a quelques années un
puissant ministre voulait dicter sa volonté an peuple •
suisse. Nos magistrats ont répondu de la manière
digne qui convenait à des magistrats républicains,
forts de la justice de leur cause, forts des progrès
qui ont été accomplis depuis 1874. A ce moment
tout le monde applaudit, on était heureux de sentir
qu'il y avait une telle force acquise derrière nous;
cette force, veut-on la diminuer aujourd'hui?

Lorsque nous aurons diminué de 6 millions les
ressources de la Confédération, au lieu d'être un
peuple heureux et prospère, au lieu de voir se
rétablir l'équilibre de notre budget, au lieu de jouir
d'une situation financière qui nous assure le respect
et le crédit à l'étranger, nous aboutirons peut-être,
avec les prétentions toujours plus grandes des péti-
tionnaires, car l'appétit vient en mangeant, à une
situation comme celle dans laquelle se trouve le
parlement d'un grand pays voisin qui depuis des
années, se débat dans des difficultés financières
inextricables. Est-ce que ces discussions donnent de
la force à un pays est-ce qu'elles contribuent vis-
à-vis de l'étranger à lui assurer le respect et le
crédit? S'il est un sujet que nous devons sérieuse-
ment étudier en Suisse c'est celui là; pour que la
Suisse soit forte et respectée il ne faut pas qu'elle
soit plongée dans des difficultés financières et je
répète encore que quel que soit le sort qui sera
réservé à la demande d'initiative, le moment est mal
choisi pour venir puiser à la caisse fédérale.

Nous regrettons d'autant plus la demande d'ini-
tiative qu'elle est motivée par l'opinion que le
compromis de 1874 ne lie pas les états qui ne Font
pas accepté et que d'autre part le moment est peut-^
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être venu de corriger ce qui a été fait depuis 20 ans
et de revoir les bases de ce compromis. Les périodes
agitées des première et seconde révisions en 1872
et -1874 n'ont pas été profitables pour la paix,
magistrats et citoyens se sontheurtés sur un terrain
excessivement brûlant. Aujourd'hui des citoyens nous
disent ne pas être liés par le vote de 1874, ils ne
devraient pas oublier qu'ils étaient en minorité alors
et que, s'il se trouve une majorité en faveur du
Beutezug, ce sera grâce à l'appoint des citoyens qui
veulent remplir leur escarcelle ; mais cette coalition
momentanée ne durera pas. Le rédacteur du mémoire
de la minorité de la commission devrait penser qu'en
écrivant des phrases comme celle que j'ai eu l'hon-
neur de vous lire, il risque d'ouvrir une porte
qui pourrait bien s'ouvrir plus qu'il ne le pense et
laisser passer autre chose que l'initiative douanière
d'aujourd'hui.

Que se ferait-il alors dans ce domaine? Ceux
qui en 1874 n'ont admis qu'à leur corps défen-
dant certaines concessions ne se réveilleraient-ils
pas, ne diraient-ils pas que le moment est venu
de revoir les bases de l'accord intervenu; nombre
de citoyens ne se croiraient-ils pas déliés à son
égard? Pour ce qui nous concerne, nous re-
gretterions de voir ce fait se produire, nous
regretterions de voir la discussion se porter sur un
terrain que nous redoutons en Suisse et qui touche
de près aux sentiments de la minorité de la com-
mission. "C'est pourquoi nous serions heureux de
voir la demande d'initiative écartée, afin que si ja-
mais la discussion se rouvrait sur le terrain con-
fessionnel, nous ayons la satisfaction de la parole
loyalement donnée et du pacte d'amitié conclu qui
ne peut plus être détruit. Nous ne devons per-
mettre à qui que ce soit de revenir aux vives dis-
cussions qui pourraient renaître chez nous.

Ne corrigeons pas l'oeuvre de 1874, laissons-la
telle qu'elle est, soyons heureux de ce que nous
sommes parvenus au bénéfice de ce pacte, restons
sur son terrain en évitant avec soin tout accroc.
C'est là, nous semble-t-il, le devoir des chambres,
non seulement ici, mais leur devoir devant les
électeurs. Certainement le rôle le plus sérieux
qui s'impose à nous doit être de renseigner nos
électeurs non seulement sur le côté financier de la
question qui est soumise au peuple, mais aussi sur
son côté politique, afin de ne pas permettre à la
discussion de se rouvrir sur des questions qui ont
été liquidées et tranchées.

La Confédération n'est pas au bout de sa mis-
sion, elle a une tâche à accomplir, des devoirs nou-
veaux lui ont été imposés. Une révision de la
constitution fédérale a mis dans sa compétence l'or-
ganisation de l'assurance contre la maladie et les
accidents : c'est là un vaste horizon qui s'ouvre de-
vant nous; pour travailler dans ce domaine et con-
tribuer ainsi à la prospérité générale, il faut forcé-
ment que la Confédération ne- renonce à aucune de
ses ressources. Là sera le véritable Beutezug. Sur
ce terrain, nous pourrons tous être d'accord. Les
sacrifices que la Confédération fera seront en faveur
de ceux qui se trouvent dans le besoin. Nous de-
vons lui faciliter sa tâche au moyen de nos efforts,
afin que la Suisse puisse donner le spectacle d'un
pays qui, par sa sagesse et son économie, arrive à
soulager ceux de ses enfants qui souffrent. Mieux
que cela. Un postulat du conseil fédéral qui n'a

pas obtenu grâce devant le conseil national, vient
d'être accueilli favorablement par le conseil des
Etats, et recevra sans doute bientôt un autre accueil
devant le conseil national. D'après ce postulat, le
conseil fédéral serait «invité à présenter, après
examen, un rapport sur la question de savoir si, et
dans l'affirmative, de quelle façon la Confédération
pourrait participer aux institutions destinées à fournir
des renseignements sur le travail (bureaux pnblics
de placement) et à protéger les ouvriers contre les
consequenes du chômage. » Voilà encore un nouvel
aperçu qui se présente devant nous, une porte qui
s'ouvre. La Confédération entrera-t-elle dans cette
voie, nul ne le sait. Si le conseil fédéral doit
étudier la question en toute conscience, s'il doit
pouvoir prendre à ce propos une décision d'une
manière impartiale, il ne faut pas lui couper les
vivres, et tondre les finances fédérales.

Voilà ce que j'avais à dire à l'appui des con-
clusions de la majorité de la commission. Nous
croyons que la demande d'initiative douanière est
intempestive, prématurée, en tout cas inopportune.
Nous croyons que c'est une atteinte sérieuse portée
aux finances de la Confédération, et qu'au point de
vue politique, elle constitue un recul sur les progrès
accomplis depuis la re vision constiutionnelle de 1874,
et un moyen détourné pour l'empêcher de pour-
suivre les buts qui lui ont été tracés.

Nous espérons que le conseil national, et le
peuple suisse après lui, voteront le rejet de cette
demande d'initiative.

Emi, deutscher Berichterstatter der Kommissions-
minderheit: "Wenn der Herr Referent der Majorität,
Herr Oberst Künzli, gesagt hat, diese Frage sei eine
so wichtige, dass sie die Beachtung aller Schweizer-
bürger verdiene, so bin ich mit ihm vollständig
einverstanden; denn diese Frage bedeutet für uns
einen Wendepunkt in dem Verwaltungsleben des
Bundes und auch in demjenigen der Kantone. Wenn
dann aber Herr Oberst Künzli sagt, man wolle
durch das Initiativbegehren die Axt an die Wurzel
des Bundesbaumes legen, so muss ich gegen diese
Aeusserung entschieden Verwahrung einlegen. Die
Initianten wollen nicht die Axt an die Wurzel des
Baumes legen, sondern sie wollen die Stelle eines
Gärtners vertreten, welcher allfällige Auswüchse des
Baumes beschneidet. In dieser Richtung möchte ich
die Aeusserungen des Herrn Referenten berichtigt
haben. Bevor ich auf die Sache selbst eintrete, muss
ich mich im Namen der Minderheit der Kommission
darüber beschweren, dass unsere Vertretung in der
Kommission eine so geringe war. Nur zwei einzige
Mitglieder haben die 68,000 Initianten in der Kom-
mission erhalten ; sieben Mitglieder sind Gegner der
Initiative. Ich glaube, die Zahl der Initianten hätte
das Bureau veranlassen dürfen, wenigstens drei Ver-
treter der Initianten in die Kommission zu wählen.
Ich finde, das . sei keine gleichmässige Behandlung
der Parteien. Im weitern will ich nun nicht auf
Aeusserungen eintreten, welche vor der Behandlung
der Initiative durch die Räte gefallen sind. Ich will
mich nicht über die Behauptung auslassen, das .Ini-
tiativbegehren sei ein Treubruch am Bundesbrieî •
von 18&8. Ich halte dieselbe für ein Produkt über-
reizter Nerven und glaube, ihr Urheber werde diese
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Aeusserung schon bereut haben. Dagegen glaube ich
mich über den Ton beklagen zu dürfen, welchen die
Botschaft des Bundsrates angeschlagen hat. ;Ich bin
mit dem Bundesrat einverstanden, dass auch er das
Recht hat, über die Initiative sich auszusprechen;
allein, wenn dies in einer Weise geschieht, wie es
auf Seite 11, 18, 27 und 28 geschehen ist, so glaube
ich, es vertrage sich das nicht mit der objektiven
Behandlung, die der obersten Behörde zusteht. Es
sind dies Leistungen, welche wir bisher zu sehen
gottlob nicht gewohnt waren.

Uebergehend auf die materielle Behandlung der
Frage, möchte es wohl genügen, wenn ich einfach
auf unsern schriftlichen Bericht verweisen würde;
allein es ist ja Brauch, dass jede Partei eine Rede
halten muss, und wenn dann noch etwas neues hin-
zugefügt werden kann, so darf dieser Brauch nicht
als ein ganz überflüssiger angesehen werden. Die
bundesrätliche Botschaft stösst sich daran, dass das
Initiativbegehren den Betrag von 2 Franken aus den
Zollerträgnissen verlangt und sie- glaubt, unter dem
Titel «Finanzausgleich des Bundes mit den Kantonen»
beweisen zu können, dass die Kantone bei diesem
Ausgleich nicht den kürzern gezogen haben. Dem
muss aber in erster Linie entgegengehalten werden,
das die Initianten ihr Begehren nicht auf Grundlage
d.es Finanzausgleiches von 1874 stellen, sondern dass
sie diesen Beitrag aus den Zollerträgnissen gestüzt
auf die Artikel 118 und 120 der Bundesverfassung
verlangen, indem sie verlangen, es sei eine Revision
derBundesverfassung vorzunehmen. Auf diesemBoden,
glaube ich, sind die Initianten im Recht. Das Recht,
die Revision der Bundesverfassung zu verlangen, ist
ihnen durch die Verfassung selbst und durch die
Gesetze garantiert. Und wenn die Initianten sagen,
es bestehe ein Missverhältnis, welches sich seit 1874
herausgebildet, und dieses Missverhältnis solle durch
eine Verfassungsrevision gehoben werden, so glaube
ich, diese Behauptung sei eine berechtigte, indem
wir durch die amtlichen Tabellen den Nachweis
leisten, dass die Zollverträgnisse in einer Weise an-
gewachsen sind, welche 1874 gar nicht geahnt wurde.

Blicken wir etwas weiter zurück. Bei der Bundes-
revision von 1848 wurde in Artikel 26 der Verfas-
sung stipuliert, dass der Bund den Kantonen als Ent-
schädigung für die Zölle vier Batzen, alte Währung,
auf den Kopf der Bevölkerung nach Massgabe der
Volkszählung von 1838 verabfolgen solle. Diese Ent-
schädigung ist prozentual berechnet ungefähr die
nämliche, welche jetzt durch die Zweifrankenini-
tiative verlangt wird. Wenn nun die Initianten ge-
stützt auf diese frühere Verfassungbestimmung sich
erlauben, heute wieder eine Revision der Bundes-
verfassung zu beantragen, so glauben sie, sie be-
finden sich nach Analogie auf einem rechtlichen
Boden. Wie ich Ihnen schon gesagt habe, sind
die Initianten der Ansicht, das Verhältnis zwischen
den Kantonen und dem Bund sei nicht mehr ein
richtiges und verlangen deshalb, dass dieses Ver-
hältnis in bezeichneter Weise reguliert werde. Von
diesem Gesichtspunkte aus halten sie die Zollini-
tiative als vollständig billig und den Verhältinissen
entsprechend und nicht als übertrieben. Es wird ein-
gewendetj diese Forderung führe ein Missverhältnis
in den Bundesfinanzen herbei, und man will das
durch eine ganze Menge von Tabellen nachweisen,
welche der bundesrätlichen Botschaft beigegeben
sind. Allein wenn wir die Sache näher untersuchen,

so glauben wir, es sei möglich, in der Bundesver-
waltung so viel Ersparnisse zu .machen, dass man
den Initianten gerecht werden kann, ohne dass auî
der ändern Seite die Verwaltung Schaden leidet. Es
hat bei Anlass der Verhandlungen über das Parla-
mentsgebäude Herr Bundesrat Hauser erklärt: «Ich
habe aus meinen Untersuchungen die Ueberzeugung
erlangt, dass es möglich ist, entweder unsere AusT
gaben herabzusetzen oder ihre weitere Erhöhung
zu verhindern, wenn der Bundesrat und die Bundes-
versammlung den guten Willen hierzu haben». Dieser
Ausspruch ist jedenfalls ein ausgezeichnetes Beleg
für das Begehren, dass Ersparnisse gemacht werden,
und er ist auch ein Beleg dafür, dass die Initianten
nicht eine Forderung stellen, welche dem Bundes-
leben gefährlich werden kann.

Gehen wir aber etwas weiter auî die Prüfung
der Sache ein, so finden wir, dass bedeutende Er-
sparnisse ohne Schädigung der Verwaltung möglich
sind. Ich verweise hier in erster Linie auf das Mili-
tärdepartement. Wenn wir die Tabelle von Blumer
überschauen, so haben wir im Jahr 1874 Militär-
ausgaben im Betrage von beinahe/ 5 Millionen, 1875
von beinahe 11 Millionen, 1892 von 31, fast 32
Millionen und 1893 von über 28Vi Millionen. Das
sind Verhältnisse, die unserer republikanischen Ein-
fachheit nicht entsprechen. Man wird mir einwenden,
es sei die NeübewaSnung ein hauptsächlicher Grund
der Erhöhung der Militärausgaben, und ich gebe
gerne zu, dass diese Neubewaffnung zum Vorteil des
Militärs und zum Nutzen für die Freiheit und Sicherheit
des Vaterlandes dient. Ich bin weit enfernt davon,
Einrichtungen zu tadeln, welche für unsere Sicher-
heit von Vorteil sind. Allein es giebt auch in diesen
Dingen eine Grenze, die wir Schweizer bei unsern
beschränkten finanziellen Mitteln nicht überschreiten
dürfen, und ich glaube hier niemand Unrecht zu thun,
wenn ich behaupte, diese Grenze sei in mehreren
Punkten überschritten worden. Ich erwähne hier die
Art und Weise, wie man die Festungen erstellt hat.
Es ist eine Anklage, welche ich gegen die Bundes-
versammlung selbst erhebe, und ich bekenne auch,
dass ich nicht schuldlos daran bin. Allein es ist
besser, man sehe einen Fehler einmal ein, als dass
man fortfährt, ihn zu begehen. Die Art und Weise
wie wir die Festungen erstellt haben, ist eine solche,
die einem intelligenten Hausvater sehr wenig Ehre
machen würde. Wir haben zuerst beschlossen, es
solle eine Festung gebaut werden, dann haben wir
später ein neues Stück Festung bechlossen und noch
später wieder andere Festungsteile, kurz, wir haben
unsere Festungen auf eine Art und Weise gebaut,
wie sie nur möglichst teuer sein kann. Indem
ich dies sage, möchte ich, wie schon bemerkt, nie-
mand wehe thun; allein wir müssen die Wunde be-
rühren, wenn wir sie heilen wollen. Des weitern
erinnere ich Sie an den Schuhhandel, der in den
Räten so viel Aufsehen gemacht hat, ich erinnere
Sie an den Weizenhandel und an die Vorgänge in
der Waöenfabrik. Ich brauche nicht weiter auf diese
Punkte einzugehen. Die Interpellation Vogelsanger
und die gestrigen Bemerkungen von gleicher Seite,
anlässlich der Ratifikation der Rechnung, zielen auf
den gleichen Punkt hin, dass man in diesem Ver-
waltungszweig vorsichtiger sein sollte. Namentlich
dürfte man darin vorsichtiger sein, dass man nicht
immer,, wenn von irgend einer Seite etwas neues .
vorgeschlagen wird, sich sofort damit befassen zu
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müssen glaubt und Proben anstellt, welche unge-
mein kostspielig sind.

Es dürfen noch andere Dinge in Betracht ge-
zogen werden, und ich berufe mich hier auf die
Auseinandersetzungen des Herrn Oberst Künzli,
welcher sagt, dass bei den Bauten Ausgaben ge-
macht worden seien, die unsern Verhältnissen nicht
entsprechen.

Noch ein anderer Punkt beweist, dass man in der
Bundeskasse Geld hat. Wir haben bei der Beratung
des Geschäftsberichtes von Herrn Bundesrat Schenk
vernommen, dass das Departement des Innern,
wenn die Zollinitiative abgewiesen sei, einen Vor-
schlag über die Unterstützung des Schulwesens vor-
legen werde. Diese Beiträge an das Schulwesen
werden, wenn sie wirksam sein sollen, jedenfalls so
gross sein, dass sie der Zweifrankeninitiative in ihrer
finanziellen Tragweite sehr nahe kommen. Wenn
man für diese Richtung Geld hat, warum soll man
es dem Schweizervolk, welches dieses Begehren mit
so grossem Nachdruck stellt, nicht geben? Ich
glaube, es sei richtiger, man gebe es denjenigen,
welche sagen : wir verlangen es gestüzt auf die
Bundesverhältnisse, als wenn man es solchen giebt,
die es nicht begehren und namentlich nicht in der
Form begehren, in der es gegeben werden will. In
der Kommission hat die allgemeine Stimmung ge-
waltet, dass, wenn auch eine Unterstützung an die
Volksschule gegeben werden sol!, man nie und
nimmer damit eine Aufsicht des Bundes verbinden
lassen wili, und ich glaube, der Gesinnung meiner
Freunde hier Ausdruck geben zu sollen, dass wir
von einer zweiten Auflage des Schulvogts nichts
wissen wollen.

Ich glaube, damit sei der Nachweis geleistet,
dass Ersparnisse in der Bundesverwaltung gemacht
werden können, welche diesen Beitrag von 2 Fr.
aus den Zollerträgnissen ermöglichen, ohne dass die
Bundesverwaltung Schaden leidet. Man sagt-zwar
auch, der Bund befinde sich gegenwärtig in der Periode
der Defizite und man könne diesen Beitrag darum
jetzt nicht leisten. Allein wenn wir das Zukunfts-
b.udget überblicken, so finden wir, dass wohl einige
Ersparnisse dabei in Berechnung gezogen worden
sind, dass dies aber lange nicht in dem Masse ge-
schehen ist, wie wir es verlangen zu müssen glauben.
Wenn unser Begehren in dieser Weise berücksich-
tigt wird, so bin ich überzeugt, dass auch die
Defizite in kurzer Zeit, gedeckt sein werden.

Nun wendet man aber ein, der Bund habe den
Kantonen schon lange überreiche Erträgnisse aus
den Zöllen verabfolgt, und in der Botschaft sucht
man dies in verschiedenen Tabellen nachzuweisen.
Allein wenn wir diese Tabellen ansehen, so fällt
uns sofort die Ungleichheit de'r Verteilung auf. Es
ist z. B. in Tabelle V gesagt, wie viel den Kantonen
vom Bund für Hebung der Landwirtschaft geleistet
worden ist. Da haben wir den Kanton Uri mit
14,625 Fr., während Baseistadt nur 1781 Fr. be-
zogen hat. Die Ungleichheit springt, rechnet man
prozentuall nach der Bevölkerungszahl, in die Augen.
So verhält es sich mit allen Tabellen, die Sie in
der bundesrätlichen Botschaft finden. Unser Bericht
zeigt dies einlässlich in der demselben beigelegten
Tabelle. Da haben z. B. Appenzell-Innerrhoden nur
Fr. 1.30, Appenzell-Ausserrhoden nur Fr. 1.23, Basel-
land Fr. 1.70 erhalten, während St. Gallen Fr. 67.50,
Graubünden 54, Obwalden 56 Fr, per Kopf bezog.

Hier muss ich bezüglich der Kantone Uri, Grau-
bünden, Tessin und Wallis eine Bemerkung ein-
flechten. Diese Kantone erscheinen mit einer hohen
Zahl. Allein, wenn wir die Bundesverfassung von
1874 in die Hand nehmen, so finden wir in Art. 30,
Alinea 3, dass diesen Bergkantonen durch die Ver-
fassung Entschädigungen für den Unterhalt der inter-
nationalen Alpenstrassen zugesprochen sind und zwar
dem Kanton Uri 80,000 Fr., Graubünden 200,000 Fr.,
Tessin 200,000 Fr., Wallis 50,000 Fr. Diese Summen
können also nicht als Subvention, sondern müssen
als vertraglich stipulierte Entschädigungen für den
Unterhalt der internationalen Strassen bezeichnet
werden, also an WTerke, an denen nicht nur diese
Kantone, sondern die ganze Eidgenossenschaft par-
tizipiert.

Wenn wir nun trotz diesen Subventionen ver-
langen, dass zwei Franken auf den Kopf der Be-
völkerung an die Kantone abgegeben werden, so
bezwecken wir damit, dass nicht einzelne Teile der
Eidgenossenschaft speziell begünstigt und andere ver-"
nachlässig! werden. Wir glauben, es seien alle
Bürger berechtigt, an den Gaben der Mutter Helvetia
teilzunehmen, und es sei Unrecht, wenn man die
kleinen Kantone, namentlich die Landschaft, zurück-
drängt und alles nur den grössern Zentren verab-
folgt. Allein man wendet ein, durch diese Verab-
folgung eines Teils der Zollerträgnisse an das Volk
bewirke man, dass die Zölle beständig in einer Höhe
gehalten werden müssen, welche dem Verkehr
schädlich sei. Ich bin der Letzte, der dafür wäre,
dass man die Zölle auf dieser Höhe erhalten soll.1

Ich glaube, wenn die Verhältnisse mit unserm west-
lichen Nachbar sich wieder ändern, wenn überhaupt
das freihändlerische System wieder mehr in den
Vordergrund tritt, werden die Zölle wieder sinken,
und wenn dann die Zölle weniger abwerfen, so
werden wir in einigen Jahren einsehen, dass die Er-
sparnisse, welche wir gemacht haben, die Minder-
einnahmen vollauf decken.

Nun die Frage: Wer bezahlt die Zölle? Da säge
ich : Die Zölle bezahlt das Volk. Herr Oberst Künzli
hat allerdings gesagt, dass die Industrie die Zölle
bezahle. Es ist ja richtig, dass die Industrie eben-
falls Zölle bezahlt; allein auch die Landwirtschaft
entrichtet solche. Die Ausfuhr der landwirtschaft-
lichen Produkte und die Einfuhr der Bedürfnisse dés
Volkes sind ebenfalls mit Zöllen belegt. Wenn das
Volk im allgemeinen — ich zähle hier die Industrie
so gut wie die Landwirtschaft zum Volke — die
Zölle bezahlt, so hat es auch einiges Recht, zu
sagen, dass man ihm aus der Kasse, welche diese
Zollerträgnisse einnimmt, auch wieder eine Ent-
schädigung zukommen lasse. Von diesem Gesichts-
punkte aus ist es daher gerechtfertigt, dass man das
Volk berücksichtige. Allein man wendet ein, die
Kantone sollen dafür sorgen, dass sie mit ihren
eigenen Einnahmen bestehen können, und man hat
mit grossem Nachdruck betont, wie da und dort
Steuern bezahlt werden, die an einigen Orten nicht
möglich wären. Ich mag es jedem Kanton gönnen,
wenn sein Volk gern Steuern bezahlt, und ich be-
neide diejenigen auch nicht, welche auf der einen
Seite direkte und auf der ändern Seite indirekte
Steuern bezahlen wollen. Allein ich glaube, dass
wenig Kantone so absolute Freunde grosser Steuern
sind. Ich weiss wenigstens, dass viele Kantone nur
mit grosser Mühe ein neues Steuergesetz zustande
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Bringen. Ich kann aus eigener Erfahrung konstatieren,
dass der Kanton Luzern grosse Muhe hatte, sein
neues Steuergesetz unter Dach zu bringen. Dieser
Umstand allein sollte uns zum Nachdenken bewegen,
ob es nicht angezeigt sei, den kantonalen Finanzen
auf anderai "Wege aufzuhelfen. Es ist allerdings
richtig, dass die Bedürfnisse des Bundes und der
Kantone befriedigt werden müssen; allein es kommt
eben darauf an, ob man den rechten Weg findet. Ich
glaube, der Weg sei wohl der richtige, wenn man
eine gleichmässige Steuergesetzgebung einführen
kann ; aber der Weg ist nicht zu betreten für Fälle,
wo man auf der einen Seite die Steuern hinauf-
schrauben will und auf der ändern Seite das Volk
durch Zölle weiter belastet.'

Wenn ich vorhin gesagt habe, dass das Subven-
tionssystem mit Rücksicht auî seine Ungleichheit
ein unrichtiges sei und wenn ich die Behauptung
aufgestellt habe, dass durch diese Zweifrankenini-
tiative der richtige Weg gefunden sei, den Kantonen
unter die Arme zu greifen, so berufe ich mich hie-
für nochmals auf die bundesrätliche Botschaft. Ich
wiederhole nochmals, dass aus den in dieser Bot-
schaft enthaltenen Tabellen der Beweis geleistet ist,
wie unglücklich die Verteilung stattfindet. Daher
glaube ich berechtigt zu sein, das Begehren der
Initianten zu unterstützen, in dem Sinne, dass man
es gewährt. Man hat uns allerdings als nicht bundes-
îreundlich hingestellt; allein ich wiederhole noch-
mals, dass ich diese Zulage ablehne. Wenn es sich
darum handelt, das Wohl des Vaterlandes zu fördern
und die Freiheit und Sicherheit des Landes zu
iächützen und zu wahren, werden die Initianten sicher
nicht die letzten sein, welche für die Freiheit des
Vaterlandes einstehen. Ich wiederhole, was in unserm
Berichte auî Seite 14 gesagt wird : «Diese Situation
giebt uns die Lehre, das ökonomische Wohlsein von
Bund und Kantonen in Zukunft nicht mehr von
einander zu trennen, sondern auch au! diesem Ge-
biete Hand in Hand miteinander zu gehen. Hätten
wir im Jahre 1848 den Satz aufgestellt, dass über
eine gewisse, dem Bunde zum Leben notwendige
Summe hinaus die Zolleinnahmen den Kantonen min-
destens zur Hälfte verbleiben, so würden beide Teile
sich natürlich fortentwickelt haben, und wir sässen
heute nicht in der Klemme. Sollte man in der
Folge zu irgend welchen Kombinationen ähnlicher
Art gelangen, so erinnere man sich der gemachten
Erfahrung. »

Gestützt auf meine Erörterungen und auf unsern
Bericht, empfehle ich Ihnen den Antrag der Kom-
missionsminderheit.

Präsident : Bevor ich das Wort weiter gebe, sehe
ich mich veranlasst, in Bezug auf eine Bemerkung,
welche der Herr Vorredner in betreff der Zusammen-
setzung der Kommission gemacht hat, etwas zu er-
widern. Der Herr Vorredner hat sich dahin ge-
äussert, dass das Bureau sich bei der Zusammen-
setzung der Kommission einer Parteinahme zu uri-
gunsten der Initianten schuldig gemacht habe. Ich
protestiere auf Grund nachfolgender Auseinander-
setzungen gegen diese Zulage.

Die Zusammensetzung dieser Kommission ist
vom Rate dem Bureau übertragen worden und das
Bureau hat, obschon in demselben die verschiedenen

Parteien des Rates vertreten sind, die erfolgte Zu-
sammensetzung der Kommission einstimmig ge-
nehmigt.

In Bezug auf die Parteien, welche in dieser
Kommission vertreten sind, hat das Bureau, in An-
betracht, dass es sich um eine politische Frage
handelt, darauf Bedacht genommen, die Angehörigen
der verschiedenen parlamentarischen Gruppen bei-
zuziehen. Die Zusammensetzung ist nach dieser
Richtung folgendermassen erfolgt. Die Kommission
besteht aus 9 Mitgliedern. Von diesen gehören 4
der radikaldemokratischen Gruppe, welche annähernd
die Hälfte der Mitglieder des Rates umfasst, 2 der
liberaldemokratischen, dem Zentrum, 2 der Rechten
und l Mitglied keiner der betreffenden parlamen-
tarischen Gruppen an.. In Bezug auf die Stärke der
Gruppen im Rate bemerke ich, dass nach einer vom
Bureau gemachten Zusammenstellung der radikal-
demokratischen Gruppe 80, der Rechten 29, dem
Zentrum 26 und den Unabhängigen 11 Mitglieder an-
gehören. Sie sehen also, dass, wenn man von den
politischen Richtungen, die im Rate vertreten sind,
ausgeht, die Zusammensetzung dieser Kommission
eine durchaus angemessene war.

Was die Stellungnahme der Mitglieder zu der in
Frage stehenden Initiative betrifft, so war die Stel-
lungnahme der einzelnen Mitglieder dem Bureau
gar nicht von vornherein bekannt. Wir glauben auch
nicht, dass es im Zwecke der Zusammensetzung der
Kommissionen liege, dass man nur Mitglieder, von
denen von vornherein ihre Meinung als eine ge-
machte bekannt ist, in die Kommissionen wählt.
Denn. der Zweck der Kommissionalberatung ist die
Besprechung der zugewiesenen Vorlage durch gegen-
seitigen Austausch der Meinungen, und die ver-
schiedenen Vorgänge, welche aus dem Schosse der
Komission bekannt geworden sind, haben am besten
bewiesen, dass in der Kommission eine durchaus
unabhängige und selbständige Beratung stattgefunden
hat. Schliesslich bemerke ich noch, dass wir, wenn
man jeweilen auf die Zahl der Initianten, also hier
auf die 67,000, abstellen wollte, um diese bei der Zu-
sammensetzung der Kommission zu berücksichtigen,
auf einen durchaus unrichtigen Boden kommen
würde. Denn bei der Zusammensetzung der Kom-
mission ist nicht die Zahl der Initianten, sondern
die Zusammensetzung unseres Rates massgebend.
Im übrigen stehen den 67,000 Initianten 650,000
stimmberechtigte Schweizerbürger gegenüber.

Soviel in Bezug auf diese Bemerkung, die gegen
das Bureau gerichtet war und die ich als Vor-
sitzender des Bureaus zurückweisen muss.

M. ThAraulaz: Je pourrais certainement me
dispenser de prendre la parole pour ne pas allonger
inutilement cette discussion, attendu que les arguments
que j'ai à vous développer sont contenus dans le
rapport imprimé qui vous a été distribué hier et
qui expose la manière de voir de la minorité de
votre commission.

Si donc je prends la parole, c'est uniquement
pour relover quelques observations présentées par
l'honorable rapporteur français de la majorité de la
commission.

Avant d'avoir entendu le rapporteur français,
avant même d'avoir lu le message du conseil fédéral,
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il était évident pour nous que les adversaires, les
rejetants de la demande d'initiative, poseraient ce
fait, à savoir que les initiants cherchaient à ruiner
la Confédération par l'initiative douanière.

Voilà l'argument essentiel des adversaires de
l'initiative, et je le comprends, car c'est en réalité
le seul argument qui ait une portée sérieuse et
puisse faire quelque impression sur le peuple. Aussi
l'emploie-t-on de toute façon, de toute manière.

Nous avons déjà réfuté dans notre rapport cette
accusation qui nous représente comme voulant
l'affaiblissement et la ruine de la Confédération.
Non, tel n'est pas notre but. Nous nous croyons
aussi bons citoyens que n'importe quel membre de
la Confédération suisse. Non, nous ne voulons
nullement affaiblir ou démolir la Confédération suisse,
nous voulons simplement maintenir l'équilibre et le
parallélisme entre les deux souverainetés de la
Suisse, souveraineté cantonale et souveraineté
fédérale.

Nous estimons à juste titre que la Confédération
a tenté de sortir de son rôle en exerçant sur la
souveraineté cantonale un empire qui dépasse les
limites de la constitution fédérale. Et comme nous
l'avons dit, si les initiants ont choisi la forme que
vous connaissez pour poser leur question, ils auraient
pu de même en choisir une autre, en réalité la
question est posée sur ce terrain-là.

Nous demandons si la Confédération peut entrer
en matière, si elle peut examiner ce point de la
question, et le message du conseil fédéral répond
par une double fin de non-recevoir. On nous dit:
Dans cette cause, nous ne voulons pas examiner la
question, nous la repoussons parce qu'elle est
absolument révolutionnaire ou réactionnaire — je
me trompe, le mot de révolutionnaire n'y est pas —
et d'un autre côté, nous la repoussons parce que
nos finances ne nous permettraient pas de faire face aux
engagements que nous prendrions. Depuis lors, au
sein de cette assemblée et au sein de la commission,
nous avons constaté, nous représentants de la
minorité avec une certaine satisfaction, que l'on
insistait en haut lieu beaucoup moins déjà qu'au
début sur la première question et que l'on se
cantonnait beaucoup plus dans a question financière,
avec une rédaction qui disait que la situation des
finances ne nous permettait pas jusqu'en 1897
d'examiner la question. Eh bien, Messieurs, laissons
de côté la première question et arrêtons-nous à la
question matérielle. Pouvons-nous faire face à cette
demande? Je crois que oui. Je crois que nous
le pouvons par le moyen des économies. Ces
économies, avec un peu de bonne volonté, seront
faciles à trouver. Le peuple suisse se plaint justement
du manque d'économie. Abstraction faite des frs. 2
par tête de population qui seraient distribués à
chaque canton, il saluera avec'uììe immense satis-
faction cette modification apportée dans notre ménage
fédéral, et qui popularisera dans une grande mesure
les autorités fédérales. Je n'insiste pas davantage
sur ce point-là.

Permettez-moi de mentionner la surprise qui
nous était réservée de la part de l'honorable rap-
porteur français de la commission. L'honorable
M. Gaudard s'est écrié : Mais tout est parfait dans
cette constitution de 1874 ; ne corrigeons rien, lais-
sons les choses en l'état où elles sont actuellement;
arrêtons notre montre à 1874. Je suis très recon-

naissant à l'honorable M. Gaudard de ce qu'il n'est
pas remonté jusqu'en 1848. Est-ce que l'essence
d'une constitution n'est pas d'être révisée en tous
temps? Est-ce que le progrès d'un pays, d'une
nation, à tous les points de vue, n'est pas intime
ment attaché à la révision graduelle, progressive,
normale de ses instutions? Si donc l'on tient tant
à la stabilité, à l'immobilisme sur le terrain fédéral,
que n'applique-t-on le même système sur le
terrain cantonal? Or, ori a insisté par tous les
moyens possibles, parlementaires et autres, auprès
du canton de Fribourg, pour lui faire réviser sa
constitution. Et j'ai le plaisir d'annoncer qu'il a été
donné satisfaction à cette demande. Il en est de
la constitution fédérale comme des constitutions
cantonales : toutes doivent être révisées un moment
ou l'autre, et Dieu sait combien de fois depuis
1874 notre constitution fédérale a été révisée, elle
l'a été presque chaque année dans tous les do-
maines, sur toutes les questions et elle le sera
toujours plus maintenant que le peuple a en mains
l'initiative de présenter des modifications constitu-
tionnelles.

Voilà ce que je voulais vous dire en réponse
aux observations présentées par le rapporteur fran-
çais de la commission.

Je relèverai encore un point. L'honorable M. Gau-
dard — sans doute c'est un lapsus, je suis per-
suadé qu'il n'y a mis aucune intention mauvaise —
a déclaré avoir trouvé dans le rapport de la mi-
norité de la commission le mot gaspillage. Je crois
que ce mot n'y est pas. J'ai revu rapidement les
15 pages du rapport pour voir si peut-être un
prote maladroit avait intercalé ce mot. Il ne m'a
pas été possible de le découvrir; il y a le mot
relâchement et celui de prodigalité. Mais, qui dit
gaspillage dit en quelque sorte mauvaise foi, inten-
tion dolosive. tandis que la prodigalité est le
fait des âmes généreuses, et par conséquent ne
saurait pas être imputée à mal par le rapporteur
de la commission.

Encore deux petits points qui n'ont pas été
touchés dans le rapport qui vous a été distribué
en ce qui concerne la situation vis-à-vis de l'ini-
tiative douanière des populations suisses des fron-
tières. Je reconnais que c'est là un des principaux
arguments, celui qui en apparence du moins a le
plus de portée dans le débat actuel. Je crois néan-
moins qu'il ne faut pas s'en exagérer l'importance,
je crois que les tarifs douaniers sont dans une dé-
pendance trop étroite de la situation générale, non
pas du pays seulement mais de la contrée, de tout
le continent, même de plusieurs continents à la fois
pour que la question de la hausse ou de la baisse
de ces tarifs puisse être absolument liée à celle de
l'initiative des deux francs. Ce serait chercher une
cause dans des choses qui n'ont pas assez d'im-
portance. Ce n'est pas par principe que l'on est
libre échangiste ou protectionniste, il n'y a pas de
principes dans cette matière, qui est toute d'oppor-
tunité, on est forcément libre échangiste ou. pro-
tectionniste suivant que la situation générale l'im-
pose, surtout dans un petit pays comme la Suisse,
qui ne peut pas prétendre faire la loi à ses puis-
sants voisins. Il ne faudrait donc pas que les ci-
toyens suisses qui, je le sais, ont actuellement à
souffrir de la situation qui leur est faite par l'élé-
vation des tarifs douaniers et qui supportent tout
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le poids de la lutte, il ne faudrait pas, dis-je, que
ces citoyens s'imaginent que ces tarifs seront éter-
nellement rivés à la hausse, parce que l'on aurait
admis l'initiative douanière.

Il y a un autre point dans le message du con-
seil, fédéral, celui-ci parle avec une grande con-
viction, je me plais à le reconnaître, du tort que
l'initiative pourrait faire au crédit de la Suisse. Ici
encore je crois que l'on exagère, on suppose un
véritable assaut donné -par le peuple suisse à la
caisse fédérale, dans laquelle chaque citoyen vien-
drait prendre 2 francs. Croit-on que cet assaut se
ferait d'une façon anarchiste? Il n'en est rien,
ce prélèvement s'opérerait en suite de la ré-
vision constitutionnelle d'après une forme légale
à déterminer et qui serait régulièrement établie.
Or jS dis, Messieurs, que si l'administration fé-
dérale, stimulée par la nouvelle charge qui lui
serait imposée, en faisait le point de départ de
la réalisation d'économies, je dis que grâce à une
saine administration des deniers de la Confédération,
celle-ci arriverait à équilibrer son budget nonobs-
tant le payement de 6 millions. Le crédit de la
Confédération s'élèverait d'autant et ce serait la
preuve de l'élasticité du budget et de la stabilité
du crédit et des institutions nationales. Sans doute,
on pourrait faire mentir le point de vue des ini-
tiants en augmentant les dépenses, en s'attachant à
produire les résultats malheureux que l'on a pré-
dits, mais quel est l'homme préposé à la tête des
affaires fédérales qui pourrait faire une telle œuvre?
De ce côté-là il n'y a rien à craindre et je suis
assuré que l'admission de l'initiative serait au con-
traire un puissant stimulant pour les administrateurs
de la Confédération que tout le monde estime et
qui s'appliqueraient à réaliser toutes les économies
possibles.

Voilà ce que j'avais à dire à propos de la de-
mande d'initiative. Je m'excuse d'avoir retenu si
longtemps l'attention du conseil et je conclus en
disant que la minorité de la commission maintient
les considérations et conclusions de son message
tendant à faire recommander par l'assemblée fédé-
rale au peuple suisse l'acceptation de la demande
d'initiative douanière.

Sonderegger(A.-Rh.): Nachdem festgestellt war,
dass sich die nötige Anzahl Stimmen für dieses
Initiativbegehren finden liess, erscholl ein Ruf durch
den grössten Teil der freisinnigen Partei in der
Schweiz, es sei gegen dieses Begehren energisch
Stellung zu nehmen. Diesem Gefühle wurde allseitig
Ausdruck verliehen in Versammlungen, in Vorträgen,
durch die Presse, mit der Begründung, dass ein
diesfallsiger Beschluss durch das Volk für die Fort-
existenz des Bundes, an welche je länger je grössere
Anforderungen gestellt werden, verhängnisvoll wäre.
Es würde dadurch eine Schwächung des Bundes
erzielt, welche es ihm unmöglich machen würde,
seinen Verpflichtungen nach allen Richtungen nach-
zukommen, wie bis anhin. Wem es daran gelegen
sei, dass der Bund auf Grund der vom Schweizer-
volk mit grosser Mehrheit angenommenen Bundes-
verfassung sich in fortschrittlichem Sinne weiter
entwickle, wem es mit der Lösung der sozialen
Frage unter Mithülfe des Bundes ernst sei, zu

welcher der Bund nicht bloss den Willen, sondern
auch die finanzielle Kraft durchaus nötig habe, könne
unmöglich diesem Initiativbegehren beistimmen.
Dieser Stimmung wurde denn auch bei der Organi-
sation und Sammlung der freisinnigen Partei in
Ölten in beredten Worten Ausdruck verliehen und
auch in einem Appell ans Schweizervolk Verwerfung
des Begehrens empfohlen.

Es liegt nun die Botschaft des Bundesrates vor
Ihnen, welche in richtiger, energischer Weise zum
gleichen Schlüsse gelangt und den Nachweis leistet,
dass die Schweiz auf die Abgabe eines Teils der
Zolleinnahmen nicht eintreten könne, wenn der Bund
auch fernerhin unsere Wehrkraft stärken, Land-
wirtschaft, Handel, Industrie und Gewerbe unter-
stützen, grössere nationale Werke errichten und an
Gewässerkorrektionen Subventionen bewilligen solle,
sofern ihm nicht andere Hülfsmittel zur Verfügung
gestellt werden. Als solche Hülfsmittel werden ge-
nannt das Geldkontingent der Kantone und die Zoll-
erhöhung. Was das erstere anbetrifft, so wird von
vornherein davon Umgang genommen werden müssen,
weil dasselbe noch grössere Unbilligkeiten zu Tage
fördern würde, als sie schon jetzt bestehen. Eine
Zollerhöhung kann und darf nicht eintreten, einmal
weil wir für lange Zeit gebunden, und anderseits,
indem schon jezt die Zölle auf gewisse Artikel, wie
Rohstoffe, hoch genug sind und nur deshalb accep-
tiert wurden, um für Industrie, Landwirtschaft und
Gewerbe von unseren Nachbarstaaten Konzessionen
zu erreichen, was beim Abschluss von Handelsver-
trägen mit Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Italien
und anderen Staaten ermöglicht wurde, mit Frank-
reich dagegen leider nicht. Eine weitere Erhöhung
der Zölle hätte nur die Folge, dass der tägliche
Lebensunterhalt verteuert und unsere Industrie
weniger konkurrenzfähig würde. Gegen diese weitere
Belastung muss energisch Stellung genommen werden.

Dieses Begehren um Abgabe eines Teils der
Zölle wurde übrigens, wie Sie sich erinnern werden,
hier schon zu wiederholten malen gestellt, und zwar,
wenn ich nicht irre, von Vertretern der Kantone
Freiburg und Luzern. Man ist aber mit aller Kraft
diesem Begehren entgegengetreten, und mit er-
drückender Mehrheit wurde dasselbe abgelehnt.
Durch die Einführung der Volksinitiative, jenem,
nach meiner Ansicht, für die Eidgenossenschaft ver-
hängnisvollen Entscheid, wurde es nun zustande
gebracht, dass diese Frage nun zum Entscheid vor
das Volk gelangt. Und in der That ist diese Frage
eine gefährliche und bestechende. Welcher Kanton
wäre nicht im Falle, vom Bunde noch mehr zu
verlangen oder anzunehmen, als bis anhin?

Unser Kanton, Appenzell-Ausserrhoden, welcher
laut der im Bericht der Kommissionsminderheit ent-
haltenen Tabelle die Ehre hat, auf den Kopf der
Bevölkerung den kleinsten Bundesbeitrag, nämlich
Fr. 1.23, erhalten zu haben, während ein noch
kleinerer Kanton, nämlich Uri, den grössten Beitrag
mit Fr. 154.50 bezog, hat derart hohe direkte
Steuern zu entrichten, dass eine grössere Beitrags-
leistung des Bundes nur zu begrüssen wäre, und man
könnte sich füglich wundern, wie es komme, dass
ein Vertreter diese Kantons, wie ich hoffe im Ein-
verständnis seiner Kollegen und der Mehrheit des
Volkes, sich mit dieser Beitragsleistung an die Kan-
tone nicht befreunden könne. Allein die Frage ist
und bleibt eben die : Kann der Bund zu einer Zeit,



— 51 —

in welcher die finanzielle Lage des Bundes keine
rosige ist, indem unsere Staatsrechnung noch jähr-
liche Defizite aufweist und infolge dessen das finan-
zielle Gleichgewicht wieder hergestellt werden sollte,
eine solche Schwächung seiner Finanzen ertragen?
Und hierauf antworte ich mit einem entschiedenen
Nein. Es ist vor allem aus das Gleichgewicht der
Finanzen wieder herzustellen. Ich gebe zu, dass
auch allseitig grössere Sparsamkeit eintreten sollte,
und hier muss ich mich noch auf einen Punkt be-
ziehen, der vielleicht bis jetzt noch zu wenig zur
Geltung gekommen ist. Es ist nämlich noch be-
sonders hervorzuheben, dass eben auch Unvorge-
sehenes,, z. B. eine Truppenaufstellung oder gar der
Ausbruch eines Krieges eintreten könnte; wie steht
es dann mit unsern Finanzen, wie wenig sind wir
hiefür eingerichtet! Gerade in solchen Fällen kann
nur ein starker, mit guten finanziellen Hülfsmitteln
ausgerüsteter Bund seine Pflicht erfüllen. Und
wenn die Zolleinnahmen infolge eingetretener Krisen
oder anderer Verhältnisse sich bedeutend vermindern
und durch Volksentscheid, unbekümmert um diese
Verhältnisse, jährlich 6 Millionen den Kantonen ver-
abreicht werden müssen! Ich erinnere Sie ferner an
die Beratungen in unserem Rate. Bei jeder Be-
ratung des Geschäftsberichtes, der Staatsrechnung,
des Budgets wird auf die dringende Notwendigkeit
hingewiesen, mit der Verabreichung der Bundesbei-
träge zurückhaltender zu sein und nur das Not-
wendigste zu bewilligen. Aber bei den meisten Vor-
lagen wird dieser Grundsatz ausser Acht gelassen
und nirgends will mit dem Sparen begonnen wer-
den. Es zeigt sich die fatale Thatsaohe, dass sich
oft Interessengruppen bilden und von denjenigen
unterstützt werden, welche entweder schon grössere
Subventionen erhielten oder welche noch solche zu
erhalten wünschen, und dies halte ich für unrichtig.
Unmittelbar nachher wird wieder das alte, teilweise
nicht unberechtigte Klagelied über zu grosse Aus-
lagen angestimmt und oft am lautesten aus Gegen-
den, welche an den Subventionen nicht den klein-
sten Anteil hatten.

Der grossie Vorwurf der Initianten richtet
sich gegen die Militärausgaben, und es muss ja
zugegeben werden, dass dieselben besonders in
den letzten Jahren grosse Summen in Anspruch
nahmen, besonders infolge der Neubewaffnung
der Infanterie, der Befestigungsbauten und der
Kriegsbereitschaft. Die ausserordentlichen Ausgaben
werden aber ihr baldiges Ende erreicht haben, und
es rechtfertigen sich diese Auslagen mit dem patrio-
tischen Bestreben, jedem feindlichen Angriff auf un-
sere Landesgrenzen und auf unsere Unabhängigkeit
schlagfertig entgegentreten zu können. Es ist ferner
nicht ausser Acht zu lassen, dass der Bund die be-
trächtlichen Ausrüstungslasten dem Militär selbst
und den Kantonen abgenommen hat.

Dass der Bund mit den Postbauten etwas zu
freigebig war, ist nicht zu leugnen und es dürfte
der Entschluss des Bundesrates, zuweitgehenden
Begehren entgegenzutreten, nur begrüsst werden;
es sollte schon der Bundesrat den Anfängen wehren
und Gesuche, welche nicht dringend notwendig
sind, von der Hand weisen. Hierüber lässt sich
übrigens sagen, dass alle diese Gesuche von den
Kantonen einlangen und nicht bloss von den grossen
Städten und Hauptorten der Kantone, sondern auch
von kleinen Ortschaften, in welchen man sich vor-

aussichtlich noch längere Zeit hätte behelfen können.
Es ist bezeichnend, dass zur Zeit wieder verschiedene
Gesuche in Beratung liegen, deren Notwendigkeit ich
nicht in Zweifel ziehen will. Dagegen erregt die
Eile, mit welcher immer noch neue Gesuche einge-
reicht werden, die Vermutung, ob nicht, trotz der
gegenteiligen Behauptungen, die Befürchtung auch
im gegnerischen Lager vorhanden sei, mit der
Annahme des Initiativbegehrens wäre der Bund
nicht mehr im Falle, solchen Gesuchen zu ent-
sprechen.

Was nun den Bericht der Minderheit der Kom-t
mission anbetrifft, welcher dem Rate und dem Volke
Zustimmung zum Initiativbegehren anempfiehlt, so
hat mich derselbe in meiner Ansicht auf Ablehnung
desselben nur bestärkt; es bietet derselbe mehr
Gründe für Ablehnung desselben, als für Annahme;
besonders die beigefügte Tabelle beweist nach ver-
schiedenen Richtungen das Gegenteil. Ich verzichte
darauf, materiell in denselben einzutreten, indem
voraussichtlich der Bundesrat dies thun wird, der
im Bericht der Minderheit nach verschiedenen Rich-
tungen einer Kritik unterzogen worden ist. Es wird dem
Bundesrat nicht schwer fallen, die angeführter.
Gründe zu widerlegen. Ich verweise Sie einfach auf
einen Passus auf Seite 10 des Minderheitsberichts,
wo es heisst : « Andererseits kann die Periode der
grossen Ausgaben als bald abgeschlossen betrachtet
werden. Die Bewaffnung des eidgenössischen Heeres
ist beendigt ; die Festungen sind gebaut oder gehen
doch ihrer Vollendung entgegen, die grossen Ge-
wässerkorrektionen sind durchgeführt oder doch be*
schlössen und werden in einigen Jahren den Vor-
anschlag nicht mehr in aussergewöhnlicher Weise
belasten. Die bedeutendsten Städte der Schweiz sind
mit Postgebäuden versehen ; was noch zu thun
übrig bleibt, ist unwesentlich; man sollte sich also
beeilen, es auszuführen, um wenigstens auf diesem
Gebiete jedermann gleichzustellen. Es steht aller-
dings noch der Bau des Parlamentsgebäudes in
Aussicht^; aber diese Ausgabe verteilt sich auf
mehrere Betriebsjahre und wird den Voranschlag
nur während einer verhältnismässig kurzen Zeit be-
lasten. » Wenn dem wirklich so ist, wie kommt es
denn, dass bei der Sammlung der Unterschriften und
bei der Stellungnahme für die Zollinitiative gerade der
Bau des Parlamentsgebäudes, oder nennen wir es
Bundesrathaus, der Bau der Postgebäude, die er-
höhten Militärausgaben und die daherigen grossen
Ausgaben, gegen welche man Front machen müsse,
als Grund des Initiativbegehrens angegeben wurden ?
Wenn die grossen Ausgaben in dieser Weise auf-
hören, was ich übrigens bezweifle — sie sollen und
dürfen nicht aufhören, wo grosse nützliche .Werke
in Frage kommen — warum wird dann in allen
Tonarten von der Verschwendung der Bundes-
gelder gepredigt? Ich glaube betonen zu dürfen,
dass wenn auch da und dort mehr Sparsamkeit
hätte beobachtet werden sollen, von Verschwendung
nicht gesprochen werden kann. War es Ver-
schwendung, was der Bund zur Wahrung seiner Neu-
tralität für die Hebung der Wehrkraft und zum Schütze
des Vaterlandes für das Militär ausgegeben hat? War
es Verschwendung, was der Bund zur Hebung der
Landwirtschaft und für das gewerbliche Bildungs-
wesen leistete? Ist das Geld für die Postbauten
weggeworfen ? Ich unterstütze allerdings die von
beiden Seiten gemachte Bemerkung, dass hier mehr
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Sparsamkeit eintreten dürfte; aber dem gegenüber
muss gesagt werden, dass nun der Bund in den
betreffenden Städten stattliche Postgebäude als
Eigentum besitzt und dadurch grosse Mietzinse er-
spart. Und war die Erstellung des Bundesrathauses
nicht eine Notwendigkeit und ist die Verbindung
der beiden Bundesrathäuser durch einen Mittel-
bau nicht eine Zierde, nicht bloss der Stadt Bern,
sondern der ganzen Eidgenossenschaft, auf welche
jeder Schweizer stolz sein darf? Und endlich die
55 Millionen, welche der Bund für Strassen- und
Brückenbauten, Flusskorrektionen und Wildbach-
verbauungen an die Kantone verabreicht hat und
die vielen Millionen, welche er sich noch zu leisten
verpflichtete? Wer die Gegenden bereist, wo früher
grosse Ueberschwsmmungen Leben und Eigentum
gefährdeten, wo wilde Bergwasser grossen Schaden
anrichteten und nun durch die Verbauungen und
Korrektionen diese Schädigungen abgewendet wur-
den, wird bald die Antwort bei der Hand haben,
dass auch hier von einer Verschwendung von
Bundesgeldern nicht gesprochen werden kann. Als
Bewohner des Kantons Appenzell und Nachbar des
Rfaeinthales hatte ich zu oft Gelegenheit, die grossen
Verheerungen mitanzusehen, welche der Rhein in
seinem Thaïe anrichtete und Jammer, Elend und
Verarmung eines Teiles seiner Bewohner herbei-
führte. Der starke Bund griff auch hier mit seiner
helfenden Hand ein, indem die Bundesversammlung
einmütig beschloss, an jenes grossartige Werk der
Rheinregulierung eine Subvention von 8 Millionen
beizusteuern. Dieser Beschluss wurde von den
Rheinbewohnern mit grossem Jubel aufgenommen,
und Glockengeläute des ganzen Piheinthales ver-
kündete die frohe Botschaft bis über den Rhein
und zu unsern Appenzellerbergen hinauf. Und diesen
Bund, welcher seit seinem Bestände und unter der
neuen Verfassung so unendlich viel Gutes geleistet
hat, mit Entzug eines Teiles seiner Einnahmen zu
schädigen und zu schwächen, das kann und darf
nicht sein ! Ich glaube übrigens, dass das Schweizer-
volk in seiner Mehrheit nicht so undankbar sein wird,
das viele Gute und Segensreiche, welches der Bund
mit seinen Beiträgen geleistet hat, nicht anzuerken-
nen, sofern seine Führer und Vertrauensmänner
ihre Pflicht erfüllen und nicht bloss von den
grossen Ausgaben des Bundes sprechen, sondern
auch von dem grossen Segen, welchen er damit
gestiftet hat.

Was nun den Antrag des Hrn. Kollegen Sonder-
egger (I.-Rh.) anbetrifft, so bekämpfe ich denselben
aus formellen und materiellen Gründen. Einmal
kann ein solcher Vorschlag nicht als Verfassungs-
artikel aufgenommen werden, welcher sich verändern
und seinerzeit ganz aus der Verfassung verschwinden
würde ; anderseits ist es unsere Pflicht, jeden Ader-
lass, sei er klein oder gross, welcher am Bunde vor-
genommen werden wollte, energisch zu bekämpfen.
Wir sollen zur Zeit den Bund in keiner Weise
schwächen; wir sollen und wollen den Bundesge-
danken und die Grundlagen der 1874ger Verfassung
hochhalten und dem Bunde die nötigen Mittel zur
Durchführung der ihm gestellten Aufgaben nicht ent-
ziehen und alles vermeiden, was die 'Kraft und das
Ansehen unseres Vaterlandes erschüttern könnte.
Ich empfehle Ihnen deshalb, mit der Kommissions-
mehrheit, dem bundesrätlichen Antrag beizustimmen
und das Initiativbegehren dem Volke zur Verwerfung

zu empfehlen. Sollte die Zeit kommen, wo unsere
Finanzen wieder geordnete sind, so werden sich
Mittel und Wege finden lassen, auf irgend eine Weise
dem vielseitig geäusserten Wunsche um Unterstützung
des Volkschulwesens gerecht zu werden.

Ein Mitglied des Rates prophezeite vor einem
Jahr, ich glaube es war Hr. Kollege Decurtins, das
Parlamentsgebäude werde das Mausoleum für unsere
Republik werden. Ich weiss nicht, ich weiss nicht;
allein ich zittere am heutigen Tage für die Eidge-
nossenschaft, für unser Vaterland. Und ich fürchte,
der von der Gruppe des Hrn. Decurtins angestrebte
Verfassungsartikel würde unser Mausoleum werden,
in welchem wir begraben, tief, tief, auf Nimmer-
wiedersehn für viele Jahrzehnte, den nationalen Sinn,
der bis heute lebendig war, und dass wir wieder
ins Leben rufen jenes unheimliche, unselige Wesen
des Staatenbundes, welcher unser Vaterland diskre-
ditiert, geschwächt und an den Rand des Abgrundes
gebracht hat. Es beschleicht mich ein unheimlich
Gefühl, wenn in diesen Tagen die Asche eines der
Gründer des neuen Bundes weggeführt wird und an
die Stelle dieser Ueberreste ein ganz anderer Geist
in die Bundesstadt Einzug hält.

M. Fer : Je veux dire aussi quelques mots au
sujet de la demande d'initiative, qualifiée si pittores-
quement par un confédéré de langue allemande de
Beutezug. Je vous l'avouerai franchement, Messieurs,
ce bloc enfariné ne me dit rien qui vaille. C'est en
quelque sorte un cheval de Troie que l'on voudrait
introduire dans la Confédération et des flancs du-
quel pourraient bien sortir des effets désastreux.

Est-ce qu'on croit réellement que la caisse fé-
dérale souffre d'une exubérance de richesse et veut-
on, en y pratiquant une saignée de 6 millions de
francs, lui procurer un dérivatif salutaire pour sa
santé?

Il est permis d'en douter. Supposons un instant
que le peuple suisse vote cette demande d'initiative,
ce que je n'espère pas, pensez-vous, Messieurs, que
les cantons ne continueront pas à réclamer la manne
fédérale et qu'on ne verra pas défiler les demandes
de subventions pour constructions de routes, en-
diguements de torrents, corrections de rivières, des-
sèchements et drainages de marais, reboisements de
forêts, etc. etc.

Dans ces conditions, n'est-on pas fondé à sup-
poser que cette initiative dite des 2 fr. cache une
pensée politique et que le but, c'est l'affaiblissement
de la Confédération au profit des cantons. Messieurs,
lorsque Mariette Bey, le célèbre égyptologue, exposait
ses découvertes au Pape, découvertes qui étaient
en désaccord complet avec la Bible et que
le Pape, effrayé des conséquences que pouvaient
avoir ces révélations pour la religion, lui en témoignait
son appréhension, Mariette Bey lui répondit : St-Père,
il n'y a pas de vérité contre la vérité. Eh bien,
Messieurs, moi je vous dis: il n'y a pas de droit
contre le droit, et le droit de la Confédération suisse
dans la question du revenu des douanes est absolu-
ment indiscutable et intangible et cela de par l'ar-
ticle 30 de la constitution fédérale, qu'on peut ré-,
viser, sans doute, mais est-ce bien opportun?

Messieurs, si d'aventure cette demande d'initiative
venait à être acceptée par le peuple, c'est-à-dire
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que les cantons puissent forcer la Confédération à
partager une partie de ses recettes avec eux, ne
serait-t-il pas à craindre aussi que dans les cantons,
les communes se plaçant au même point de vue.
exigeassent à leur tour, l'abandon en leur faveur
d'une fraction des recettes cantonales ? On voit d'ici
dans quelle anarchie on serait conduit et quelles
en seraient les conséquences.

S'il y a des cantons, véritables Eldorados, où
on ne connaît pas d'impôts cantonaux, ce n'est pas
une raison pour aggraver la situation de ceux où
l'on est moins privilégié et sur lesquels les douanes
pèsent de tout leur poids. Il ne convient pas de
prendre du cuir sur la peau des pauvres pour en
faire des souliers aux riches!

4 Mais ce n'est pas tout, Messieurs. On l'a déjà
dit tout à l'heure et, je le répète, il est question
de créer une caisse d'assurance contre la maladie
et les accidents; d'accorder une allocation aux bu-
reaux de travail, d'organiser une institution contre
le chômage, sans compter le reste. Où prendrez-
vous l'argent pour tout cela ? Comptez-vous sur
les monopoles? Si oui, vous pourriez éprouver de
cruels mécomptes, car notre peuple bientôt le plus
légiféré, réglementé, ordonnancé qui existe, finirà
par répondre négativement à tout ce qu'on lui
demandera.

On me dira peut-être : on réalisera des économies
sur les dépenses militaires! Cette réponse me
laisserait très sceptique, car je crois plutôt, étant
donné les tendances actuelles, à une aggravation de
ces charges. En effet, on lit à la page 44, édition
française du rapport de gestion pour l'année 1893:
«Le besoin se fait toujours sentir de plus en plus
d'avoir chaque année des cours de répétition res-
treints de 8 à 10 jours, alternant une année avec
les cours de tir et l'année suivante avec les exer-
cices de campagne». Cela ne se fera pas sans dé-
penses nouvelles, et je le répète, où prendrez-vous
l'argent?

Cette situation, Messieurs, mérite la plus sérieuse
attention, £ette tentative du Beutezug, c'est le coin
que l'on introduit entre l'écorce et l'arbre, de
masière à frapper celui-ci au cœur; or comme le
cœur a besoin 'de tout le corps, .il importe à notre
patrie, que le cœur, c'est-à-dire la Confédération,
soit bien portant; pour cela il ne faut pas le rendre
malade par des manœuvres intempestives.

Messieurs, on me dira peut-être, la situation
créée par le nouvel ordre de choses, si le Beutezug
passe, n'en sera pas où en sont vos craintes. Je
crois au contraire que je n'ai rien exagéré, Timeo
Danaos et dona ferentes.

Je termine, Messieurs, en vous demandant de
repousser la demande d'initiative sur le produit
des douanes et cela dans l'intérêt de la paix et de
la concorde dans notre chère patrie.

Sonderegger (I.-Rh.): Ich erlaube mir, eingangs
auî eine eigentümliche Erscheinung aufmerksam zu
machen. Solange Jupiter pluvius beständig sein Nass
auî die Erde herabsandte und ein Tag trüber war
als der andere, konnte man in parlamentarischen
Kreisen ein Stimmungsbild warnehmen, welches
hoöen liess, dass ' im Streite um diesen Beutezug
sich unter der Sonne freundeidgenössischer Gesin-

nung eine Lösung finden lasse, um einer Frage aus
dem Wege zu gehen, die den Frieden unseres Vater-
landes bedroht. Nachdem aber kaum am ersten Tage die
Königin des Himmels, die wirkliche Sonne am azur-
blauen Himmelsgewölbe erschien, hat die parlamen-
tarische Witterung in den Räten umgeschlagen und
das politische Barometer sank auf eine Tiefe, die
auf Sturm und Ungewitter deutet. Bei dieser Situation
schiene es mir ein eitles Unterfangen, wenn ich mit
einem kleinen Schiffchen allein auf die wogende
See hinaus wollte, und ich glaube, bei diesem
Witterungscharakter sei es wohl angezeigt, dass ich
meinen gestellten Kompromissantrag einfach zurück-
ziehe. Ich ziehe ihn zurück unter dem Vorbehalte,
dass, wenn die Strömung der Vermittlung und des
Kompromisses wieder die Oberhand gewinnen sollte,
ich ihn in irgend einer Weise, in verbesserter oder
verschlimmerter Auflage wieder aufnehmen würde.
Vorderhand will ich die Rolle des seligen Herrn von
der Flüe dem Herrn Staub von St. Gallen abtreten
(Heiterkeit).

Bei diesem Anlasse kann ich es mir auch nicht
vorenthalten und es mir nicht versagen, sondern
ich glaube, ich habe ein Recht dazu und sogai
gegenüber dem Publikum, das von meinem Ver-
söhnungsantrage Notiz und Akt genommen hat, bin
ich es schuldig, beim Rückzug meines Antrages
wenigstens einige Bemerkungen zu machen zur
Präzisierung meiner Stellungnahme und über die
Motive, welche mich zur Stellung meines Antrages
veranlasst haben.

In erster Linie will ich hervorheben, dass ich
den Wert der Initiative, des Rechtes der formulierten
Initiative von Anfang an nicht hoch angeschlagen
habe, und obschon dieses Recht der Initiative in der
nationalrätlichen Kommission, deren Mitglied ich'
war, in Appenzell ans Tageslicht gefördert wurde,
würde ich- diesem Recht, auch wenn die Geburts-
stätte desselben Ap'penzell ist, meinerseits kein Denk-
mal setzen. Ich habe es von Anfang an als ein zwei-
schneidiges Schwert betrachtet, das, einmal in lie
Hand des Volkes gelegt, nicht mehr zurückgefordert
werden kann. Ich sage das gegenüber einem Vorwurf,
einem Vorhalte, der m einem Antrage gemacht worden
ist, und der dahin gieng, der Antrag Sonderegger
komme von einem Mitgliede, das bei seinem Wieder-
eintritte in die eidgenössischen Räte stark nach der
demokratischen Seite hin schillerte. Wenn ich auch
ein Angehöriger eines Landsgemeindekantons bin,
wo dieses Recht der Initiative zur Vollkommenheit
ausgebildet ist, betrachte ich dieses Recht und dieses
Institut auf dem Boden der eidgenössischen Politik
als eine Institution, welche uns noch viele schwere
Tage bereiten .wird. Man hat mir allerdings von
initiativfreundlicher Seite gesagt, es sei dieses
Recht gerade der richtige Regulator zur Fühlung-
nahme zwischen Behörden und Volk, und wenn
solche Initiativbegehren kommen, welche wir nicht
begreifen, werden sie beweisen, dass etwas faul sei
im Staate Dänemark und dass die Notwendigkeit an
die eidgenössischen Behörden herantrete, sich mit
dem Volke wieder enger in Fühlung zu setzen. Es
schien mir, dass wir es gerade hier mit einer Be-
wegung von diesem Charakter zu thun haben und
dass es besser gewesen wäre, den Ursachen näher
nachzuspüren, als dieser Bewegung einfach mit der
Keule: zu begegnen. Mein Versöhnungsantrag gieng
hervor aus dem Gedanken, den Herr Künzli aus-
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gesprochen hat. "Wir stehen hier vor einer Bewegung,
wo es noch eine grosse Frage ist, ob wir den
"Va-banque-Kampf wagen oder ob wir einlenken
sollten gegenüber einer Strömung, welche einmal eine
gewisse Macht und Stärke erlangt hat und mit
welcher wir rechnen müssen. Ich bin auch der
Ansicht von Herrn Oberst Künzli: wir kennen den
Ausgang dieser Bewegung nicht ; nur eines ist sicher,
das Verdikt des Volkes mag bejahend oder verneinend
ausfallen, die Bewegung ist damit nicht abgeschlossen
und die Zuckungen im Volke draussen werden nicht
aufhören, sondern sie werden fortwirken, nach
meiner Befürchtung nicht zur Befestigung des
schweizerischen Staatsgedankens.

Ich muss noch einen Vorwurf redressieren
gegenüber einem Organ aus dem Lager der soge-
nannten Unversöhnlichen, wo es geheissen hat, wo
man den Vorwurf erhoben hat, man solle dem
Schißchen der Kompromissler nicht folgen ; denn das-
selbe werde von Leuten befahren, welche nach allen
Richtungen und auch rückwärts rudern. Ich verwahre
mich 'dagegen, dass diese Strömung der Konzession,
die Strömung der Vermittlung auf dem Boden der Initia-
tive stehe oder mit den Initianten zu identifizieren sei.
Diese Strömung gieng aus dem Boden der Beutezugs-
gegnerschaft hervor und nicht aus dem Boden der Ini-
tiative, und di ese Strömung war getragen von einem gut
patriotischen Gedanken und begleitet von eidge-
nössischer Gesinnung und auch würdig, dass diese
Strömung in freundeidgenössischer Gesinnung auf-
genommen und berücksichtigt worden wäre. Ich
weiss wohl, dass der Parlamentarismus der Schweiz
sich immer mehr und mehr verschärft und nach
und nach sich dahin zuspitzt, wo das Bibelwort
zur Anwendung kommt : Wer nicht mit mir ist, der
ist wider mich, wo man nichts anderes mehr an-
erkennt als Parteiführer und Parteischablone. Ich
meinerseits habe die Aufgabe eines schweizerischen
Staatsmannes und Parlamentariers bisher allerdings
anders aufgefasst; ich glaubte, man dürfe konservativ
sein, wenn es sich um die Hochhaltung eines
grossen approbierten Prinzips, wenn es sich um
die Erhaltung alter bewährter Institutionen handle.
Ich glaubte, man solle liberal sein, wo es sich um
eine weitherzige, liberale Auffassung und Beurteilung
der Dinge handle und man müsse radikal sein, wenn
es sich darum handle, Uebelständen entgegenzutreten,
sie an der Wurzel anzufassen und auszuheben. Das
war bisher meine Auffassung und mein Standpunkt,
und ich bekenne ihn auch auf die Gefahr hin, • als
unqualiflzierbar bezeichnet zu werden. Auch darin
hatte ich bisher eine andere Auffassung, als sie hier
zu walten scheint: man glaubt, es sei nur denkbar
entweder ein starker Bund neben schwachen Kan-
tonen oder starke Kantone neben einem schwachen
Bunde. Ich wollte bisher nicht dem Rufe folgen:
Hie Föderalismus, hie Kantonesentum, sondern ich
glaubte, es dürfe ein schweizerischer Staatsmann
ein guter Eidgenosse sein und zugleich auch die
Interessen seines Kantons mit aller Treue und Ehr-
lichkeit vertreten. Ich hielt dafür, es sei ein starker
Bund neben starken Kantonen möglich.

Ein Drittes noch! Herr Kollege Sonderegger hat
meinen Antrag, den ich zurückzuziehen genötigt
war, mit der kurzen Bemerkung abthun wollen, er
sei formell und materiell unrichtig. Ich sage : Diese
Auslassung ist ein formeller und materieller Irrtum
(Heiterkeit). Ein formeller Irrtum zum Beispiel; die

Bundesverfassung von 1848 hat die Ohmgelder auf
eine bestimmte Zeit festgenagelt und Herr Kollege
Sonderegger sagt, es sei formell unrichtig, wenn
Bestimmungen in die Verfassung aufgenommen wer-
den, welche Veränderungen unterworfen seien. Also
hier das Beispiel der Ohmgelder und hier das Bei-
spiel meines Antrages, die sich gegenseitig decken,
und daher ist mein Antrag formell nicht inkorrekt,
sondern gerade die Entgegnung ist formell inkorrekt.
Materiell sei der Antrag unrichtig, weil übeiv
haupt jede Abgabe von Bundesgeldern bekämpft
werden müsse, die den Zweck habe, dem Bunde
Verpflichtungen aufzulegen gegenüber den Kantonen,
Warum ist dies materiell unrichtig? Haben denn
die Initianten nicht das Recht, das wir ihnen in
die Hand gegeben haben, auf dem Wege der Verfas-
sungsrevision, also auf legalem Wege Unterstützungen
und Beiträge vom Bunde zu verlangen? Also der
zurückgezogene Antrag war auf formellem und
materiellem Boden nicht derart anfechtbar, wie
Herr Kollege Sonderegger ihn einfach unter den
Tisch hat schmeissen wollen.

Nun erlauben Sie mir, noch kurz an die Bot-
schaft des Bundesrates anzuknüpfen. Diese Botschaft
hat mir den ersten Gedanken an einen Kompromiss
nahegelegt und zuerst die Frage in mir angeregt;
ob wir überhaupt gut daran thun, den Bundesrat
zu verpflichten, nach dem Antrage Forrer zu'solchen
Initiativbegehren ein formelles und materielles Gut-
achten abgeben zu müssen. Nein, sage ich, wir
thaten nicht gut daran. Warum nicht? Wir legen
dem ßundesrat damit die Verpflichtung auf, dass er
sich in gewissen Initiativbewegungen zum voraus
gegenüber einem Teile des Schweizervolkes auf den
Kriegsfuss stellen muss, und wohin dieses führt,
haben Sie aus der Kritik der bundesrätlichen Bot-
schaft durch die Minderheit der Kommission gehört.
Der Rat soll sich begnügen mit objektiver Darstellung
der bezüglichen Materialien ; d e r R a t soll ent-
scheiden, ob das Initiativbegehren notwendig sei
oder nicht und nicht die Exekutive, die, man auf
irgend einen parteipolitischen Boden drängt. Es kann
noch angehen, wenn diese Botschaft auf dem Boden
der vollsten Objektivität sich bewegt ; wenn sie aber
den Boden der Polemik zu sehr betritt und der Initiativ-
bewegung Motive unterlegt, welche nicht richtig sind,
dann ist diese Botschaft nicht dazu angethan, zu be-
lehren und zu bekehren, sondern nur zu verbittern
und der Sache zu schaden. Ob das nicht in der
Botschaft des Bundesrates der Fall war, will ich
Ihrem Urteile überlassen, wenn Sie auf Seite 28
das Urteil des Bundesrates in Bezug auf die Wurzel der
Initiative und deren Tendenzen lesen; ganz unverhohlen
werden den Initianten antipatriotische Absichten und
Tendenzen unterschoben, welche jeder Eidgenosse
aufs schärfste verurteilen muss. Wenn das wahr
und richtig ist, wenn es die richtige Auffassung des
Bundesrates ist, dass diese Tendenzen der Bewegung
zu Grunde liegen, dann teile ich auch die Ansicht
des Bundesrates, dass es hier keinen Kompromiss gebe
und keine Transaktion solchen Tendenzen gegenüber,
sondern nur eines, den unerschrockenen und bis zum
Schlüsse durchgeführten Kampf. Dagegen glaube
ich zur Ehrenrettung der Initianten, dieser Anzahl
Schweizerbürger, sagen zu dürfen, dass ich meiner-
seits die Motive, den Grund zur Initiative anderswo
suche, als in antipatriotischen Tendenzen und Ge-
sinnungen. Ich finde sie in der weitgehenden Ver-
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Stimmung im Volke gegenüber dem sogenannten
Militarismus, gegenüber den vorgenommenen Luxus-
bauten, in den Zollerhöhungen und in den kantonalen
Finanzen. Da ich also diese Motive nicht in un-
redlichen Absichten, sondern in Gründen suche, die
diskutierbar sind, so stelle ich mich vor die Alter-
native: inwieweit sind diese Motive begründet und in-
wieweit sind sie falsch? Sie sind nach meiner Ansicht
falsch, soweit sie den sogenannten überwuchernden
Militarismus betreffen. Das formulierte Begehren der
Initianten bedeutet in meinen Augen — ich will es
nicht weiter ausführen; es ist schon gesagt worden
— nichts anderes als eine Schwächung des Bundes
in der Weise, dass man ihn zwingen will, die bis-
herige Wehrkraft der Eidgenossenschaft zu reduzieren,
und das kann nach meiner Ansicht kein Schweizer
zugeben. ' Ich will zugeben, dass diese Initiativbewe-
gung insoweit ihr Gutes habe in Bezug auf das Militär-
wesen, dass man eben Wünsche und Ansichten des
Volkes entgegennehme und sie beherzige, Lehren
für die Zukunft daraus ziehe. Aber es wäre durch-
aus falsch, wenn man den Bund in einer Weise
finanziell schwächen wollte, dass die Militärmacht,
beziehungsweise die Wehrkraft zurückgehen müsste.
Es wäre das in Momenten, wo es allüberall gährt
und eines kleinen Anstosses bedarf, um den Brand zu
entfesseln, und wo unsere Nachbarstaaten bis an die
Zähne bewaffnet sind und teils nicht auf freund-
schaftlichem Fusse zu einander stehen, eine Kurz-
sichtigkeit ; ja es wäre gradezu ein Verrat am Vater-
lande, wenn wir unter diesen politischen Verhältnissen
mit der Abrüstung beginnen wollten.

Unrichtig und falsch ist dieses Begehren, inso-
weit es die Klagen bezüglich der sogenannten Luxus-
b'auten betrifft. Nicht den Bundesrat trifft in erster
Linie der Vorwurf, wenn unnötige, luxuriöse Aus-
gaben gemacht worden sind, sondern wen trifft in
erster Linie der Vorwurf? Ich sage: Die Kantone
und die Behörden in den Kantonen, welche sich für
ihre Städte und Hauptorte oder überhaupt für ihre
als Bedürfnis- erscheinenden Unternehmungen dieser
oder jener Art die Hülfe des Bundes angesprochen
haben, und es sind die Vertreter des Volkes und
der eidgenössischen Stände, welche jeweilen diese
Ausgaben beschlossen haben. Den Bundesrat trifft
in letzter Linie nur der Vorwurf, dass er gegen-
über-solchen Begehren zu willfährig ist; aber er hat
es nicht verdient, dass die selben Leute dann ihn
dafür verantwortlich machen und beschuldigen wollen.

Dagegen finde ich dieses Begehren zum Teil
begründet in Bezug auf die Zolleinnahmen. Die
Zolleinnahmen haben sich in einer Weise unge-
ahnt gesteigert, welche bei der Verfassungsrevision
von 1874 nicht vorauszusehen war; die erste Steige-
rung von 25 auf etwa 30 Millionen war eine Folge
der neuen eidgenössischen Zollgesetzgebung und die
weitere Steigerung bis auf 35 Millionen im letzten
Jahre, war die Folge des Zollkrieges. Es sind das
also ausserordentliehe Zufälle, welche der Bundes-
kasse ungeahnte Einnahmen zugeführt haben, Ver-
hältnisse, die wir im Jahre 1874 nicht voraussehen
und kennen konnten. Ich glaube, dieses dürfte man
sagen gegenüber unsern Herren Kollegen namentlich
in der Westschweiz, die in diesem Initiativbegehren
und in der Verabfolgung eines Teils der Zollein-
nahmen einen Eingriff in die Verfassung von 1874
erblicken. Ich glaube, dass diese Verabfolgung in-
folge dieser angeführten ausserordenlichen Verhält-

nisse geschehen könnte, ohne dass man damit die
Treue gegenüber der 1874er Verfassung bricht.

Es ist noch ein weiterer Punkt, der hier zu
berücksichtigen ist. Es ist schon richtig, was Herr
Künzli angeführt hat: die Zölle werden hauptsächlich
von den industriellen Kantonen bezahlt; aber auch
die ändern Teile der Bevölkerung partizipieren red-
lich daran, und da die vermehrten Zolleinnahmen
eigentlich nichts anderes sind, als eine indirekte
Steuer vom konsumierenden Publikum, würde es
der Billigkeit entsprechen, dass man auch einen
Teil derselben zu gewissen Zwecken an das Volk
zurückgeben würde. Auch das ist richtig, dass das
bisherige System der Bundesunterstützung an die
Kantone sich nicht voll und ganz bewährt hat,
sondern einen gewissen Mangel an sich trägt. Als
Vertreter eines Kantons, der auf den Kopf der
Bevölkerung Fr. 1. 23, beziehungsweise Fr. 1. 30
bezogen hat, während der Durchschnitt Fr. 21 und
einige Bappen beträgt und andere Kantone vielleicht
60, 80 oder 100 Fr. bezogen haben, dürfen wir doch
die Vermutung haben, dass dieses System nicht das-
jenige sei, bei dem alle gleich gehalten sind, und
ich habe die Idee und den Eindruck, dass dieses
System eine Bevorzugung der begehrlichen, der
grösseren und reicheren Kantone zum Nachteil der
kleineren und ärmeren Kantone sei.

Das sind so einige Gerichtspunkte, die mich zu
meinem Antrag geführt haben. Nachd3m die Rechte
denselben ebenfalls zurückgewiesen und sich auf
den Boden des Initiativbegehrens gestellt hat, möchte
ich nur noch erklären — auch als Vertreter eines
Kantons, der eine grosse Anzahl Unterschriften ge-
liefert hat und wahrscheinlich in die Reihen der
Annehmenden einrücken wird — dass ich dem
Begehren, wie es vorliegt, nicht zustimmen kann.
Ich erblicke darin eine grosse Gefahr für die Eid-
genossenschaft, weil man damit dem Bunde eine
kontinuierliche und unabänderliche, von den Zoll-
verhältnissen und der Zollpolitik unabhängige be-
ständige Verpflichtung gegenüber den Kantonen auf-
erlegen will, und nicht einmal die Ausnahme ge-
stattet, dass im Kriegsfalle und bei ganz ungewöhn-
lichen Eventualitäten die Kantone auf ihren Anspruch
verzichten. Ich finde aber auch, dass dieses Initiativ-
begehren —. ich verstehe da meine Herren Kollegen
von der Rechten nicht — einen Nagel bedeutet in
den Sarg der Kantonalsouveränität. Wenn die Kantone
unbedingt und ohne Rücksicht, auf die Zollerträgnisse,
ohne Rücksicht auf die eidgenössische Politik, ohne
Rücksicht auf kriegerische Ereignisse etc. einen
unabänderlichen jährlichen Beitrag für sich in An-
spruch nehmen, so bekennen sie damit einfach ihre
finanzielle Ohnmacht und die Notwendigkeit einer
ständigen Subvention des Bundes gegenüber den
Kantonen behufs Forterhaltung ihrer Existenz. Das>
ist auch ein Haar in der Suppe dieses formulierten
Initiativbegehrens. Ich denke, die Herren Initianten
werden diesen Punkt kaum ins Auge gefasst haben.
Ich sage darum auch, die Initianten hätten sich
bescheiden und an der eidgenössischen Milchsuppe
sich nur soweit beteiligen sollen, als diese Mit-
anteilnahme eine berechtigte und begründete ist.
Mir scheint es, dass die Herren Berichterstatter der
Minderheit sich nicht richtig beraten haben bei
Sirach dem Weisen (Heiterkeit) ; denn beim Spazier-
gang zu Sirach dem Weisen hätten sie wahrschein-
lich, wenn sie recht gehört hätten, den Spruch ge-
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hört: «Sirach der Weise spricht: bis hieher und weiter
nicht!» (Heiterkeit.)

Zum Schlüsse noch eines! >Ich richte dieses
Wort an diejenigen, welche unversöhnlich daran
festhalten : keine Konzession ! Sie sagen : Warum s
wollen wir keine Konzession, jnan gehe ins Volk
hinaus und lehre es den Finanzzustand der Eidge-
nossenschaft kennen und es wird begreifen, dass ein
solcher Aderlass von 6 Millionen ohne Gefährdung
der Eidgenossenschaft nicht möglich ist, und es
wird es noch um so mehr begreifen, wenn wir ihm
das zuckersüsse Pillchen betr. Zuwendung einer Schul-
subvention geben. Ich möchte Sie warnen vor dieser
Verquickung der Zollinitiative mit der Schulfrage.
Allein sie ist leider schon verquickt; sie ist ver-
quickt dadurch, weil die Minderheit in ihrem Be-
richt diese Frage antönt und weil das Bewusstsein
schon im Lande draussen ist, dass man die Absicht
hat, bei Ablehnung der Zollinitiative mit der Schul-
vorlage zu kommen, und es wird redlich dafür ge-
sorgt werden, dass der Schulvogt in zweiter, ver-
schlimmerter Auflage wieder auftritt und in die
Zollinitiative mit hineinspielt. Mit dieser Verquickung
haben wir allerdings dem Gegner die gefährlichste
und wirksamste Waffe selbst ausgeliefert. Die Schule
ist einmal nicht bloss in katholisch-konservativen,
sondern vielfach auch in liberalen Kreisen gegenüber

l der Eidgenossenschaft eine Noli me tangere, und
Sie werden au! diese Versprechungen draussen im
Volke zwei Antworten erhalten. Die erste heisst:
«Timeo Danaos et dona ferentes»; wir wollen in
Bezug auf die Schule keine Geschenke. Und die
zweite Antwort wird lauten : So, Ihr habt nur Geld,
wenn Ihr uns dasselbe unter gewissen Bedingungen
der Kräftigung der Zentralgewalt und der Einmischung
in gewisse Domänen der Kantonalsouveränität geben
könnt; wenn Ihr aber das Geld bedingungslos her-
geben sollt, so dass jeder Kanton nach seinen Be-
dürfnissen damit haushalten kann, indem die Kantone
selbst am besten wissen, wo sie der Schuh drückt,
dann habt Ihr kein Geld ! Das ist die zweite Antwort,
und wenn die Herren Kollegen hinausziehen wollen,
am das Volk über die Finanzlage des Bundes und
die Notwendigkeit des Sparens zu belehren, so
wünsche ich ihnen (Jlück zu ihren Wandervor-
trägen, zu diesem Apostolat der Belehrung und
Bekehrung des Volkes. Es wird ihnen sagen : Geht uns
weg mit diesem Gerede; wir hören die Mär, allein
es fehlt uns der Glaube; ihr führt wohl das Wort
«sparen» im Munde, aber euer Herz ist weit davon
entfernt; Beweis: die Sommersession der eidgenös-
sischen Räte vom Juni 1894.

Ich schliesse, indem ich sage : Mein Antrag und die
Anträge einer Vermittlung sind gewachsen auf dem
Boden der Gegnerschaft der Initiative ; sie sind her-
vorgegangen aus dem redlichen Streben, einem
schweren Kampfe aus dem Wege zu gehen, der
wahrscheinlich nicht zur Kräftigung der Eidgenossen-
schaft dient; wir wollten auf dem Boden gut patrio-
tischer und eidgenössischer Gesinnung eine Trans-
aktion finden, soweit eine solche begründet, für das
Vaterland angezeigt und für seine Kraft eine Stütze
ist. Es scheint nun anders zu kommen. Wir wollen
hoffen, dass es recht herauskomme. Wir wollen
nun den Kampf wagen; aber wenn wir wieder zu-
sammenkommen, wollen wir dann Abrechnung halten,
wo die Geschlagenen sind und welche Partei, die-
jenige der Intransigenten oder diejenige der Ver-

söhnung und des Kompromisses, die Fühlung mit
dem Volke verloren hat.

Das ist mein Standpunkt und das waren die Ge-
sichtspunkte für meinen Antrag, den ich nun zurück-
ziehe.

Präsident: Der Antrag des Herrn Sonderegger
(I.-Rh.) wird infolge dieser Erklärung aus der Ab-
stimmung in Wegfall kommen, wenn er nicht von
anderer Seite wieder aufgenommen wird.

Dr. Decurtins: Ich ergreife das Wort nur zu
einer persönlichen Bemerkung. Es hat Hr. Sonder-
egger (A.Rh.) mich zitiert, aber er hat mich falsch zitiert.
Er hat mich sagen lassen, wenn wir das Parlaments-
gebäude bauen, so werde dasselbe ein Mausoleum
der Republik werden. Ich habe so etwas nicht ge-
sagt und würde es auch nie sagen, weil ich ein über-
zeugter Republikaner bin. Es hat mir, beinebens gesagt,
weh gethan, dass man heute bei diesem Anlass wieder
den steinernen Gast heraufbeschwörte und einer
Partei den Patriotismus absprechen will. Auf eine
solche Zumutung und Verdächtigung, verzeihen Sie
mir das Wort, giebt es keine Antwort. Ich habe
vom absterbenden Parlamentarismus gesprochen
und ich kann meine damalige Bemerkung zu jeder
Zeit wiederholen. Ich halte den Parlamentarismus
für die politische Erscheinungsform eines bestimmten
wirtschaftlichen Prozesses, den nian als die Ent-
wicklung und die Blüte der Bourgeoisie bezeichnen
kann. Aber ich glaube, diese wirtschaftliche Ent-
wicklung und damit der Parlamentarismus haben be-
reits den Zenith erreicht. Die demokratische Re-
publik dagegen steht noch jugendfrisch da, und sie
wird im 20. Jahrhundert die Staatsform aller grossen
europäischen Völkergemeinden sein. Deswegen bleibe
ich ein ebenso entschiedener Feind des Parlamentaris-
mus wie ein Freund der demokratischen Republik.
Ich musste dies bemerken, weil Herr Sonder-
egger mir eine Behauptung in den Mund legte, die
mir meiner ganzen Anschauung nach fern liegt.

Staub: Das Votum des Herrn Landammann
Sonderegger hat meinem Wort und Antrag bereits
eine Gasse gebahnt, und ich glaube, dass der
Hauptinhalt dieses Votums die beste Begründung
für den Mittelantrag, den ich mir einzubringen er-
laubt habe, ist. Ich hätte es gern gesehen, wenn
dieser Antrag von anderer Seite gekommen wäre,
und ich habe mir redlich Mühe gegeben, dass dies
zustande komme, jedoch ohne Erfolg. Man hat bei
diesem Anlass wieder einmal die Erfahrung ge-
macht, dass hohe und wichtige Fragen, welche un-
serem Volke tief zu Herzen gehen, in unserm Rate
zu hochpolitischen Fragen aufgebauscht werden und
dass man diejenigen, welche nicht durchwegs mit
der Autoritätsidee einverstanden sind, allzuleicht der
Vaterlandslosigkeit und Untreue am Staatsgedanken
bezichtigt. Ich für mich habe das Gefühl, dass es
nicht unpatriotische Motive waren, welche die Ini-
tiative diktierten, sondern ganz andere Verhältnisse,
wie sie im Volke, in den Kantonen draussen anzu-
treffen sind. Wenn ein solches Begehren mit
67,000 Unterschriften an die Räte gelangt, darf man
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sich wohl fragen, ob der Sache nicht ein guter
Kern zugrunde liege. Ich glaube, bei einer ganz
objektiven Betrachtung dieser Frage rnuss man die-
selbe mit Ja beantworten. Bei aller Bundestreue
und Hochhaltung des vaterländischen Gedankens
darf man nicht vergessen, dass unser Volk draussen
in den Kantonen jetzt ökonomisch nicht mehr so
gut situiert ist, wie es zur Zeit der Schaffung der
gegenwärtigen Bundesverfassung der Fall war. Die
Kantone gehen mehr und mehr der Verarmung
entgegen. Sie kennen unsere Verhältnisse in der
Landwirtschaft, sie kennen das Jahrzehnte lange
Darniederliegen von Industrie und Gewerbe, na-
mentlich in der neuern Zeit, sie kennen die An-
sprüche des Arbeitervolkes in ihren vielen Kon-
sequenzen. Und wenn wir noch hinzufügen, dass
wir Gemeinden und Kantone haben, wo sich die
Gesamtsteuer auf 2'/2 °/9 beziffert, kann man sich
da wundern, wenn der Ruf au die eigen. Räte, an
den reichen Bund ergeht: Gebt uns von euerm
reichlichen Erträgnis, das aus dem Volke hervor-
gegangen ist, auch einige Brosamen ab ! Von die-
sem Gesichtspunkte aus ist meines Erachtens die
Initiative entstanden und keineswegs.von dem Ge-
danken aus, dem Bund seine Kraft zu nehmen, da-
mit er nicht mehr wirken könne. In solchen
Steuerverhältnissen, wie ich sie angedeutet habe,
befindet sich z. B. auch der Kanton . St. Gallen.
Wir haben im Durchschnitt auf dem Vermögen
mindestens l'/a 8/o Steuern zu zahlen. Wenn dies
im Durchschnitt so ist und wenn der Landwirt
noch seine 4—4*/2 °/o Zins auf den Hypotheken zu
entrichten hat, so können Sie sich vorstellen, wie
gut situiert die Kantone sind und wie schwer es
hält, den Staatsaufgaben gerecht zu werden. Sie
können sich auch vorstellen und müssen es be-
greifen, dass solche Begehren, wie das vorliegende,
aus dem Volke heraus vor die Räte kommen.

Ich glaubte, diese Worte zur Rechtfertigung des
Initiativbegehrens, auf dessen Boden ich auch stehe,
aussprechen zu sollen. Wenn man sich aber fragt,
ob das Initiativbegehren in der Form, wie es vor-
liegt, ein in jeder Beziehung zutreffendes und ge-
rechtfertigt3s sei, so glaube ich, kann man darüber
zweierlei Meinung sein. Man kann sagen: Mit der
Forderung von 2 Franken auf den Kopf der Be-
völkerung, beziehungsweise mit einer Forderung von
6 Millionen, kann dem Bunde unter Umständen eine
Verlegenheit bereitet werden. Auch nach meinem
Dafürhalten sieht es mit diesen 2 Franken so aus,
als ob man sich gewissermassen einen Bürgerbatzen,
oder, wie es in den Gemeinden draussen, geheissen
hat, ein « Bürgerbüscheli » vom Bunde holen wollte.
Ich glaube, dass auch in dieser Frage das richtige
in der Mitte liegt. Man soll nicht zu viel fordern
und soll es nicht absolut fordern, sondern soll das-
jenige nehmen, was für beide Teile sich wohl schickt.
Der Bund soll dasjenige abgeben, was er bei einem
einigermassen sparsamem Haushalt wohl erübrigen
kann, und die Kantone ihrerseits sollen sich mit
einem solchen Anteil begnügen. Mir hat sich nun der
Gedanke aufgedrängt, dass diese Mitte darin liegen
könnte, dass man vom Zollerträgnis — damit ist
das reine Zollerträgnis gemeint — 10 °/o für die
Kantone bestimmen würde. Es würde das beim
gegenwärtigen Stand der Zolleinnahmen eine Quote
von 3—S'/g Millionen ausmachen. Es ist in schönen
und grossen Phrasen auseinandergesetzt, worden,

dass wir einen starken, kräftigen Bund haben müssen
und dass jeder Versuch, vom Bund für die Kantone
etwas zu verlangen, als ein A'ttentat auf die Kraft
und die Stärke des Bundes und als ein Angriff auf
den Patriotismus zu betrachten sei. Man kann da
eine ganz andere Anschauung haben. Der Bund
wird vielfach mit einer wohlgeordneten Familie ver-
glichen. In einer wohlgeordneten Familie wird der
Vater es aber nicht zugeben, dass seine Kinder
Hunger leiden; er wird es nicht zugeben, dass er
in Kraft und Ansehen sich befindet und alles thut,
wonach ihn in seiner Begehrlichkeit gelüstet, und
dass daneben seine Kinder darben. Wenn er das
Beispiel einer guten ökonomischen Erziehung geben
will, so wird er seinen Kindern da, wo er sieht,
dass sie trotz aufrichtigen Bemühens nicht wohl
auskommen können, an die Hand gehen. Der Mittel-
antrag, den Sie hier vor sich haben und den zu
begründen ich die Ehre habe, bezweckt die Erhal-
tung eines starken, kräftigen Bundes. Wir wollen
den Bund nicht schwächen. Wir wissen es ja alle und
die Vertreter des Kantons St. Gallen »wissen es am
besten, dass wir einen starken Bund nötig haben, und
es wird auch die kommende Zeit vom Bunde wiederum
schwere Opfer verlangen, wo die einzelnen Kantone
froh sind, wenn man ihnen entgegenkommen kann.
Das kann uns nicht hindern, wenn man nur will,
in der Form, wie ich es Ihnen empfehle, den Kan-
tonen schon jetzt entgegenzukommen. Dann wird
man einer unliebsamen Bewegung, einer grossen
Erbitterung und einem grossen Kampf die Spitze
bieten. Niemand aber wird glauben, dass, wenn
hier die Initiative mit Gewalt unter den Tisch ge-
worfen wird, das Volk sich beruhigen lasse und
sage: jetzt sind wir zufrieden. Das Begehren wird
wieder kommen, in welcher Form aber wissen wir
nicht. Allein das wissen wir, dass, wenn wir brüsk
mit dem Begehren des Volkes vorgehen, im ganzen
Land herum eine schwere Erbitterung entstehen und
dass unsere Thätigkeit in der Bundesverwaltung
lahmgelegt werden wird.

Es ist begründet, dass der Bund etwas von
seinen Einkünften abgiebt nach dem Spruche : Hast
du viel, so gieb viel, und hast du wenig, gieb auch
gerne von dem wenigen, was du hast. Mein An-
trag bezweckt das, dass man nicht eine bestimmte
Summe unter allen Verhältnissen abgeben muss,
sondern nur eine gewisse Quote. Das halte ich für
das richtige. Man wendet ein, die Kantone hätten
dann ein Interesse daran, die Zölle in der Höhe zu
behalten, damit sie möglichst viel bekommen. Wir
wissen ja, woher die Zölle kommen: sie kommen
namentlich aus den kommerziellen Kantonen. Die
bundesrätliche Botschaft sagt Ihnen, dass die Zölle
Fr. 12 auf den Kopf ausmachen. Nun wird keiner
so kurzsichtig sein, dass er sagt: ich gebe einen
Franken, damit ich 10 Rappen bekomme. Wir sind
gewiss froh, wenn die Zölle reduziert werden —
namentlich der Kanton St. Gallen muss das sehr
wünschen — und darum ist die Befürchtung, man
würde die Zölle künstlich in der Höhe hallen, nicht
richtig. Uebrigens wissen Sie ebenso gut oder bes-
ser als ich, dass es nicht an uns liegt, die Zölle zu
erhöhen oder zu erniedrigen. Wir sind gezwungen
worden, die Verhältnisse so zu schaffen, wie sie
jetzt sind.

Wenn wir zur Ehre des Landes und im Interesse des
Friedens arbeiten wollen, so ist es nötig, dass wir uns
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zwei Mal besinnen, was wir jetzt thun, und es ist
gewiss angezeigt, das^ wir das Initiativbegehren nicht
kurzweg von der Hand weisen; hierzu könnte die
st. gallische Repräsentanz nicht stimmen. Sie ist
aber nicht mit der Form des Initiativbegehrens, wie
es jetzt vorliegt, einverstanden; sie will den Bund
nicht nötigen, dass er unter allen Verhältnissen
6 Millionen hergeben müsse; sie will ihn nicht
schwächen, sondern stark und kräftig erhalten, da-
mit er fähig sei, seinen Aufgaben inskünftig wieder
gerecht zu werden. Weisen wir aber das Initiativ-
begehren in einem Momente ab, wo so hohe Sum-
men für so viele verschiedene Zwecke ausgegeben
wurden — welches Echo müsste ein solches Vor-
gehen in unserem Lande finden ? Ueberlegen wir
uns das wohl.

Ich möchte Ihnen sehr empfohlen haben, auf
einen Mittelvorschlag, wenn irgend möglich auf Grund-
lage meines Antrages, einzugehen. Man hat hier absicht-
lich Bestimmungen über Verwendung des Zollbei-
trages durch die Kantone weggelassen, weil die Ver-
hältnisse in den einzelnen Kantonen ganz verschiedene
sind. Einige Kantone haben ihn bitter nötig zur
Unterstützung der Armen und Waisen, wieder an-
dere für das Schulwesen, dritte für das Gesundheits-
wesen. Wir im Kanton St. Gallen haben zu allen
ändern grossen Aufgaben noch eine neue bekom-
men, die in der Arbeitslosenversicherung besteht.
Es ist daher gut, wenn man überhaupt die nähere
Bestimmung über die Verwendung dieses Beitrages
den Kantonen überlässt. Es ist nicht zu befürch-
ten — so kurzsichtig wird kein Kanton sein — dass
diese zwei Franken dem einzelnen Bürger in den
Sack gesteckt werden. Wir haben ja der Auf-
gaben so viele zu lösen, dass die Kantone da-
rüber nicht in Verlegenheit kommen, was sie mit
dem Gelde anfangen wollen. Aber ich sage, dass
man das patriotische Gefühl im Volke viel eher för-
dert, wenn man sagt: es wird auch seitens des
Bundes den Kantonen eine kräftige und bleibende
Unterstützung gegeben. Manche Aufgabe, die jetzt
brach liegen muss, manche gerechte Bitte, die aus
dem Volke an die Räte gestellt wird, könnte erfüllt
werden, wenn man hier die Kraft und den Willen
hätte, dem Begehren einigermassen entgegenzu-
kommen. Ich empfehle Ihnen, in diesem Sinne vor-
zugehen.

Im Anschluss an diese Ausführungen und nach
genommener Rücksprache mit -meinen Freunden und
Gesinnungsgenossen aus dem Kanton St. Gallen er-
laube ich mir, im Namen derselben folgende Er-
klärung abzugeben: '

«Wir können dem Grundgedanken des vorliegenden
Initiativbegehrens, dass der Bund den Kantonen
finanziell zu Hülfe komme und dass diese Frage
auf verfassungsmässigem Boden geregelt werde, bei-
stimmen.

«Dagegen müssen wir festhalten, dass es nicht
in einer Weise geschieht, welche geeignet ist, die
Zölle auf ihrer bisherigen, die Grenzkantone be-
sonders belästigenden Höhe zu erhalten und welche
den Bund unter allen Umständen — auch bei weniger
Zolleinnahmen — zu einer gleich grossen Abgabe
verpflichtet.

«Diese Rücksicht glauben wir dem Bund zur
Zeit seiner jetzigen Defizite und angesichts seiner
jetzigen Leistungen, insbesondere auch unserm Heimat-
kanton gegenüber, schuldig zu sein.

Daher stellen wir unsern Antrag und enthalten
uns im Fall seiner Ablehnung der Stimmabgabe.»

«M. Gofeat: Je ne suis pas démocrate dans le
sens que l'on attache aujourd'hui à ce mot et qui
me paraît se rapprocher bien plus de la démagogie
qui détruit et qui tue, que de la démocratie qui vivifie.
Ma maxime d'homme d'Etat est : Tout pour le peuple.
Mais je n'ajoute pas: Tout par le peuple, parce
que l'histoire des nations ne me permet pas de con-
sidérer le peuple comme le législateur par excel-
lence; j'ai même la conviction que lorsque une
époque est essentiellement appelée à opérer une
transformation sociale, comme c'est aujourd'hui le
cas, la démocratie rurale est moins que toute autre
capable de remplir cette mission. Je pourrais vous
citer à l'appui de mon allégation notre regretté col-
lègue, M. Brunner, qui quoique démocrate extrême
n'hésita pas, lors des débats sur la dernière cons-
titution bernoise, à déclarer que l'action gouverne-
mentale et parlementaire, est bien plus propre à
réaliser des progrès réels, que les soi-disant droits
populaires. Je crqis d'ailleurs que ces droits n'ont
pas une base politique solide. D'après la conception
actuelle de la démocratie suisse, le peuple se trouve
décomposé; nous prenons les atomes, c'est-à-dire
les individus, pour le tout. A mon avis, le peuple
ne peut être institué comme autorité législative su-
prême que dans les pays qui possèdent la «Lands-
gemeinde». Là. tous les citoyens assistent à des
débats publics sur les lois; Us entendent le pour
et le contre et ils donnent leur vote en connaissance
de cause, tout au moins au point de vue formel.
Il n'en est pas ainsi dans les pays à référendum ;
ici les citoyens n'assistent à aucune discussion des
motifs de l'autorité chargée de préparer les lois ; un
très grand nombre ne lit pas les lois; un très
grand nombre ne les comprend pas; des milliers
obéissent à un mot d'ordre ou à un ordre de
personnes ayant autorité sur eux. Le vote est le
résultat d'une addition d'éléments inorganiques et
non celui de la volonté générale. Car qui dit au-
torité dit corps constitué, délibération en commun,
vote collectif. Tous ces critères essentiels font dé-
faut dans notre démocratie indirecte. Le peuple
comme autorité législative supérieure est donc, à
mon avis, dans les pays qui, à cause du grand
nombre de citoyens ne peuvent se constituer en
«Landsgemeinde», une fiction. Si je ne me trompe,
M. Welti, ancien conseiller fédéral, a développé,
dans cette enceinte, la même thèse, lors des débats
aur la constitution fédérale, à propos du référendum.

J'ai voté contre l'initiative, et je m'en vante,
j'ai vu les excès de la démocratie détruire la ré-
publique d'Athènes, la république romaine, les ré-
publiques lombardes, la première république fran-
çaise, et j'avais le sentiment que l'initiative cons-
titutionnelle marquerait le commencement de la dé«-
cadence de la république helvétique. La première
fois qu'elle s'est présentée, elle faisait appel à l'in-
tolérance religieuse; la deuxième fois, elle tendait
à lancer la Suisse dans des aventures qui, en France,
ont abouti à des troubles sanglants; la troisième
fois, aujourd'hui, elle attaque nos institutions fonda-
mentales en réveillant les plus vils instincts, la sale
soif de l'or; c'est ainsi que je traduis auri sacra
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famés ; néanmoins nous la possédons cette initiative;
elle s'est introduite dans la constitution et dans les
lois. Mais elle n'a pas encore passé par le crible
de la discussion et de la critique scientifique ; le
droit public n'en a pas encore fait l'objet de son
examen ; son domaine n'est pas circonscrit ; personne
n'a encore examiné si l'initiative Constitutionnelle est
admissible dans une mesure illimitée. Ce n'est point
étonnant, la Suisse étant le seul pays qui ait mis
en œuvre cette merveilleuse et miraculeuse machine.

Je vous demande la permission de discuter cette
question. L'initiative constitutionnelle est-elle dans
tous les cas admissible et lé parlement a-t-il lé
devoir de soumettre au vote populaire toute demande
d'initiative? Je ne compte pas sur un succès au
sujet de la proposition que j'aurais l'honneur dé
vous présenter, la vérité est toujours en minorité,
disait Robespierre; toujours, non; souvent, oui.

Mais je ressens l'impérieux besoin, à cette heure
solennelle où nous savons tous que l'existence de
la Confédération est en jeu, de vous démontrer,
que l'initiative constitutionnelle a des limites, et que,
ces limites dépassées, elle constitue un attentat contre
l'existence, l'intégrité et l'honneur de la patrie. Alors
ce n'est plus la révision, c'est la révolution. Si je
parviens à vous convaincre, vous admettrez avec
moi que l'on ne soumet pas au vote populaire un
projet d'attentat.

L'initiative sur les produits de douanes s'en
prend à la caisse fédérale. Comme telle, elle tend
à enlever à la Confédération la libre disposition de
ses finances, et à la priver de l'argent, dont elle a
besoin pour faire face à ses dépenses. Puis quand
ce noble but sera atteint, il arrivera une nouvelle
initiative demandant la suppression de l'article 42 litt. f.
de la constitution, la suppression des contributions
des cantons. Telle est la position que les pétition-
naires entendent créer à la Confédération suisse.
La prendre par la famine, la réduire à l'impuissance,
compromettre gravement la défense nationale, l'em-
pêcher de, remplir les multiples missions que la
constitution et les lois constitutionnelles lui imposent,
d'endiguer les torrents dévastateurs, de construire
les routes alpestres et stratégiques, de soutenir l'agri-
culture, l'enseignement professionnel et commercial,
les arts et les sciences, en un mot l'empêcher, en
mettant sa caisse au pillage, d'exécuter la consti-
tution, voilà le but de la campagne.

Tout à l'heure, un orateur vous a dit qu'il n'en
est rien, qu'il ne s'agit nullement de porter la hache
sur les grosses racines de l'édifice constitutionnel,
mais d'émonder simplement quelques branches
gourmandes. Je n'en crois pas un mot; la presse
favorable à l'initiative a suffisamment soulevé le
voile, pour que l'on puisse comprendre là signifi-
cation de la campagne. Un autre membre de la
minorité de la commission était plus franc, lorsque
il avouait, l'autre jour, dans une conversation parti-
culière, que le désir de contraindre la Confédé-
ration à faire des économies est un pur prétexte
et que l'on entend en réalité restituer aux cantons
le pouvoir que l'on a cru devoir leur enlever en
1874 et affaiblir la Confédération. Ah! Je sais bien
que ceux qui tiennent'ce langage ajoutent: «Nous
n'avons pas voté la constitution de 1874, donc nous
sommes libres.» Ils oublient apparamment qu'ils
ont juré de respecter cette même constitution.

J'examine maintenant la question d'admissibilité

de l'initiative conoêfiiaftt le produit des douanes,
c'est-à-dire la caisse fédérale, ôàr le produit des
douanes s'y confond aVee les autres recettes de la
Confédération, j'examine là question à un double
point de Vue, au point de vue de la constitution
de 1874, et à celui dès principes généraux de
droit public.

Là constitution suisse à cela de particulier,
qu'elle est Celle d'un état federati!, d'Une forme
composée de gouvernement En Allemagne, où il
existe une constitution analogue, on a discuté la
question de savoir si cette constitution émane d'un
contrat ou de la loi. Le professeur Labaud de Strass-
bourg, une autorité dans le domaine du droit pu-
blic, se prononce dans ce dernier sens. Ses argu-
ments sont peut-être subtils; il sépare peut-être
trop les différentes conventions qui ont rallié succes-
sivement à l'empire, la Saxe, le Wurtemberg, la
Bavière, le Grand-Duché de Bade, etc., de la sanction
définitive donnée à l'union par le parlement. Ses
opinions sont d'ailleurs combattues par plusieurs
autres savants, qui se prononcent pour le caractère
contractuel de la constitution allemande. En Suisse,
la question est tranchée par l'article premier de la
constitution, ainsi conçu: «Les peuples des vingt-
deux cantons souverains de la Suisse, unis par la
présente alliance, savoir, Zurich, Berne, Lucerne,
etc., forment, dans leur ensemble, la Confédération
suisse.» Ainsi notre constitution est bien le docu-
ment qui sanctionne cette alliance; elle est donc
tin traité. Or, s'il est admissible que les clauses
accessoires d'une convention peuvent être modifiées
par la voie de la révision partielle, je conteste qu'il
en soit ainsi des bases fondamentales de l'alliance.
Qu'avons-nous fait en 1874? Après une guerre ter-
rible qui nous avait fait palper du doigt la faiblesse
de nos institutions fédérales et l'impuissance des
cantons, nous avons renouvelé l'alliance de 1848 en
augmentant le pouvoir fédéral, ce qui entraînait par
contre-coup l'amoindrissement des compétences can-
tonales. Nous avons notamment doté la Confédéra-
tion d'une souveraineté plus forte, pour lui donner
à l'égard des cantons, comme à l'égard de l'exté-
rieur, une plus grande indépendance. Nous mul-
tipliions en même temps ses devoirs envers le pays.
L'initiative dont nous nous occupons modifie tout
cela. Elle altère, si même elle ne détruit pas com-
plètement, la souveraineté financière de la Confédé-
ration, la plus importante de toutes en fait. Ur
article constitutionnel imposant à la Confédération
l'obligation de consacrer six millions de ses recettes,
peu importe la somme, à des buts qui ne sont pas
les siens, lui enlèverait une partie des droits que
tout état doit avoir pour être en réalité un état.
C'est donc bien une des bases essentielles du pacte
de 1848 que l'on entend démolir. Mais ce pacte est
un compromis, et à ce compromis il est défendu
de toucher, sous peine de félonie. Il est certes
permis de revoir ce pacte dans son ensemble, de
le renouveler comme tel d'une manière ou de l'autre,
comme les Suisses l'ont fait plus d'une fois, soit
pour augmenter le pouvoir du gouvernement cen-
tral, soit pour le restreindre. Mais je n'admettrai
jamais qu'il-soit permis, sous prétexte de révision
partielle, de rompre le compromis et d'ébranler
tout l'édifice.

J'arrive maintenant à des considérations plus
générales. Le droit public suisse n'est pas contenu
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tout entier dans la constitution. Il existe en de-
hors et au-dessus de celle-ci des principes géné-
raux, développés par les sciences politiques, reconnus
et acceptés par tout le monde. Ainsi la constitu-
tion de 1874 ne dit pas un mot de la souveraineté
fédérale. Néanmoins il ne viendrait à l'idée de per-
sonne de contester que la Suisse soit un état sou-
verain. Ces principes généraux, que l'on ne se
donne même plus la peine d'inscrire dans les con-
stitutions, tant ils sont considérés par chacun comme
essentiels fondamentaux, primordiaux, ne peuvent
faire l'objet d'une révision; ils ne peuvent ne pas
exister tels qu'ils sont, sans que l'état soit atteint
dans son existence même. Or, comme l'initiative
tend à détruire la souveraineté de la Confédération,
elle renferme implicitement la négation de la Suisse,
état souverain. Or je vous le demande, est-il per-
mis de consulter le peuple sur la question de savoir
si la Suisse continuera ou non à exister comme
état souverain ?

Vous me direz sans doute que l'article consti-
tutionnel qui introduit l'initiative et la loi de 1892
qui le développe, ne contiennent aucune réserve,
que cinquante mille citoyens peuvent proposer la
promulgation, la suppression ou la modification d'un
article constitutionnel. Je pourrais vous répondre
d'abord, que la souveraineté fédérale n'est pas ins-
crite dans la constitution et que, par conséquent,
le droit d'initiative ne s'applique point aux principes
généraux de droit public au sujet desquels la con-
stitution est muette. Mais je vous poserai quelques
questions: S'il survenait une proposition d'initiative
demandant que la Suisse ait un roi, la soumettriez
vous au peuple? Pourquoi non, si vous admettez
que le droit d'initiative est illimité? Et notez bien
que notre constitution ne dit pas un mot de la
constitution républicaine. Si l'on demandait que
la Suisse cesse d'être neutre et entre dans le con-
cert des états belliqueux, soumettriez-vous la ques-
tion au peuple? Rien ne vous en empêcherait; notre
neutralité ne figure pas non plus dans la constitu-
tion. Et si l'on demandait que la Suisss fasse
partie de la Triple-alliance? Ou si un canton, voyant
que les loteries ne vont plus, organisait une initia-
tive pour proposer la vente du canton de Schaff-
house, qui se trouve au-delà de nos frontières na-
turelles, et la répartition du produit entre les can-
tons, que feriez-vous? Si tout est sujet à révision,

pourquoi ne dirions-nous pas à l'article premier
de la constitution, que la Suisse se compose de
vingt-un cantons au lieu de vingt-deux ? Admettriez-
vous une initiative, tendant à ce que le district de
Morat soit détaché du canton de Fribourg et an-
nexé à celui de Berne? Ce serait une simple ré-
vision de l'article 5, aux termes duquel la Confé-
dération garantit aux cantons . leurs territoires.
Pareilles propositions peuvent surgir ; la démagogie
ne connaît pas de frein, et l'initiative est un si bon
moyen de faire marcher un journal.

Non, Messieurs, toutes ces propositions, vous ne
les soumettriez pas au peuple. Vous sentez tous
qu'elles constitueraient une rupture flagrante du
compromis de 1874, et qu'en consultant le peuple
vous déchaîneriez la guerre civile. Ainsi l'initiative
constitutionelle a des limites. Les voici, à mon
avis: L'initiative populaire ne peut porter ni sur
les bases fondamentale de notre pacte fédéral, ni
sur les principes généraux généralement admis du
droit public.

La proposition d'initiative dont nous nous oc-
cupons, est un acte de violence ou de félonie, un coup
d'état. S'il existe encore quelque virilité au sein du
parlement, si le parlement ne veut pas se réduire à
faire l'office de ministre des plaisirs de la déma-
gogie corruptrice du peuple, répondons à un coup
d'état par un coup d'état. Le nôtre est légitime.

J'ai l'honneur de vous proposer de ne pas entrer
en matière sur l'initiative concernant le produit des
péages, en conséquence, de ne point la soumettre
au peuple.

Präsident : In Ergänzung der Erklärung, welche
vorhin verlesen worden ist, teile ich Ihnen mit, dass
dieselbe unterzeichnet ist von den Herren Staub,
Lutz-Müller, Good und Schubiger.

Hier wird die Beratung abgebrochen.

(Ici le débat est interrompu.)

Jfttr die Redaktion verantwortlich : Sud. Schwarz. — Druck und Expedition von Jent & Co. in Bern.
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Tagesordnung: — Ordre du jour:

Zollinitiative.
Initiative sur le produit des douanes.

Fortse tzung der Beratung.
Suite de la discussion.

(Siehe Seite 37 hievor. — Voir page 37 ci-devant.)

Präsident: Bevor wir die Beratung fortsetzen,
erlaube ich mir, Ihnen mitzuteilen, dass bis jetzt 13
Redner eingeschrieben sind. Ich gedenke nun folgender-
massen zu verfahren. Wir werden zunächst abwarten,
wie viel Zeit die einzelnen Redner in Anspruch neh-
men, und wenn es sich ergiebt, dass im Laufe der
heutigen Sitzung bis l Uhr das Geschäft nicht er-
ledigt werden kann, so würde ich die Sitzung um
12 Uhr abbrechen und eine Nachmittagssitzung an-
ordnen, damit unter allen Umständen noch heute
der Schluss der Beratung über diesen Gegenstand
und die Abstimmung stattfinden kann.

Hilty: Ich wäre, namentlich nach der soeben
erfolgten Mitteilung des Herrn Präsidenten, abgesehen
von demjenigen, was wir noch aus dem Mund der
dazu vorzugsweise berufenen Vertreter des Bundes-
rates zu hören wünschen, auch der Ansicht eines
Redners von gestern gewesen, dass in dieser Sache
der Worte genug gewechselt seien, und ich ergreife
das Wort nur, um etwas weniges aus der Geschichte
und dem Verlauf dieser Zollverhältnisse nachzutragen,
was notwendigerweise zur Sache gehört und in der
Botschaft des Bundesrates nicht steht, wesentlich zu
dem Zweck, dass man sieht, dass wir es nicht mit
lauter einfachen, ursprünglichen Souveränitätsrechten

der Kantone zu thun haben, welche denselben im
Lauf der vorgegangenen Verfassungsänderungen ab-
handen gekommen wären.

Die Zölle, Weggelder, Brückengelder und zahl-
reiche andere, auf den Verkehr gelegte verwandte
Gebühren dieser Art, die in der alten Zeit von den
Zöllen rechtlich absolut nicht unterschieden wurden,
gehörten zu Ende des vorigen Jahrhunderts keines-
wegs alle den Kantonen oder den Grenzkantonen
oder der Eidgenossenschaft, sondern sie waren teils
infolge ursprünglicher Verleihung der deutschen Kaiser,
teils durch Jahrhunderte lange Handänderungen aller
Art im Sinne heutiger privatredlicher Handänderungen
in den Besitz nicht allein der Kantone, sondern eben-
sowohl in Besitz von Gemeinden, geistlichen und
weltlichen Korporationen oder sogar von Privatleuten
übergegangen, welche diese Zölle ganz einfach als
Vermögensobjekte und Erwerbsquellen betrachteten,
wie sich aus verschiedenen Aufzählungen dieser Zölle,
die in der spätem Zeit auf Tagsatzungen vorgenommen
wurden, mit aller Ausführlichkeit ergiebt. Ich will
bloss zwei Fälle anführen. Im Kanton Graubünden
wurden im Jahr 1816 solche alte Zölle, die 4m
vorigen Jahrhundert bestanden, wieder bewilligt : dem
Kanton, aber ebenso auch einzelnen Hochgerichten,
zahlreichen einzelnen Gemeinden; ein solcher z. B.
dem Hochstift Chur für eine Brücke über die Land-
dquart und ein solcher für die Brücke in Reichenau
an Privatleute. In Neuenburg gehörte der Zoll in
Neuchâtel und an der Zihlbrücke zu 2/3 dem König von
Preussen und zu V» der Stadt ; ein anderer Zoll ge-
hörte der- Stadt Boudry, wieder ein anderer der
«Seigriene de la terre de Gorgier» u. s. w. So war
es mehr oder weniger in allen Kantonen. Einzelne
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Zölle gehörten Geistlichen, andere Korporationen,
dritte waren sogar vollständig Eigentum von Pri-
vaten, welche dieselben lediglich als Vermögensobjekt
betrachteten.

Zur Zeit der Helvetik schienen diese Zölle zu-
nächst als lästige Verkehrsschranken, gëwissermassen
als Üeberbleibsel einer dahingeschwundenen Zeit,
sämtlich ohne weiteres und ohne Entschädigung
aufgehoben werden zu wollen, zwar nicht durch
einen Verfassungsartikel, sondern durch einen ge*-
wissermassen anlässlichen Beschluss gegenüber der
Verwaltungskammervon Zürich, indem die helveti-
schen Räte am 8. Mai 1798 erklärten:

« Die gesetzgebenden Räte, auf mitgeteilte An-
zeige des Vollziehungs-Direktoriums, dass die Ver-
waltungskammer des Kantons Zürich durch eine
Verordnung die Ausfuhr aller Lebensmittel unter-
sagt habe,

« In Erwägung, dass die Konstitution Art. l alle
Grenzen zwischen den Kantonen aufhebt, dergleichen
Ausfuhrverbote geradezu dem Grundsatze der Ein-
heit und Unteilbarkeit zuwiderlaufen, haben be-
schlossen, dass die Verordnung der Verwaltungs-
kammer von Zürich annulliert sein und dass ferner
eine unbedingte Handlungsfreiheit zwischen allen
Kantonen Platz haben, und dieses überall publiziert
werden soll ».

Das ist der Beschluss, durch welchen einfach ge-
sagt wurde: Die Handelsfreiheit ist im Innern der
Eidgenossenschaft durchaus vorhanden. Immerhin
wurde dieser weitreichende Grundsatz während der
schwierigen Periode der Helvetik nicht gesetzlich
aus- und durchgeführt. In der Mediationszeit kamen
dann alle die alten Zölle missbräuchlich wieder auf,
obwohl sie in den Artikeln 5 und 6 der Verfassung
nicht wiederhergestellt wurden, vielmehr diese
Artikel Zölle, Weg- und Brückengelder bloss für den
Strassen- und Brückenunterhalt vorsehen, für welche
Zwecke sie von der Tagsatzung bestimmt werden
konnten. Art 5 und 6 sagen :

« Les anciens droits de traite intérieure et de
traite foraine sont abolis. La libre circulation des
denrées, bestiaux et marchandises est garantie. Au-
cun droit d'octroi, d'entrée, de transit ou des
douanes ne peut être établi dans l'intérieur de la
Suisse. Les douanes aux limites extérieures sont
au profit des cantons limitrophes de l'étranger,
mais les tarifs doivent être soumis à l'approbation
de la diète ».

« Chaque canton conserve les péages destinés à
la réparation des chemins, chaussées et berges des
rivières. Les tarifs ont également besoin de l'appro-
bation de la diète ».

Das sind die einzigen Bestimmungen der Media-
lionsverfassung. Dagegen brachten es natürlich die
Umstände mit sich, dass eine derartige Wiederher-
stellung der alten Verhältnisse, beziehungsweise
Regulierung von ganz neuen Einrichtungen nicht so
leicht gemacht werden konnte. Im Jahr 1803 wurde
eine Kommission niedergesetzt, die diese Grundsätze
zu prüfen und einigermassen auszuführen hatte.
Darüber wird gesagt:

« Die am 14. Heumonat 1803 in Betreff des
schweizerischen Zollwesens niedergesetzte Kommis-
sion erstattet am 15. und 16. Herbstmonat 1803
über die Zollberechtigungen der einzelnen Kantone
einen umfassenden Bericht.

«Die Tagsatzung hat auî den Antrag der vorer-
wähnten Kommission beschlössön^ dass die aus den
Zeiten der alten Eidgenossenschaft herrührenden
und bis anhin in Kraft gebliebenen Tarife, Zoll-,
Geleits-, Brücken-» und Weggeldsberechtigungen für
ein Jahr noch bestätigt seien, sowie dass die in
diesen Tarifen festgesetzten Gebühren von den be-
rechtigten Regierungen oder Korporationen nach
alter Uebung bezogen werden können, dass hinwieder
aber die Kantone die bei ihnen in Kraft bestehenden
Zolleinrichtungen im Laufe des Jahres sorgfältig
prüfen, und dass alle in denselben Vorkommenden,
dem' Geiste der Bundesverfassung widerstrebenden
Unterscheidungen zwischen Schweizern und Kantons-
brügern, sowie alle Vorzüge und Ausnahmen aus-
geglichen und jene Zolleinrichtungen dem Geist der
Bundesverfassung möglichst angepasst werden sollen.
Die auf solche Weise modifizierten Zolltarife sollen
der Tagsatzung des Jahres 1804 zur Genehmigung
vorgelegt und inzwischen jede Neuerung im Zoll-
wesen vermieden werden, bis der einstweilen bei-
behaltene Status quo endlichen gesetzlichen Zoll-
verordnungen gewichen sein werde.

«Am 5. Brachmonat 1804 hat die Tagsatzung nach
einer vorläufigen Beratung die Angelegenheit des
Zollwesens an eine Kommission gewiesen, welche
aber beim Abgang vollständiger Akten keine von
Anträgen auf die Angelegenheit des Zollwesens
im allgemeinen begleitete Gutachten ausarbeiten
konnte, die zu Schlussnahmen der Tagsatzung geführt
hätten.

«Die Kommission und mit derselben die Mehr-
heit der Tagsatzung hielten indessen an den Grund-
sätzen fest, dass durch die Bundesverfassung die
wirklich bestehenden Gebühren im Innern der
Schweiz, welche für den Unterhalt der Strassen be-
stimmt sind, nicht abgeschafft, und dass die den
Grenzkantonen zustehenden Grenzzölle nicht nur
für die Ausfuhr aus der Schweiz, sondern auch für
die Einfuhr von Lebensmitteln in die Schweiz ge-
stattet seien. Infoge dessen sind am 27. Heumonat
1804 alle im Jahre 1803 einstweilen genehmigten
Tarife für ein Jahr wieder bestätigt worden.»

So geht das nun Jahr für Jahr fort bis zum Ende
der Mediationsperiode. Es kam nicht zu einer ge-
setzlichen Regelung nach der Verfassung, sondern
infolge des Widerstrebens der Kantone, Gemeinden,
Korporationen und Privaten, ihre alten Gebühren
abzugeben, wurden diese immer wieder neu be-
stätigt. Das Ende der Mediation kam heran, ohne
dass diese Angelegenheit irgend eine gesetzliche Er-
ledigung gefunden hat. Im letzten Jahr der Media-
tionperiode, 1813, kam nun im Anschluss an die
damals verfügte Kontinentalsperre zum ersten Mal
eine eidgenössische Eingangsgebühr, die früher nicht
bestanden hatte, auf Waren, die nicht zu den not-
wendigsten Bedürfnissen gehören, welche von den
Kantonen zu Gunsten der Eidgenossenschaft abge-
liefert wurde und die 1815 durch den Art. 3 der
damaligen Verfassung neuerdings festgestellt und
bestätigt wurde. Art. 3 der Verfassung von 1815
sagt : «Zur Bildung dieser Kriegkasse soll eine Ein-
gangsgebühr auf Waren gelegt werden, die nicht zu
den notwendigsten Bedürfnissen gehören. Diese
Gebühren werden die Grenzkantone beziehen und
der Tagsatzung alljährlich darüber Rechnung ab-
legen.» Das war also der Ursprung der eidgenössi-
schen Zölle. Nunmehr von 1813, bez. verfassungs-
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massig von 1815 an, bestanden kantonale, private
und korporationsmässige Gebühren einerseits und
anderseits eine eidgenössische Eingangsgebühr, die
allerdings nicht von bedeutender Tragweite war. Im
übrigen wurden durch den Art. 11 der gleichen
Verfassung die während der Mediationsperiode von
der Tagsatzung bereits provisorisch genehmigten
Zölle, Weg- und Brückengelder bestätigt. Nur durften
sie ohne Genehmigung der Tagsatzung nicht erhöht
und durften keine neuen eingeführt werden. Uebér-
dies wurde noch ein Grundsatz in den Art. 11 auf-
genommen, der teilweise schon in Art. 5 der Me-
diationsverfassung gestanden hatte. Dieser Art. 11
lautet:

« Für Lebensmittel, Landeserzeugnisse und Kauf-
mannswaren ist der freie Kauf,' und für diese Gegen-
stände, sowie auch für das Vieh, die ungehinderte
Aus- und Durchfuhr von einem Kanton zum ändern
gesichert, mit Vorbehalt der erforderlichen Polizei-
verfügungen gegen Wucher und schädlichen Vorkauf.

»Die Polizeiverfügungen sollen für die eigenen
Kantonsbürger und die Einwohner anderer Kantone
gleich bestimmt werden.

»Die dermalen bestehenden, von der Tagsatzung
genehmigten Zölle, Weg- and Brückengelder ver-
bleiben in ihrem Bestand. Es können aber ohne Ge-

.nehmigung der Tagsatzung weder neue errichtet,
noch die bestehenden erhöht, noch ihr Bezug, wenn
er auf bestimmte Jahre beschränkt war, verlängert
werden. »

Das war also das Verhältnis, wie es 1815 ver-
fassungsmässig festgestellt wurde. Was die Mediation
unterlassen oder bloss provisorisch wiederhergestellt
hatte, wurde im Jahre 1815, mit diesen Beschränk-
ungen in Bezug auf Lebensmittel und Kaufmanns-
waren, förmlich in der Verfassung festgesetzt. In
diesem Sinne wurden 1816, und zwar natürlich
in sehr wohlwollender Weise für alle derartigen
bestehenden Gebühren, die sämtlichen Zölle. Weg-
und Brückengelder u. s. w. in der ganzen Eidge-
nossenschaft von Kanton zu Kanton revidiert, und
natürlich bestätigte der eine Kanton dem ändern
alle bestehenden Gebühren in der Erwartung, dass
am morgigen Tag der andere Kanton ihm die seinigen
auch bestätigen werde, was auch im vollsten Masse
geschehen ist. Der Bundesverfassungsentwurf von
1832 wollte dann auf die Grundsätze der Mediations-
verfassung zurückgehen und bloss Brücken- nnd Weg-
gelder bewilligen, die zum Unterhalt dieser Brücken
und Strassen bestimmt seien. , Aber auch das kam
nicht zu stände. Bei der 2. Beratung des Bundes-
verfassungsentwurfes, im Jahre 1833, beschloss man
wohl, es solle eine neue Untersuchung aller be-
stehenden Gebühren stattfinden, die dann auch in
der That in den Jahren 1840—1844 stattgefunden
hat, aber abermals auf eine einfache Bestätigung hin-
ausgelaufen ist.

Nun kommen wir zum Jahre 1848. Damals er-
hielt der Bund folgende Rechte, die unterschieden
werden müssen, die nicht zusammengeworfen werden
dürfen: 1) Durch den Artikel 24 das Recht, alle
bestehenden Zölle, Weg- und Brückengelder auszu-
kaufen; 2) durch den Artikel 26, also einen ganz
ändern Artikel, das Recht, statt dessen eigene Ein-
gangs-, Ausgangs- und Durchgangszölle zu Gunsten
der Eidgenossenschaft einzuführen. Für dieses grosse
Recht erhielten die Kantone, gewissermassen als
ihren Anteil, vier Batzen per Kopf der Bevölkerung,

die ihnen aus diesen Zöllen^ welche die Eidgenossen-
schaft zu beziehen hatte, abgegeben werden sollten.
Beim Auskauf der bestehenden Zölle, wie sie aus
der alten Zeit, aus der Mediation und Restauration
sich bis 1848 fortgeerbt hatten, ergab sich eine
besondere Feinheit, die heute noch nicht jedermann
begreift, nämlich folgende. Der Artikel 24 der
Bundesverfassung von 1848 lautet: «Dem Bunde
steht das R e c h t zu, die von der Tagsatzung be-
willigten oder anerkannten Land- und Wasserzölle,
Weg- und Brückengelder, verbindliche Kaufhaus*
und andere Gebühren dieser Art, m ö g e n d i e-
s e lbenvon K a n t o n e n , G e m e i n d e n , Korpo-
r a t i o n e n oder Pr iva ten bezogen werden ,
gegen Entschädigung ganz oder teilweise
a u f z u h e b e n ».

Die Verfassung nennt also ausdrücklich nicht etwa
nur die Kantone als Besitzer solcher Zölle, sondern
auch Gemeinden, Korporationen und Private, und
giebt dem Bunde das Recht, aber nicht die Pflicht,
diese sämltichen Besitzer von Zöllen auszukaufen.
Der Bund nahm nun aber in den Artikel 56 des
neuen Zollgesetzes von 1849 den Safz auf, dass er
— ganz entgegen dem Wortlaut von Artikel 24 der
Verfassung — die K a n t o n e für a l le auf ihrem
Territorium bezogenen solchen Gebühren auskaufen
könne, ihnen anheimstellend, sich mit den Gemeinden,
Korporationen und Privaten abzufinden ; er that also
etwas, was nicht im Sinne der Verfassung war. Der
Artikel 56 des Zollgesetzes lautet nämlich : « Der
Bundesrat hat in Betreff der Entschädigungssumme
mit den Kantonen in Unterhandlung zu treten. Den
Kantonen liegt es hinwieder ob, alle Entschädigungen
an ihre Gemeinden, Korporationen und Privaten für
solche Gebühren, die i h n e n z u g e s t a n d e n
ha t t en u n d d i e d a n n a u f g e h o b e n wurden ,
zu leisten ». In diesem Artikel 56 wird also gerade-
zu gesagt, diese Gebühren seien schon aufgehoben
worden, was nach der Verfassung nicht richtig war,
und es liege den Kantonen ob, sich mit den Ge-
meinden, Korporationen und Privaten auseinander-
zusetzen, der Bund unterbandle nur mit den Kantonen
und gebe ihnen, was ihm als Aversalsumme als
richtig erscheine. Merkwürdigerweise Hessen sich
das alle Inhaber der betreffenden Zölle gefallen, sie
Hessen sich also einen Vogt, den Kanton, auf den
Hals setzen und Hessen sich mit den Kantonen in
Unterhandlungen ein. Die Angelegenheit wurde dann
in sehr verschiedener Weise erledigt. In einzelnen
Fällen haben die Kantone durch einfachen Beschluss
von der Aversalsumme, die sie vom Bunde erhielten,
einen Teil den Berechtigten abgegeben.

In ändern Fällen wurden mit denselben Ab-
kommen getroffen, und in dritten Fällen haben
Schiedsgerichte entschieden; aber nirgends ist es
einem Privaten oder einer Korporation eingefallen,
zu sagen : nach Art. 24 der Bundesverfassung muss
der Bund mit uns unterhandeln und uns auslösen;
wir haben dem Kanton nicht das Mandat gegeben,
uns' zu vertreten. In dieser Weise erfolgte also die
Auslösung. Dazu kam noch das, dass sich die Kan-
tone in den Auslösungsverträgen mit dem Bund eine
Schlussformel gefallen Hessen, welche die ganze An-
gelegenheit nicht als eigentliche Abfindung, sondern
als eine Art staatsrechtliche Verfügung darstellt. Diese
Auslösungsformel, die in allen diesen Verträgen vor-
kommt, lautet: «Diese in V e r t r a g s f o r m ge-
schehene Auslösung soll die rechtliche Stellung des
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Bundes und der Kantone nach Sinn und Geist der
Bundesverfassung nicht verändern. » Diese Klausel
sagt also, es handle sich nur um eine Vertragsform,
eigentlich aber sei es eine staatsrechtliche Verfügung,
welche heute getroffen, morgen aber wieder be-
seitigt und aufgehoben werden könne.

Bei der Revision im Jahre 1874 tauschten be-
kanntermassen die Kantone die Militärlasten, die sie
bisher getragen hatten, an die Quote, welche sie
aus den Zoll- und Posterträgnissen vom Bunde be-
zogen hatten ; sie verzichteten auf den fernem Bezug
der vier Batzen und der Bund nahm ihnen dafür
die Militärlasten ab. Einzelnen Kantonen, die sich
bei diesem Tausch nicht gut genug stellten, den
sogenannten Alpenstrassenlcantonen, ^wurden noch
besondere Subsidien, im Betrage von Fr. 538,000
jährlich, unter dem Titel «internationale Alpenstrassen»
zugeschieden, und ein Kanton, Baselstadt, der grosse
Zölle bezog und kleine Militärlasten hatte, erhielt
eine besondere Abfindung im Betrage von Fr. 300,000..

Die Kantone gewannen bei diesem Tausch,
wonach sie cüe Militärlasten abgaben, eine Summe
von Fr. 1,766,138. Die Privaten und Korporationen
aber standen nun in der Luft. Ihnen gegenüber
erklärten die Kantone: wir bekommen vom Bund
fortan selbst nichts mehr, folglich geben wir euch
den Teil, den wir euch bisher abgegeben, nicht
mehr. Wir haben das nur so lang gethan, als wir
etwas vom Bund erhielten. Die Korporationen und
Privaten haben sich vielfach an das Bundesgericht
gewendet, sind aber nur in einzelnen Fällen geschützt
worden. Der Besitzer der Brücke von Reichenau
hatte 1848/49 die Vorsicht gehabt, sich nicht nur
eine Quote zuteilen zu lassen, sondern mit dem
Kanton einen Vertrag abzuschliessen, wonach der
Kanton sich ausdrücklich verpflichte, ihm für den
Brückenzoll jährlich so und so viel zu zahlen. Er
gewann den Prozess auf Grund dieses Vertrages.
Wo eigentliche Verträge aber nicht vorhanden waren,
da erhielten die Privaten und Korporationen vor
Bundesgericht kein Recht. Verloren haben bei der
Liquidation der alten Zölle nur die Privaten. Die
Kantone dagegen erhielten schon im Jahre 1848
diese vier Batzen per Kopf, etwas, was sie in der
alten Zeit niemals hatten. Ueberdies haben sie bei
der ganzen Liquidation der alten Verhältnisse keines-
wegs einen Verlust erlitten, sondern sind im Gegen-
teil bevorteilt worden, zum Teil allerdings auf Kosten
ihrer eigenen Privaten, Korporationen und Gemeinden,
die da zum Verlust kamen. Allerdings — das müssen
wir nun gleich beifügen — trugen die Zölle später
sehr viel mehr ein, als man 1848 vorsah.«

Man nahm damals an, sie würden 3,214,284
Schweizerfranken eintragen, 1850 aber betrugen sie
schon etwas über 4 Millionen und stiegen immer-
fort. 1874, bei Beginn der jetzigen Bundesver-
fassung, hatten sie einen Stand von über 15 Millionen
und 1893 sind wir auf 38 Millionen gekommen.'
Man kann also wohl sagen, eine derartige Zunahme
der Zölle habe man sich 1848 nicht vorgestellt.
Das ist aber nur ein moralischer Grund für den
Bund, den Kantonen mit Subventionen für alle nütz-
lichen Zwecke entgegenzukommen, und nicht ein
Grund für eine Revindikation, wonach die Kantone
etwa Rechte revindizieren ' könnten, welche ihnen
auf nicht gerechtfertigte Weise abhanden gekommen
wären; das entspricht der Geschichte nicht.

Was ich nun mit diesen Auseinandersetzungen

sagen will, ist das, dass wir es hier nicht mit einer
Rechtsfrage, sondern mit einer einfachen Machtfrage
zu thun haben. Die Kantone eignen sich' kraft des
einfachen Willens der Mehrheit, welche sie in dieser
Angelegenheit zu gewinnen hoffen, einen Teil des-
jenigen wieder an, wofür sie von der Eidgenossen-
schaft rechtlich und gehörig ausgekauft worden sind
und was ihnen ursprünglich zum Teil nicht einmal
allein gehörte. Sie verschieben damit offenbar das
Verhältnis der beiden Souveränitäten im Bundesstaat
in .einer derart grundsätzlichen Weise, dass eine
neue Auseinandersetzung des Verhältnisses dieser
beiden Souveränitäten, d. h. eine allgemeine Bundes-
revision nur eine Frage sehr kurzer Zeit sehr wird.
Ob das nun aber in der gegenwärtigen Periode,
unter den gefährlichen Umständen nach innen und
aussen, in welchen die Eidgenossenschaft sich der-
malen offenbar befindet, der richtige Weg sei, um uh-
sern eidgenössischen Staat zu erhalten, das dürften sich
doch manche Leute bei der Abstimmung über diese
Frage überlegen. Sie dürften sich doch fragen, ob
sie das ganze Glück der Eidgenossenschaft, das die-
selbe zur Zeit geniesst, wegen der Aussicht, 2 Fr.
per Kopf zu erhalten, aufs Spiel setzen wollen.

Ich meinerseits glaube, dass heute ein Stein ins
Rollen gerät, von welchem kein Mensch, weder in
diesem Saal, noch draussen im Volke, sagen kann,-
an welches Ziel er gelangen wird.

Deshalb stimme ich meinerseits ebenfalls für die
Ablehnung dieser Initiative.

Bundesrat Hauser: Wer mitten drin steht im
öffentlichen Leben, wer sich gewohnt ist, seiner
Ueberzeugung ungeschminkten Ausdruck zu geben,
der muss es auch mit in den Kauf nehmen, wenn
seine Handlungen und Worte der Kritik verfallen,
zumal in einer Angelegenheit, die, wie die Zoll-
initiative, so geeignet ist, die weitestgehenden Be-
fürchtungen auf der einen und Hoffnungen auf der
ändern Seite zu erwecken und die Gemüter in
Aufregung zu versetzen. Eine «Streitschrift» hat
man die bundesrätliche Botschaft genannt. Wir
weisen den Vorwurf, welcher in diesem Ausdruck
liegt, mit aller Entschiedenheit zurück. Eine Streit-
schrift setzt immer ein agressives Vorgehen, gerichtet
gegen ein bestimmtes Objekt, voraus. Nun betrachten
wir aber in der vorwürfigen Angelegenheit den Bund
als den Angegriffenen; und es ist nicht ein Angriff
gegen die Bundeskasse allein, welcher da unter-
nommen wird, sondern die Initiative rüttelt an den
Grundlagen, aufweichen die Verfassung von 1874 auf-
gebaut ist. Ob beabsichtigt oder nicht beabsichtigt:
die Annahme der Initiative wird zur Folge haben,
dass dem Bunde die Mittel zu seiner Existenz, zur
Erfüllung seiner kulturellen Aufgaben, zur Aus-
führung von' sozialen Reformen entzogen werden,
für welche die Kraft der Kantone nun einmal beim
besten Willen nicht ausreicht; sie wird den Bund
zur Ohnmacht auf diesen Gebieten verurteilen; sie
ist geeignet, die Stellung und das Ansehen des
Bundes nach innen und nach aussen zu schwächen
und den bisher so blühenden Staatskredit zu ge-
fährden. So betrachtet der Bundesrat die Sachlage.
Nicht wir sind die Angreifenden, sondern wir befinden
uns im Zustande der legitimen Notwehr. Und da
verwundert man sich darüber, wenn der Chef des
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Finanzdepärtements mit Schild und Schwert vor die
ihm anvertrauten und heute bedrohten Kassen und
Wertschriftenarchive des Bundes sich aufstellt und
wenn der Bundesrat in fester Sprache der Bundes-
versammlung die Ablehnung eines Initiativvorschlages
beantragt, von welchem wir die verderblichsten
finanziellen, volkswirtschaftlichen und politischen
Folgen für den Bund befürchten, von welchem wir
uns im innersten Lebensmark getroffen glauben.
Der Bericht der Minderheit der Kommission tadelt
es ferner, dass wir die Initiative von vornherein
nur nach den Aeusserungen der Presse und nach
Reden beurteilt hätten, welche in Versammlungen
von nicht offiziellem Charakter gehalten worden
seien. Die verehrliche Minderheit vergisst, uns zu
sagen, an wen sonst wir uns hätten wenden sollen.
Mit Ausnahme des Redaktors der «Berner Volks-
zeitung » haben sich ja bis auf den. heutigen Tag
die Urheber des Initiativbegehrens in ein ge-
heimnisvolles Dunkel gehüllt. Wir haben s. Z. nichts
anderes vernommen, als dass in Herzogenbuchsee
eine Versammlung von etlichen zwanzig. Mann, be-
schickt aus beinahe allen Kantonen, .getagt und das
Initiatiybegehren formuliert habe. Von wem es aus-
gegangen ist, wusste niemand, und da. das Initiativ-
begehren selber eine Motivierung nicht enthält, war
der Bundesrat schlechterdings darauf angewiesen,
seine Belehrung über die Motive und die Tendenz
des Initiativbegehrens aus den ßxpektorationen der-
jenigen Presse zu schöpfen, welche dem Initiativ-
begehren zugethan war.

Diese Presse und ihre Hintermänner haben den
Bundesrat und die ganze B un des ver waltung nicht
gerade mit Glacehandschuhen behandelt.. Während
zwei Monaten ist in der Heruntermachung und Herab-
würdigung der obersten Landesbehörden und in An-
schuldigungen gegenüber einer behaupteten heillosen
verschwenderischen Finanz Wirtschaft des Bundes Un-
glaubliches geleistet worden. Wenn der Bundesrat
gegenüber dieser Art der Beweisführung eine feste
Sprache führte, so hat er nicht n u r , sich selbst,
sondern zugleich die Bundesversammlung, ohne deren
Zustimmung ja' nicht eine einzige Ausgabe des Bundes
gemacht werden kann, masslosen Anschuldigungen
gegenüber verteitigt. Der Bundesrat trägt die Ver-
antwortung für seine Botschaft; möge die Verant-
wortlichkeit für all das Unheil und all die Zwie-
tracht, welche das einmal angenommene Initiativ-
begehren im Schweizerlande noch sehen wird, auf
den Urhebern und Befürwortern nicht weniger schwer
lasten! (Sehr richtig! Beifall.)

Wie wir es in unserer Botschaft auseinander-
gesetzt haben, halten wir auch heute noch das Initiativ-
begehren von jedem Gesichtpunkte aus : formell,
finanziell, volkswirtschaftlich und politisch, für ver-
werflich. Das Initiativbegehren nimmt keine Rück-
sicht auf den jeweiligen Stand der Bundesfinanzen.
Ob die Eidgenossenschaft finanziell zu Grunde gehe
oder nicht, die Initianten beharren auf ihrem Schein,
sie verlangen jährlich 6 Millionen als eine feste und
unantastbare Abgabe des Bundes an die Kantone.
Ob Kriegsnot unser Land überziehe,' ob .die Eid-
genossenschaft für den Unterhalt unserer aufgebotenen
Armee wöchentlich drei bis vier Millionen .ausgebe,
das kümmert die Initianten nichts. Sie verlangen
ihre 6 Millionen und reduzieren nach , dem Wort-
laut des Initiativbegehrens ihre Forderung nur dann,
wenn der Betrag der Zolleinnahmen'.unter diese 6

Millionen herabsinken würde. Auch ist die ursprüng-
liche Absicht und der Gedanke, von diesem Bundes-
beitrag in den Kantonen etwas für die Hebung des
Volksschulwesens und die Linderung .menschlichen
Elendes zu verwenden, schon längst aufgegeben.

Die Initianten sagen, es sei ein neuer Finanz-
ausgleich zwischen Bund und Kantonen notwendig.
Die Kantone seien im Jahre 1874 übervorteilt worden.
Wir glauben, durch unsere Ausführungen und Ta-
bellen den Nachweis geleistet zu haben, dass es
mit diesem Uebervorteilen nichts ist, dass mit, Aus-
nahme des einzigen Kantons Basel alle übrigen
Kantone bei dieser Abschüttelung der Militärausgaben
gegen Verzichtleistung auf die Zoll- und Posterträg-
nisse sich seit'dem Jahre 1874 besser gestellt haben,
dass der Bund mit dem Jahre 1874 sogar Lasten
übernommen hat, für welche seine Kräfte momentan
nicht Einmal ausreichten.

Rechnungsdefizite von 827,000 Franken für das
Jahr 1875, von 1,185,000 Franken für das Jahr
1876, 1,836,000 Franken für das Jahr 1877, das
waren die Folgen des Ueberganges in die neue
Periode, und eine Zeit lang schien die Finanzlage
der Eidgenossenschaft ernstlich gefährdet. Wenn
sich im Verlaufe der Jahre diese Sachlage wieder
gebessert hat, wenn die Zolleinnahmen von 1873
bis 1894 um volle 20 Millionen gestiegen sind, so
haben wir Ihnen durch unsere Tabelle III gezeigt,
dass im gleichen Zeitraum die Gesamtausgaben des
Bundes um rund 43 Millionen gewachsen sind. Wenn
man von diesen 43 Millionen auch noch die 13
Millionen, welche in den letzten Jahren in ausser-
ordentlicher Weise für Zwecke der Neubewaffnung
der Infanterie und der Kriegsbereitschaft verausgabt
worden sind, in Abrechnung bringt, so bleibt immer
noch eine Mehrausgabe von 30 Millionen gegenüber
einer Zunahme der Zolleinnahmen von bloss 20
Millionen. Es kann übrigens nichts ungerechteres
geben, als diesen einseitigen Hinweis jauf die Ver-
mehrung der Zolleinnahmen und die gleichzeitige
Ignorierung des noch in .grösserem Masse wachsen-
den Ausgaben des Bundes.

Wir haben uns in unserem Berichte die An-
deutung erlaubt, es werde vielleicht nicht lange
anstehen, bis jemand entdecke, dass auch die Post-
einnahmen von 1874 bis 1893 um 12 Millionen
gestiegen seien und dass man auch von diesen
Mehreinnahmen einen Anteil zugunsten der Kan-
tone zu verlangen sich anschicke; und richtig, be-
reits heute lesen wir im Berichte der Minderheit
der Kommission, dass die ungeahnte Vermehrung
der Bundeseinnahmen, namentlich der ' Zoll- und
Post einnahmen, die Hauptursache für das Initiativ-
begehren gewesen sei. Wie ungereimt .dieser Hin-
weis auf die Vermehrung der Posteinhahmen ist,
beweist doch am allerbesten die Thatsache, dass
trotz dieser Vermehrung der Posteinnahmen das
Reinerträgnis infolge gewährter Verkehrserleich-
terungen und der nunmehr durchgeführten Besol-
dungserhöhung für das Postpersonal bis. zum letzten
Jahre in beständigem Rückgang begriffen ist.

Ein Hauptpunkt, welcher in 'dieser Angelegen-
heit immer ins Auge gefasst werden muss, ist und
bleibt die Frage, ob der Bund überhaupt imstande
sei, über die den Kantonen bis jetzt bezahlten
Subventionen hinaus einen weitern Beitrag von
jährlich 6 Millionen zu leisten. Der Bundesrat
muss diese Frage des entschiedensten verneinen.

Amtliche« stenographisches Bulletin IV. Kr. 6. — Bulletin ethnographique officia IV. Ko. 6.
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Der Chef des Finanzdepartements ist nun seit einem
Jahre mit der ernsten Prüfung über das finanzielle
Gleichgewicht beschäftigt und der Bundesrat hat
sieb in wiederholten Sitzungen einlässlich mit den
von den Departementen eingegangenen Berichten
über diese Frage beschäftigt. Wir sind dabei zu
der Ueberzeugung gekommen, dass es nach dem
bevorstehenden Verschwinden der ausserordent-
lichen Militär ausgab en für Neubewaffnung und
Kriegsbereitschaft, bei einer Beschränkung der Bau-
ausgaben auf das notwendigste und bei ettvelchem
Masshalten in allen übrigen Ausgaben des Bundes,
uns möglich sein sollte und möglich sein wird, aus
der gegenwärtigen Defizitperiode hinauszukommen.
Darüber hinaus aber noch Millionen vorzuschlagen,
welche nach dem Vorschlage der Initianten unter
die Kantone verteilt werden könnten, ist eine Illu-
sion und arge Selbsttäuschung.

Ich muss mich dabei auch allen Ernstes gegen
die Art und Weise, in welcher die verehrliche
Kommissionsminderheit einen Passus aus meinem'
Votum im Ständerate anlässlich der Beratung über
das Parlamentsgebäude aus dem Zusammenhang ge-
rissen und in den Dienst der Initianten gestellt hat,
verwahren. Ich habe mich damals auf das Deut-
lichste dahin ausgesprochen, dass wir neben den in
Aussicht genommenen, sich von selber ergebenden
Mehreinnahmen der Staatsrechnung diese auch von
mir erhofften Ersparnisse absolut notwendig haben,
um das für die nächsten Jahre noch verbleibende
Defizit von 3—4 Millionen zu beseitigen, dass aber
kein Raum für die 6 Millionen der Initianten bleibe.
A.n dem halte ich auch heute noch sowohl gegen-
über dem Antrage der Minderheit als auch gegen-
über dem Antrage des verehrlichen Herrn National-
rat Staub fest.

Es muss zugegeben werden, dass in dem Vor-
schlage des Herrn Staub eine gewisse Verbesserung
liegt. Der Antragsteller will -nicht mehr bloss die
Bevölkerungszahl als den Ausgangspunkt dieser Sub-
vention nehmen. Er fasst die wirklichen Zollein-
nahmen ins Auge. Nach seinen gestrigen Erklärungen
ist nicht der Bruttoertrag, sondern der Nettoertrag
der Zolleinnahmen gemeint und von diesen Netto-
einnahmen will er den Kantonen 10 °/o abgeben.
Es würde das eine Reduktion des jährlichen Opfers,
das die Eidgenossenschaft zu bringen hätte, um^'/z
Millionen bedeuten. Die Eidgenossenschaft würde
den Kantonen 3 l/z Millionen entrichten. Allein wir
müssen auch diesem Vorschlage grundsätzlich ent-
gegentreten. Nicht nur ist die Eidgenossenschaft
nicht im stände, diese 3'/a Millionen zu erübrigen,
sondern wir können nicht zugeben, dass ein Fun-
damentalsatz unserer Verfassung von 1874 derart
über den Haufen geworfen wird, dass an die Stelle
der Geldkontingente der Kantone an den Bund die
Geldkontingente des Bundes an die Kantone gesetzt
werden. Ob 3 oder 6 Millionen ist für uns grund-
sätzlich gleich unannehmbar.

Auf der ändern Seite haften diesem Antrage noch
verschiedene Mängel an. Auch dieser Antrag nimmt
auf den jeweiligen Stand der Bundesfinanzen keine
Rücksicht. Wenn z. B. infolge anderweitiger Ver-
umständungen trotz hoher Zolleinnahmen die Staats-
rechnung eines laufenden Jahres einen Fehlbetrag
vo.n 10 Millionen aufweist, so müssen gleichwohl die
Sl/z Millionen an die Kantone abgetreten werden.
Er nimmt keine Rücksicht auf die jeweilige Gesamt-

finanzlage, auf Kriegszustände und dgl. Dem Amen-
dement Staub haftet ferner der gleiche grosse Fehler
an, wie dem Hauptinitiativbegehren. Er selber be-
gnügt sich heute mit den 10 °/°» aber wenn der Stein
einmal ins Rollen gekommen ist, hat er es nicht
mehr in den Händen, ihn aufzuhalten, und wenn er
selber auch nicht mehr mitmachen will, können an-
dere Interessengruppen entstehen, die eine Erhöhung
dieser 10 °/o auf 20 °/° postulieren. Der Bundesrat
nimmt in gleicher Weise gegen das Amendement
Staub, wie gegen den Initiativvorschlag selber, Stellung.

Ich weiss nun wohl, dass die Initianten den Satz
aufstellen, sie bezwecken eben gerade mit der Ini-
tiative, die Bundesverwaltung zum Sparen zu zwingen.
Die Kommissionsminderheit hat auch in erster Linie
auf unsere Militärausgaben hingewiesen, wo noch
verschiedenes zu ersparen wäre. Wie es mit diesem
Sparen in der Bundesversammlung bestellt ist, das
wissen Sie selber am besten. Man spricht immer
vom Sparen, aber niemand will den Anfang machen.
Man zieht gegen die Postpaläste los, aber jedes neue
Projekt, das von einem Kanton als Bedürfnis ver-
langt und vom Bundesrat der Bundesversammlung
vorgelegt wird, wird einstimmig gutgeheissen. Wh
haben in jeder Session eine Reihe von neuen Projekten
mit Subventionsgesuchen für Strassen und Korrektions-
arbeiten. Für diese Projekte findet sich wieder ein
Interessentenkreis, der gross genug ist, um die Ge-
nehmigung dieser Subventionen durchzusetzen, und
nicht selten passiert es ja, dass die vom Bundesrate
beantragten Ansätze von der Bundesversammlung
noch erheblich erhöht werden. Ich glaube auch
nicht, dass die ausgesprochene Spartendenz der Min-
derheit der Kommission soweit ausreichen werde,
dass vielleicht nächste Woche der verehrliche Ver-
treter der Minderheit, Herr Théraulaz, den Antrag
stellen werde, es sei auf das neue Postgebäude in
Freiburg, welches die Eidgenossenschaft mit neuen
800,000 Franken belasten wird, nicht einzutreten.
(Heiterkeit.)

Auch die Landwirtschaft ist ja nicht mehr das
Stiefkind von früher. Sie schöpft gegenwärtig mit
vollen Händen aus der Bundeskasse, und jeder Ver-
such, auch in dieser Richtung zu etwelchem Mass-
halten zu mahnen, wird in diesem Saale beinahe als
ein Sacrilegium betrachtet.

Gegen den Vorwurf des Militärismus sich zu weh-
ren, will ich in der Hauptsache meinem Kollegen vom
Militärdepartement überlassen, aber als gewesener Chef
des Militär départements während zweier Jahre und
als seitheriger Vorsteher des Finanzdepartementes
erlaube ich mir doch, mich einen Augenblick bei
diesen Zahlen und Verhältnissen aufzuhalten und in
Ihre Erinnerung zu bringen, dass alle Beschlüsse
über diese ausserordentlichen Militärausgaben: die
Anlage von Befestigungen, die Neubewaffnung der
Infanterie, die Einführung des rauchschwachen Pul-
vers, die Vermehrung der Kontingentsmunition für die
Infanterie und Artillerie und alle fernem Massnahmen
für die Kriegsbereitschaft durch Anlage von Beklei-
dungsvorräten, Konserven-, Waizen- und Fourage-
lagern, von Ihrer hohen Versammlung einstimmig
gefasst worden sind. Ich möchte die verehrlichen
Vertreter der Kommissionsminderheit und ihre
Parteigänger im Rate höflichst ersuchen, sich in
dieser Sache vom Bundesrate und von der Bundes-
versammlung nicht trennen, sondern mit uns die
Verantwortung für die ausserordentlichen Militär-
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ausgaben vor dem Schweizervolke tragen zu wollen.
(Sehr richtig! Beifall.)

Wahr ist es, dass unter dem Zusammenfluss
aller dieser Ausgaben die Ziffern des Militärbudgets
eine besorgniserregende Höhe erreicht haben und
dass beträchtliche Rechnungsdefizite die Folge die-
ser Militärausgaben waren. Aber wir haben ja nun-
mehr den Trost und selbst die Gewissheit. dass die
ausserordentlichen Militärausgaben ihre Endschaft
erreicht haben und dass das Budget des Militär-
departements seine erschreckende Gestalt verloren
hat, nachdem die Militärausgaben von ihrem höchsten
Stand von 36 Millionen im Jahre 1892 nunmehr
im Budget für das Jahr 1894 auf 24 Millionen zu-
rückgegangen sind unä das Budget der drei fol-
genden Jahre mit 23, 21'/a und 21 Mili. Franken
sich wieder dem frühern normalen Budget nähert.

Aber darüber hinaus noch Millionen zu er-
sparen, wie die Befürworter der Initiative andeuten,
ist für solange eine vergebliche Hoffnung, als die-
selben nicht den Mut haben, offen die Abschaffung
unserer Milizarmee zu postulieren. (Beifall.) Solange
wir zur Wahrung der Integrität unseres Vater-
landes und zur Erfüllung unserer Pflichten als neu-
traler Staat jährlich 15,000 Rekruten auszuheben,
zu bekleiden, auszurüsten und zu bewaffnen haben,
solange wir dieselben in den Rekrutenschulen und
nachfolgenden Wiederholungskursen instruieren müs-
sen, solange wird es auch nicht möglich sein, die
Summe, welche die Initianten im Auge haben, flüs-
sig zu machen.

Abgesehen davon, dass für absehbare Zeit von
einem Ueberschuss des Bundes, welcher unter die
Kantone zu verteilen wäre, nicht gesprochen wer-
den kann, glauben wir, durch unsere Tabellen den
Nachweis geleistet zu haben, dass der Bund immer-
hin, soweit es in seinen Kräften stand, der finanziell
bedrängten Lage der Kantone zu Hülfe gekommen
ist. Man hat auch diese Zusammenstellung der Ta-
bellen getadelt. Man hat gesagt, durch dieselben
werden den Kantonen die Wohlthaten des Bundes
vorgehalten und der Vorwurf der Bundesbettelei
gemacht. Dieses Vorhalten war keineswegs unsere
Absicht; aber wir mussten diese Tabellen bringen,
um den Bund gegen den Vorwurf zu schützen, als
habe er für die Notlage der Kantone kein Herz
gehabt. Wenn wir uns hiebei den Hinweis darauf
erlaubt haben, dass die meisten Unterschriften ge-
rade aus denjenigen Kantonen, welche keine Ur-
sache .gehabt hätten, sich über den Finanzauaweis
von 1874 und über das seitherige System der eidg.
Subventionen zu beklagen, gekommen sind, so war
das eine so naheliegende Sache, dass wir glauben,
unsere Gegner, wenn sie an unserer Stelle gewesen
wären, hätten ganz gleich gehandelt wie der
Bundesrat. Was den Ausdruck Bundesbettelei be-
trifft, so haben wir denselben ebensowenig als das
geflügelte Wort von dem frischen und fröhlichen
Beutezug gegen den Bund ausgeheckt. Wir haben
einzig die gegnerische Presse zitiert und sofort die
Kantone gegenüber diesem von anderer Seite er-
hobenen Vorwurf in Schutz genommen. Wir sind
es gewesen, welche erklärt haben, dass das Be-
gehren dieser Subventionen ein konstitutionelles
Recht und die Ausübung dieses Rechtes keines-
wegs eine Herabwürdigung der Kantone sei. Dabei
zweifelten wir allerdings an der Aufrichtigkeit der-
jenigen, welche hinzufügten, man müsse mit dieser

unwürdigen Bundesbettelei einmal abfahren, und wir
erlauben, uns auch heute noch zu glauben, dass das
keine aufrichtige Sprache, sondern mehr ein dema-
gogisches Mittel sei, um dem Initiativbegehren sel-
ber die Pfade zu ebnen.

Eine Tabelle haben wir allerdings unterlassen auf-
zustellen. Es ist das diejenige, welche die Kommissions-
minderheit auf Seite 7 ihres Berichtes reproduziert
und für die wir ihr unsern aufrichtigen Dank ab-
statten. Denn wir glauben, nichts ist besser geeig-
net, unsere eigene Argumentation zu bekräftigen
und diejenige unserer Gegner zu entkräften, als
gerade diese von der Kommissionsminderheit ange-
legte Tabelle. Diese Tabelle ist zwar nicht ganz
vollständig, indem in derselben von dem Ertrag
des Alkoholmonopols von 33 Millionen, welche an
die Kantone verteilt worden sind, nichts zu er-
blicken ist. Die Kommissionsminderheit kommt
überhaupt über die Resultate des Alkoholmonopols
mit der eleganten Wendung hinweg, dass sie sagt:
einige Kantone hätten gewonnen, einige Kantone
hätten verloren. Nun haben wir doch in unsern
Ausführungen den unumstösslichen Nachweis ge-
leistet, dass seit Einführung des Alkoholmonopols
9 Kantone eine ganz grosse, früher nicht gekannte
Einnahme erhalten haben, dass von den Ohmgeld-
kantonen Bern das Gleichgewicht behalten, die üb-
rigen 11 Kantone und Halbkantone weit mehr als
den frühern Ohmgeldertrag beziehen und dass
einzig 3 Kantone eine bleibende Einbusse zu ver-
zeichnen haben.

In der Tabelle der Minderheit fehlt ferner ein
Pöstchen von etwas über 10 Millionen (Heiterkeit).
Wenn man die Situation vor und nach 1874 mit
einander vergleichen will, darf man die 530,000
Franken, welche der Bund seit 1874 alljährlich für
den Unterhalt der Alpenstrassen ausrichtet, nicht
eliminieren. Vor 1874 hat sich der Bund mit dem
Unterhalt der Alpenstrassen in keiner Weise be-
schäftigt. Er hat denselben ganz den Kantonen über-
lassen. Durch die Bundesverfassung von 1874 erst
wurde diese neue Bundesausgabe dekretiert und seit-
her den 4 betreffenden Kantonen ausbezahlt. Das macht
für die 20jährige Periode, die nun hinter uns liegt,
für den Kanton Graubünden 4 Millionen, für den
Kanton Tessin 4 Millionen, für den Kanton Wallis
l Million und für den Kanton Uri 1,600,000 Franken,
zusammen eine Summe von 10,600,000 Franken aus.
Hätte die verehrliche Kommissionsminderheit, wie
recht und billig, auch diese Millionen in ihre Tabelle
eingesetzt, so hätte sich der Bundesbeitrag auf den
Kopf der Bevölkerung für Wallis um 10, für den
Tessin um 38, für Graubünden um 42 und für Uri
um nahezu 100 Franken höher'gestellt. In diesem
Sinne ist denn auch das gestrige Votum des ver-
ehrlichen Herrn Nationalrat Erni, welcher zur Er-
klärung der in der vorgelegten Tabelle komparieren-
den hohen Ziffern für die Alpenstrassen den Art. 30,
Lemma 2 der Bundesverfassung und diese 530,000
Franken angeführt hat, zu berichtigen.

Was beweist uns im übrigen gerade diese Tabelle,
abgesehen von solchen kleinen Zahlenirrtümern?
Wie verhält sich diese Tabelle zu der Behauptung
auf Seite 5 des Berichtes der Kommissionsminder-
heit, bei dem jetzigen Snbventionssystem seien die
reichen Kantone die am meisten begünstigten ge-
wesen? Ich denke,zu diesen sogenannten reichen Kan-
tonen gehören in erster Linie doch gewiss diejenigen,
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welche nach unserer Tabelle VIII und für die Even-
tualität einer Kompensation der Zollfranken mit den
Geldkontingenten der Kantone in Nachteil geraten
würden und bei welchen die übrigen Kantone eine
jährliche Kontributionssumme von 630,000 Franken
erhöben, d. h. die Kantone Zürich, Bern, Aargau,
Waadt, Neuenburg, Genf, Basel-Stadt. Stehen nun
etwa diese Kantone mit den höchsten Ziffern im
Tableau der Minderheit der Kommission? Ich glaube,
das gerade Gegenteil trifft zu; sie stehen alle, mit
Ausnahme des Kantons Bern mit einer Differenz von
wenigen Rappen, unter dem ausgerechneten Mittel von
Fr. 21.88. Wohl aber finde ich die nachstehenden Kan-
tone mit ansehnlichen ZiSern per Kopf aufgeführt:
Schwyz mit Fr. 17. 90, Zug mit Fr. 21. 80, Tessin mit
Fr. 26. 34, Nidwaiden mit Fr. 29.10, Glarus mit
Fr. 38. 60, Wallis mit Fr. 48. 87, Graubünden mit
Fr. 54. 10, Obwalden mit Fr. 56. 77, St. Gallen mit
Fr. 67. 56 und Uri mit Fr. 154. 50. Die sogenannten
sieben reichen Kantone bewegen sich in den Grenzen
von 4—15 Franken, mit Ausnahme von Bern, das,
wie ich schon gesagt habe, auf 22 Franken ansteigt.
Und wenn behauptet wird, dass diese Zahlen be-
weisen, wie unrichtig das bisherige Verteilungs-
system gewesen sei, so habe ich dem entgegenzu-
halten, dass auch hierin eine gänzlich falsche Auf-
fassung von der Sache herrscht. Welches sind hier
die Kantone, die am wenigsten erhalten haben? Die
Kantone Freiburg, Solothurn, Baselstadt und Basel-
larid, Schaffhausen und die beiden Appenzell. Und
was ist der Grund, warum diese Kantone am wenig-
sten erhalten haben? Weil diese Kantone das Glück
hatten, nicht in gleicher Weise wie andere mit
elementaren Gewalten kämpfen zu müssen und weil
der Bundesrat seine bisherigen Subventionen so
eingerichtet hat, dass sie « den Kantonen gegeben
werden, wo Not vorhanden ist. Und was ändert nun
das Initiativbegehren an diesen Verhältnissen? Ab-
solut nichts. Es bleibt bei dem bisherigen System,
soweit die Finanzen der Eidgenossenschaft es noch
erlauben. Zu den bisherigen behaupteten Ungerechtig-
keiten hinzu kommen noch 2 Franken auf den Kopf
der Bevölkerung, und diese 2 Franken erhalten die-
jenigen Kantone, von denen das Minderheitsgutachten
sagt, sie seien bis jetzt ungebührlich bevorzugt
worden, gerade so gut wie die übrigen.

Ich will Ihrer Zeit ebenfalls Rechnung tragen
und mich nicht mehr allzulang aufhalten bei den
eventuellen Folgen einer Annahme des Initiativ-
begehrens ; aber doch glaube ich einige Punkte noch
hervorheben oder doch kurz berühren zu dürfen.

Ich glaube, die Bundesversammlung wird mit
dem Bundesrat darüber einverstanden sein, dass im
Falle diese 6 Millionen jährliche Mehrausgabe be-
schlossen, durch ein Volksvotum dekretiert würden,
unsere Goldreserve intakt erhalten werden muss.
Dieselbe ist durch ein Gesetz aufgestellt worden,
und wir würden einen ungeheuren Fehler begehen,
wenn wir diese Goldreserve, welche nach meinen
Begriffen für die ersten Bedürfnisse eines Kriegfalles
viel zu niedrig berechnet ist, antasten wollten. Ich
glaube, Sie werden auch mit mir darüber einver-
standen sein, dass die 20 Millionen Franken Wert-
titel, welche aus dem jüngsten Anleihen von 20 Mil-
lionen angelegt worden sind, nicht angetastet wer-
den dürfen. Ich erinnere mich noch recht wohl der
Diskussion in diesem Rate, wie man den Bundes-
rat beinahe auf seinen Eid verpflichtet hat, von

diesen 20 Millionen nichts für laufende Zwecke zu ver- *
wenden. Der Bundesrat hat selber nichts anderes vor-
geschlagen, und er hat den festen Willen, seine Ab-
sicht und die Aufträge der Bundesversammlung
durchzurühren und von diesen 20 Millionen nichts
für laufende Zwecke herzugeben. Wir sind vielleicht
etwas ungleicher Ansicht darüber, ob es möglich
wäre, diesen jährlichen Fehlbetrag auf dem Wege
von Anleihen zu beschaffen; allein meine feste
Ueberzeugung ist es, dass wenn die Finanzpolitik -
des Bundes in ein solches Fahrwasser geriete, dass
man fröhlichen Herzens einen jährlichen Fehlbetrag
von 6 Millionen beschliesst,, ohne für dessen Deckung
zu sorgen, das Kapital, wenn wir an'dasselbe ap- • •
pellieren wollten, uns abweisen würde und das mit
Recht. Das ist ein himmelweiter Unterschied, die
Anleihen, welche wir für die ausserordentlichen .
Kriegsbedürfnisse gemacht haben. Dort standen wir
vor einer einmaligen, in absehbarer Zeit aufhörenden
Auslage ; und wir haben ausdrücklich diese Ausgabe •
durch ein Anleihen zu decken beschlossen, welch es -
pünktlich verzinst und regelmässig amortisiert wer-
den muss; die betreffenden Annuitäten belasten die
Ausgabenrechnungen der Eidgenossenschaft.

Allein so kann man nicht verfahren, wenn es
sich darum handelt, Defizit auf Defizit zu häufen;
für diese Art Ausgaben des Bundes würde das
Kapital verschlossene Thüren haben, und wir würden
es zu unserem eigenen Schaden nur allzufrüh er- •
fahren, dass wir den Kredit der Eidgenossenschaft -
mutwillig zertrümmert haben.

Es kann die Kürzung der gegenwärtigen Sub-
ventionen des Bundes in Frage kommen. Ich weiss
wohl, dass dies in der Bundesversammlung kein
beliebtes Thema ist; ich will auch sofort zugeben,
dass eine Reihe von Subventionsbeschlüssen durch
ein neues Sparsystem nicht betroffen werden könnten.
Ich erinnere z. B. daran, dass die Durchführung
der Rheinkorrektion auf dem Wege eines Staats-
vertrages zustande gekommen ist; nicht der Kanton
St. Gallen ist gegenüber Oesterreich der Mitpartner
und der schuldige Teil, die Eidgenossenschaft hat
sich verpflichtet, die für die Durchführung dieses
Unternehmens nötigen Gelder zu liefern. Es wird
das Gleiche der Fall sein mit einer Anzahl von
grösseren Korrektionswerken, welche keinen Grenz-
fluss beschlagen und wo keine Staatsverträge notwen-
dig Varen. loh denke da, wo solche .Unternehmungen
gegenwärtig im Bau begriSen sind und die Sub-
ventionsbeschlüsse des Bundes schon in Kraft be-
stehen, wird es nicht angehen, auf dieselben wieder1

zurückzukommen. Um so schlimmer aber würde es
allen denjenigen ergehen, welche noch nicht sc
glücklich gewesen sind, unter dem alten Zustand
der Dinge unter Dach zu kommen ; ich denke, der
Bundesrat wäre notgedrungen in der Lage, der
Bundesversammlung die Abweisung aller solchen
Gesuche beantragen zu müssen. Und ich wüsste
auch nicht, wie es etwa mit den Postgebäuden
gienge, welche jetzt noch schwebend sind oder
welche, wenn auch schon beschlossen, noch nicht
in Angriff genommen worden sind. Man muss sich "
aber immerhin darauf gefasst machen,- dass hier .
eine Kürzung eintreten wird, so gross auch der.
Widerstand der Bundesversammlung in diesem Punkte "
sein wird. Noch grösser ist vielleicht der Widerstand
der Bundesversammlung bei den Geldkontingenten;
man zuckt die Achseln und belächelt einen solchen :
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Vorschlag; aber die bittere Not könnte uns schliess-
lich doch dazu zwingen, dass der Bund zu diesem
Mittel greifen müsste, um das Gleichgewicht seiner
Finanzen und den geschwundenen Staatskredit wieder
herzustellen. Wie sehr der Bunclesrat Recht hatte,
auì die grossen Gefahren hinzuweisen, welche die
Annahme des Initiativbegehrens für unsere Zollpolitik
im Gefolge haben könnte, das beweist am allerbesten
die Verwahrung, welche gestern vier verehrliche
Deputierte des Standes St. Gallen eingereicht haben
durch eine Erklärung, in welcher sie gewissermassen
ein Stück Zollpolitik niederlegen und sagen, wie sie
die Sache verstanden wissen wollen. Aber auch hier
haben die Herren die Sache nicht mehr in der Hand ;
sie können es nicht verhindern, dass Schutzzöllner
und finanzielle Vertreter der Kantone sich verbünden
und dass sie eben, wenn nichts anderes mehr zu
holen ist, sich in der Bundesversammlung mit der
Erhöhung der Zolltarifpositionen behelfen. Ebenso
glaube ich, kann nichts eingewendet werden, wenn
der Bundesrat in seiner Botschaft ausgeführt hat,
dass diese unglückliche Zollpolitik des Bundes in
Verbindung stehen müsste mit einer ebenso ver-
kehrten Steuerpolitik in den Kantonen. Wenn ein-
mal dieser Feldzug gelungen ist, wenn die Kantone
gemerkt haben, mit welcher Leichtigkeit man in
Bern 2 Franken per Kopf der Bevölkerung holen
kann, dann wird man sich in den Kantonen keine
grosse Mühe mehr geben, das schwierige Thema
der' Revision der kantonalen Steuergesetze weiter
zu behandeln. Ich glaube, alle diese Reformen,
welche au! diesem Gebiete notwendig wären, würden
mit einem Schlage begraben werden (Sehr richtig!)

Ich komme zum Schlüsse. Angesichts dieser
Unmöglichkeit von-grösseren Ersparnissen oder von
Mehreinnahmen, von Neueinnahmen, und bei der
Perspektive eines jährlich wiederkehrenden Defizits
von 6 Millionen, erscheint das Initiativbegehren als
so unmotiviert und zum allermindesten so unzeit-
gemäss, dass man notgedrungen darauf hingeführt
wird, noch andere Motive für dasselbe zu suchen,
und da können wir uns im Bundesrate nun einmal
des Eindruckes nicht erwehren, dass eben auch die
politische Seite der Frage eine grosse Rolle in dieser
Zollinitiative spielt. Wir haben in unserer Botschaft
anerkannt, dass es verschiedene Hoffnungen und
Triebfedern gewesen sind, welche die Initiauten
•zusammengeführt haben. Wir wollen auch keines-
wegs bestreiten, dass es unter den Initianten solche
giebt, welche die Fabel von dem Ueberflusse des
Bundes für Wahrheit, gehalten haben oder welche
sich doch wenigstens dem falschen Glauben hingeben,
als sei es möglich, diese Abtretung von 6 Millionen
an ' die Kantone durchzuführen ohne dadurch den
Finanzen des Bundes eine gefahrvolle Situation zu
bereiten.- Aber dieser ganzen Bewegung liegt doch
oöenbar eine grosse politische Aktion, zu Grunde,
und hatte denn der Bundesrat so ganz Unrecht, wenn
er in seiner Botschaft sagte, wir hätten eine aus-
gesprochen rückschrittliche und gegen den aus der
Revision der Jahre 1872 und 1874 hervorgegangenen
Bund gerichtete Bewegung vor uns, wenn die ver-
ehrliche Minderheit der Kommission in ihrem Be-
richte mit grossem Nachdruck den Finger darauf
legt, dass 7Vs Kantone bei dem Kompromiss von 1874
nicht mitgemacht haben, und wenn sie damit für
sich die volle »Aktionsfreiheit wahren, die ihnen
anstössigen Bestimmungen der Verfassung von 1874

wieder in ihrem Sinne umzugestalten, sobald sie
die Macht oder die Mittel dazu haben? Diese Aktion,
welche offenbar vorhanden ist, richtet sich aber
ganz direkt gegen ,die gegenwärtige Stellung des
Bundes, welche er gegenüber den Kantonen ein-
nimmt; sie ist gerichtet auf1 eine Schwächung
des Bundes und der Bundesgewalt. Ist das klug, im
gegenwärtigen Momente einen solchen Feldzug zu
unternehmen? Wir hatten uns allmählig an einander
gewöhnt in den yerschiedenen Parteien; die Berück-
sichtigung der Minderheiten, sei es auf gesetz-
geberischem Wege, sei es infolge des freien'Ent-
schlusses, hat sowohl im Bunde wie in den Kan-
tonen Fortschritte gemacht; wir hatten angefangen,
mit einander gemeinsam zu arbeiten auf dem Boden
der volkswirtschaftlichen Reformen. Sehen wir im
Bundesrate zu pessimistisch, wenn wir befürchten,
dass alle diese Errungenschaften wieder über den
Haufen geworfen werden und dass mit der Annahme
des Initiativbegehrens eine neue Aera unsäglicher
Haders und entfesselter politischer Parteikämpfe im
Schweizerlande ihren Einzug halten wird? Und
je wuchtiger dieser Angriff ist und je berech-
neter die Taktik, um so mehr, glauben wir, ist es
die Pflicht aller derjenigen, welche an der Bundes-
verfassung von 1874 mitgearbeitet haben und am
Fortbestande und an der Fortentwicklung derselben
ein Interesse nehmen, sich zusammenzuschaaren und
diesen Angriff gebührend abzuweisen; nicht hier
im Ratssaale tragen wir den uns aufgedrungenen
Kampf aus, sondern draussen im Volk, und da geben
wir uns mit den Schlussworten unserer Botschaft
immer noch der Hoffnung hin, dass der gesunde
und vaterländische Sinn unseres Volkes es heraus-
fühlen wird, dass es gerade im Interesse der
schwachen und kleinen Kantone ist, einen finanziell
kräftigen Bund über sich zu wissen und dass nur
ein finanziell kräftiger Bund, eine geeinigte und
starke Eidgenossenschaft. im stände ist, die Würde
und das Ansehen unseres Vaterlandes nach aussen
und innen zu wahren und unsero Integrität inmitten
von Weltstürmen, welche auch uns bedrohen können,
zu schirmen. (Lebhafter Beifall).

Cramer-Frey: Nachdem Herr Bundesrat Hauser
im Namen des Bundesrates gesprochen hat, fragte
sich der Sprechende, ob er überhaupt nicht auf das
Wort verzichten solle. Ich halte es aber doch für
richtig, wenigstens noch einige Worte zu sagen,
weil ich dafür halte, es sei auch die Pflicht der
Vertreter derjenigen politischen Fraktion der Bundes-
versammlung, welcher ich anzugehören die Ehre
habe, noch den Standpunkt derselben darzulegen,
und weil ich dafür halte, dass es möglich sei, noch
einige neue Gesichtspunkte in die Debatte zu
bringen.

Mit ' voller Ueberzeugung spreche ich mich gegen v
den Initiativvorschlag aus und ebenso — darüberhat
es bei mir in keinem Momente ein Schwanken gegeben
— gegen jeden Gegenvorschlag. Man hat der Bot-
schaft des Bundesrates vorgeworfen, sie hätte ruhiger
gehalten sein können. Man kann in dieser Beziehung
vielleicht die Meinung, welche ausgesprochen worden
ist, teilen;; aber man wird auch den Bundesrat be-
greifen und entschuldigen, wenn man sich vergegen-
wärtigt, dass zum ersten Male seit dem Bestand des
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neuen Bundes eine derartige Forderung in ähnlicher
Form materiell aufgeworfen worden ist, wenn man
sich vergegenwärtigt, dass gewissermassen zum ersten
Male seit dem Jahre 1848 Begriff und Aufgaben des
Bundes völlig auf den Kopf gestellt werden wollen
und wenn man sich vergegenwärtigt, dass wir in der
Bundesverwaltung vor einem Defizit stehen, welches
eben nur durch Kontrahierung neuer Anleihen ge-
deckt werden kann, sofern die Initiative Erfolg hat.
In dieser Richtung hat der Chef des Finanzdeparte-
ments die Frage ausführlich auseinandergesetzt, und
wir können nur sagen: wenn die Initiative Erfolg
hat, so werden wir im Verlaufe von wenigen Jahren
neue Anleihen im Betrage von 25 bis 30 Millionen
aufnehmen müssen. Und was bedeutet die Kontra-
hierung neuer Schulden? Nach meinem Dafürhalten
ist der Bund an der Grenze angelangt, welche er
in dieser Beziehung nicht überschreiten darf, wenn
nicht der Kredit des Landes, der Kredit des Bundes,
welcher gegenwärtig so hoch steht, Schaden leiden
soll. Wenn wir uns das in normalen Zeitläuften
sagen müssen, so werden sich unsere Bedenken noch
steigern müssen, wenn wir an schwere Zeiten, an inter-
nationale Verwicklungen denken. Das und die Befürch-
tung, dass wir beim plötzlichen Eintritt derartiger
schwerer internationaler Verwicklungen sofort zur
Ausgabe von Papiergeld schreiten müssten, ist für mich
heute schon mit ein Grund, und kein unwesentlicher
Grund, um gegen die Initiative zustimmen, sowie er für
mich seinerzeit, wenn die Frage der Errichtung einer rei-
nen Staatsbank in diesem Saale aufgeworfen werden
wird, ein Hauptgrund sein wird, mich dagegen auszu-
sprechen. Ich will ohne weiteres zugeben, dass der
Bericht der Minderheit der Kommission bestechend
und geschickt abgefasst ist ; aber dieser Bericht war
nicht geeignet, die eben geäusserten Bedenken irgend-
wie zu zerstören. Immerhin werde ich doch dazu
kommen, einigen Bemerkungen, welche jener Bericht
enthält, meinen Beifall in einem gewissen Masse zu
zollen. Vorher aber wollen Sie mir gestatten, dar-
auf hinzuweisen, dass, wenn durch die Tabelle,
welche der Bericht der Kommissionsminderheit auf
Seite 7 aufgestellt hat, bewiesen werden soll, dass
durch die Subsidien, welche seit dem Jahre 1854
den Kantonen ausgerichtet worden sind, eine Un-
gleichheit und Ungerechtigkeit begangen worden sei,
diese Behauptung durchaus neben das Ziel schiesst.
Diese Ziffern würden ein ganz anderes Bild dar-
bieten, wenn denselben andere gegenübergestellt
würden, nämlich die Beiträge, welche diegewerbreichen
und verkehrsreichen Kantone unseres Landes an die
Gesamteinnahmen des Bundes aus den Zöllen und
aus den Posten beitragen. Die Minderheit ignoriert,
dass eben gerade diese verkehrsreichen und gewerb-
reichen Kantone es sind, welche die Hauptposten
beitragen zu den Einnahmen, und dass es nur in-
folgedessen möglich war, unsere Posttaxen gerade
im Interesse der Bevölkerung der landwirtschaftlichen
Kantone so tief herunterzusetzen. Die Minderheit
ignoriert sodann, dass ohne die Kauf- und Steuer-
kraft der gewerbreichen und verkehrsreichen Kan-
tone die Einnahmen des Bundes aus diesen beiden
Quellen, den Zöllen und den Posten, nur mit Not
ausreichen würden, auch nur die dringendsten Be-
dürfhisse des Bundes zu befriedigen, und dass für
eine Rückgabe an die Kantone, wie sie bis anhin
erfolgt ist, nichts übrig geblieben wäre, und endlich
ignoriert auch die Minderheit der Kommission, dass

eben ohne das Gedeihen der gewerbreichen Kantone
auch die landwirtschaftliche Bevölkerung unseres
Landes für die Produkte ihrer Arbeit nicht die-
jenigen höheren Preise erzielen würde, wie es gegen-
wärtig der Fall ist.

Ich glaubte, es sei nötig, auch diese Faktoren,
diese Momente wieder einmal in Erinnerung zu
bringen. Und nun sind sich diese gewerb- und
verkehrsreichen Kantone unseres Landes vollkommen
bewusst, dass sie den agricolen Kantonen Opfer
bringen, und ich nehme diesen Satz auch für den-
jenigen Kanton in Anspruch, den ich zu vertreten
die Ehre habe. Der gewerbreiche Kanton Zürich
bringt Opfer, trotzdem, wie ich sofort zugestehen
will, derselbe auch nicht unerhebliche Subsidien
vom Bunde bezieht; aber wir bringen diese Opfer,
weil wir bundesfreundlich sind oder um es besser
zu sagen, wir sind bundesfreundlich und bringen
deswegen diese Opfer im Interesse des Ganzen,
weil wir uns sagen, das Solidaritätsgefühl gegen-
über allen Bundesgliedern gebiete es uns, und wir
bringen diese Opfer, trotzdem wir uns sagen müs-
sen, unsere Interessen, die Interessen der grösseren
Kantone seien in den eidgenössischen Räten lange
nicht in dem Umfange vertreten, wie diejenigen ge-
rade derjenigen Kahtone, welche sich in diesem
Momente am meisten beklagen.

Die Minderheit sagt uns, es sei für den Bund
ganz gut möglich und nicht nur möglich, sondern
im Interesse einer sparsamen Verwaltung auch
vorteilhaft, den Kantonen 6 Millionen abzugeben,
Ich glaube, die Logik, die in diesem Satze liegt,
ist mit dem Tageslichte nicht verträglich. Zum Be-
weis für diese Behauptung wird in dem Berichte
gesagt, man hätte ja eine besondere Kommission
eingesetzt, welche die Aufgabe bekommen habe,
praktische Mittel zur Erzielung des Gleichgewichtes
zu finden. Nun sage ich: Warum warten die-
jenigen, welche den Initianten Zugeständnisse machen
wollen, nicht, bis diese Gleichgewichtskommission
Untersuchungen gepflogen, bis sie gearbeitet hat,
warum fahren sie — um mich eines trivialen Aus-
drucks zu bedienen — dieser Kommission gewisser-
massen zwischen die Beine und warum verunmög-
lichen sie dieser Kommission zu. arbeiten, bevor
das Schicksal der Initiative entschieden ist?

Man sagt uns ferner, es sei auffallend, wie sich
in der Verwaltungsrechnung eine von Jahr zu Jahr .
sich steigernde Erhöhung der Preise geltend mache.
Ich halte dafür, es gebe nur ein Mittel, einen et-
waigen Uebelstand abzuschaffen und das sei das,
dass wir das Organ, von dem wir dieser Tage hier
gesprochen haben, den unabhängigen Rechnungshof
kreieren, und ich hoffe, wir werden dann auch die
Minderheit der Kommission dabei finden, wenn
diese Frage vor das Forum der Bundesversamm-
lung gelangt.

Mit einem Schein von Berechtigung sagt die
Minderheit der Kommission, seitens des Herrn
Chefs des Departements des Innern sei angedeutet
worden, man werde, wenn diese Initiative verwor-
fen werde, sofort dazu schreiten, die Frage der
Subventionierung der Volksschule wieder aufs Tapet
zu bringen, und darin erblicke man eine Gefahr.
Meine Ansicht ist die, dass der Bundesrat es ange-
sichts der in Aussicht stehenden Defizite und an-
gesichts des Inhaltes der Botschaft über ,die Zoll-
initiative selber nicht wagen wird, in absehbarer
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Zeit mit einer derartigen Vorlage vor die Bundes-
versammlung zu treten. Es darf dabei nur in Er-
innerung gebracht werden, dass auf Veranlassung
derjenigen Fraktion, der ich anzugehören die Ehre
habe, dem Antrag Gurti ein Amendement bei-
gegeben worden ist, es können nur dann Bei-
träge an die Volksschule abgegeben werden, wenn
die Finanzen des Bundes es erlauben. Ich glaube
auch, wenn der Bundesrat es sogar wagen
würde, eine derartige Vorlage zu bringen, sie in
diesem Rate keine Majorität finden würde.

Ich komme nun zu einem Argumente, das die
Kommissionsminderheit mit einer gewissen Berech-
tigung zu Gunsten der Initiative anführt. Es betrifft
das die teilweise schwachen finanziellen Verhältnisse
der Kantone. Man spricht von den armen Kantonen
und man spricht vom reichen Bund. Was den
Reichtum des Bundes anbelangt, so besteht er zur
Stunde ohne Zweifel in einem ganz grossen Posten
von Schulden, im Bevorstehen neuer Defizite und
darin, dass der Bund, im Gegensatz zu den Kan-
tonen, faktisch auf zwei einzige Einnahmequellen
angewiesen ist, nämlich auf die Zoll- und Postein-
nahmen. Nun ist es aber leider wahr, dass die
Finanzen vieler Kantone ein hartes Dasein fristen.
Der Kanton Zürich laboriert gegenwärtig an einem
jährlichen Defizit von 800,000 Franken bis einer
Million. Bei unsern Steuerverhältnissen wissen wir
zur Stunde nicht, wie wir dieses Defizit decken
sollen ; allein dennoch bin ich der Meinung, dass
die grosse Mehrheit des Zürchervolkes die Initiative
verwerfen wird.

Wiederholt ist in der Diskussion angetönt worden,
wenn diese Initiative reüssiere, so werde die Kranken-
und Unfallversicherung begraben. Das ist auch meine
Meinung. Es ist aber auch me'ine Meinung, dass
diejenigen, welche doch zur Initiative stehen, eine
schwere Verantwortung auf sich nehmen, indem sie
diesem schönen und grossen Werk der Kranken-
und Unfallversicherung, die von der grossen Majo-
rität des Schweizervolkes mit Jubel begrüsst worden
ist, den Untergang bereiten. Man wird allerdings,
damit die Lasten der Versicherten nicht zu schwer
werden und überhaupt die Vorlage in unserm Volke
Annahme finde, mit den Mitteln, welche die gegen-
wärtigen Bundesfinanzen uns bieten können, nicht
ausreichen; man wird zu einer ändern Einnahme-
quelle greifen müssen. Diese sehe ich nirgends, als
ini Tabakmonopol. Da werden Sie, meine Herren
von der Minderheit, einsetzen können und Gelegen-
heit haben, etwas zu Gunsten der Kantone zu thun,
da werden Sie an Ihre Zustimmung zum' Tabak-
monopol in Verbindung mit der Kranken- und
Unfallversicherung die Bedingung knüpfen können,
dass vielleicht die Hälfte dieses Monopolertrages den
Kantonen abgegeben werde. Sie werden sich dann-
zumal sogar auf den Vorgang bei der Kreierung des
Alkoholmonopols stützen können und sich nicht
mehr dem Vorwurf, als ob Sie die Grundpfeiler
unserer Bundesfinanzen zertrümmern wollen, aus-
setzen müssen. Sie werden dannzumal auch ein
grosses, ein doppelt gutes Werk fördern helfen,
einmal die Fürsorge für die Schwachen, indirekt
die Erleichterung der Armenlasten der Kantone und
direkt wieder die Erleichterung der Lasten der Kan-
tone durch die Beteiligung derselben am Ertrag
des Tabakmonopols.

Nun ein Wort zum Vermittlungsantrag des Herrn

Kollegen Staub. Der Urheber des Vorschlages hat
denselben mit einer glänzenden Beredsamkeit ver-
teidigt. Aber wenn auch diese Rede gewiss auf viele
Mitglieder des Rates einen grossen Eindruck gemacht
hat, so muss derselben doch entgegengehalten werden,
dass es sich in diesem Moment und bei dieser Initiative
nicht bloss um ein paar Millionen mehr oder weniger,
sondern dass es sich neben der Geldfrage auch um
eine prinzipielle Frage handelt.

Gestern hat einer der Herren Redner der Minder-
heit der Kommission gesagt, dass wir vor einem
Wendepunkt stehen. Diesen Eindruck haben wir
ebenfalls. Ich befürchte aber, man sei sich auf
Seite der Minderheit nicht ganz klar, was für Folgen
aus der eventuellen Annahme der Zollinitiative ent-
stehen müssten. Ich befürchte, dass die Folgen ganz
andere sein werden, als die, welche die Herren der
Minderheit sich vorstellen. Ich hoffe immer noch,
dass im bevorstehenden Kampfe und in der Volks-
abstimmung über diese Initiative die Besonnenheit
die Oberhand gewinnen werde.

Die politische Gruppe, der ich anzugehören die
Ehre habe, hat sich gesagt, es liege in ihrer Pflicht,
das Erbteil, welches diejenigen, die vor uns in diesem
Saale getagt haben, uns hinterlassn haben, treu zu
wahren und die Grundsätze, welche in den Bundes-
akten von 1848 und 1874 niedergelegt sind, nicht
in rückschrittlichem, sondern in fortschrittlichem
Sinne, allerdings mit richtiger Ueberlegung und Nüch-
ternheit, weiter entwickeln zu helfen. Darum ist
auch unsere Gruppe einstimmig, mit Ausnahme des
Herrn Kollegen Sonderegger (Innerrhoden), welcher
für den Vermittlungsantrag eintritt.

Ich empfehle Ihnen, sowohl das Initiativbegehren,
als den Gegenvorschlag abzulehnen.

M. Kuntschen: La demande d'initiative ren-
contre au sein du conseil une vive opposition.
C'était à prévoir, et je .crois que les signataires de
la demande ne se faisaient à cet égard aucune illu-
sion. Mais ce qui surprendra certainement les ci-
toyens qui l'ont formulée, c'est de voir suspecter
leur patriotisme. Exercer un droit constitutionnel
c'est faire acte de félonie. Etrange est la démocratie
dans laquelle nous vivons. On oppose à la demande
d'initiative des raisons d'ordre divers.

D'abord, on cherche à imprimer à la revendication
populaire, objet de nos délibérations, un caractère
odieux. — Le rapporteur français de la majorité
de la commission a dit: Les initiants se sont asso-
ciés un allié puissant: l'intérêt pécuniaire. Un membre
du conseil a même parlé de auri sacre famés. Ce
reproche m'étonne. En effet, si nous ouvrons le
message du conseil fédéral, nous voyons l'autorité
supérieure de la Confédération combattre la demande
d'initiative, non seulement au nom des intérêts de
la Confédération, mais surtout au nom de ceux des
cantons. Dans la première partie de ce document, le
conseil fédéral met en relief les subventions qui ont
été accordées aux cantons en attribuant à celles-ci
le caractère de privilèges et de faveurs ; puis le
message ajoute: La demande d'initiative une fois
acceptée, les subsides seront supprimés. N'est-ce pas
«ne menace contre les intérêts de certains cantons ?

Plus loin le message fait appel aux cantons
riches; il leur dit: Si l'initiative passe, le moment
viendra où, en temps de crise, il faudra faire appel
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